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I. Nicht)inanzielle	Erklärung	nach	NFRD	als	Vorläufer	.......................................................	7 

II. Nachhaltigkeitsberichterstattung	nach	EU-Taxonomie	VO	...........................................	9 

III. Nachhaltigkeitsberichterstattung	nach	CSRD	................................................................	9 

D. Die	EU-Taxonomie	VO	......................................................................................................	12 

I. Hintergrund	....................................................................................................................................	12 

1. Sustainable	Finance	Action	Plan	.......................................................................................	12 

2. European	Green	Deal	.............................................................................................................	13 

II. Systematik	.......................................................................................................................................	13 

III. Regelungsgegenstand	............................................................................................................	15 

1. Anwendungsbereich	...............................................................................................................	15 

2. Umweltziele	...............................................................................................................................	16 

a) Klimaschutz	...............................................................................................................................	17 

b) Anpassung	an	den	Klimawandel	......................................................................................	17 

c) Nachhaltige	Nutzung	und	Schutz	von	Wasser-	und	Meeresressourcen	..........	17 

d) Übergang	zu	einer	Kreislaufwirtschaft	.........................................................................	18 

e) Vermeidung	und	Verminderung	der	Umweltverschmutzung	..............................	19 

f) Schutz	und	Wiederherstellung	der	Biodiversität	und	Ökosysteme	...................	19 

3. Transparenzp)lichten	.............................................................................................................	20 

E. PrüfpLlichten	nach	Art	8	EU-Taxonomie-VO	............................................................	22 

I. Anwendungsbereich	....................................................................................................................	22 

a) Anwendungsbereich	der	nichtLinanziellen	Erklärung	der	NFRD	bis	

Geschäftsjahr	2024	...........................................................................................................................	22 

b) Anwendungsbereich	des	Nachhaltigkeitsberichts	ab	Geschäftsjahr	2024	....	23 
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A. Einleitung	
Die	Klimakrise	der	heutigen	Zeit	 rückt	das	Thema	nachhaltiger	Unternehmensfüh-

rung	in	den	Vordergrund.	 Insbesondere	Verbraucher	und	andere	Stakeholder	erwarten	

von	Unternehmen	eine	ökologisch	und	sozial	verantwortungsvolle	Produktion	und	ent-

sprechende	Nachweise	der	Nachhaltigkeit	der	Wirtschaftsaktivitäten.	Unternehmen	wer-

den	inzwischen	nicht	mehr	ausschließlich	durch	ihre	)inanzielle	Performance	beurteilt.1	

Um	Greenwashing	zu	verhindern,	hat	die	Europäischen	Union	(EU)	die	Berichtsp)lichten	

der	Unternehmen	über	den	reinen	)inanziellen	Jahresbericht	hinaus	weiterentwickelt	und	

fordert	nun	von	den	Unternehmen	auch	Angaben	zur	Nachhaltigkeit.	Ziel	ist	es,	Investiti-

onen	in	ökologisch	nachhaltige	Projekte	zu	fördern2	und	den	Stakeholdern	einen	erleich-

terten	und	kostengünstigen	Zugang	zu	den	Nachhaltigkeitsinformationen	der	Unterneh-

men	zu	ermöglichen.3	

Der	erste	Schritt	war	dabei	die	Etablierung	eines	Klassi)izierungssystems	durch	die	

EU-Taxonomie	VO4,	durch	die	de)iniert	wird,	wann	eine	Wirtschaftsaktivität	als	ökologisch	

nachhaltig	gilt.5	Darüber	hinaus	etabliert	die	EU-Taxonomie	VO	die	P)licht	für	Unterneh-

men	 zur	Veröffentlichung	 der	 entsprechenden	Angaben	 in	 der	 nicht)inanziellen	 Erklä-

rung.	

Jedoch	können	die	Stakeholderinteressen	mit	der	reinen	Veröffentlichung	der	Anga-

ben	nicht	ausreichend	vor	der	Gefahr	des	Greenwashing	geschützt	werden.	Aus	diesem	

Grund	hat	die	EU	mit	der	Corporate	Sustainability	Reporting	Directive	(CSRD)6	 im	Jahr	

2022	eine	Prüfungsp)licht	 für	die	Angaben	 in	den	Nachhaltigkeitsberichten	eingeführt,	

um	mehr	Transparenz	in	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	zu	schaffen.	

Diese	neue	Berichts-	und	Prüfungsp)licht	stellt	viele	Unternehmen,	ihre	Berater	und	

Wirtschaftsprüfer	 vor	 neue	 Schwierigkeiten,	 die	 von	 der	 Forschung	 aufgenommen	

 
 
1	 Quick/Toledano/Toledano,	 Ist	 eine	 Prüfungsp/licht	 für	 Nachhaltigkeitsberichte	 sinnvoll?	 IRZ	 2022,	 37	
(beck-online.de).	
2	Bueren,	Die	EU-Taxonomie	nachhaltiger	Anlagen	-	Teil	1	-,	WM	2020,	1611	(wiso-net.de).	
3	Lanfermann,	Auswirkungen	der	EU-Taxonomie-Verordnung	auf	die	Unternehmensberichterstattung,	BB	
2020,	1643	(1646).	
4	Verordnung	(EU)	2020/852	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	18.	Juni	2020	über	die	Ein-
richtung	eines	Rahmens	zur	Erleichterung	nachhaltiger	Investitionen	und	zur	AZ nderung	der	Verordnung	
(EU)	2019/2088,	ABl	L	198/13.	
5	Weinrich/Bilican/Artinger/Jülich,	Derzeitige	und	künftige	Herausforderungen	bei	der	Praxis-Umsetzung	
der	Taxonomy-Verordnung,	WPg	2022,	412.	
6	Richtlinie	(EU)	2022/2464	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	14.	Dezember	2022	zur	AZ n-
derung	der	Verordnung	(EU)	Z	537/2014	und	der	Richtlinien	2004/109/EG,	2006/43/EG	und	2013/34/EU	
hinsichtlich	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	von	Unternehmen,	ABl	L	322/15.	
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wurden.	So	wurden	seit	der	Veröffentlichung	der	EU-Taxonomie	VO	versucht,	einen	UV ber-

blick	über	die	Inhalte	der	Verordnung	zu	schaffen	sowie	Detailfragen	zu	klären.	Darüber	

hinaus	wurde	Hilfestellungen	für	die	Berichtsp)licht	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	entwi-

ckelt,	um	Unternehmen	bei	den	neuen	Aufgaben	zu	unterstützen.	

Im	Rahmen	dieser	Arbeit	werden	die	Anforderungen	der	Nachhaltigkeitsberichter-

stattung	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	geprüft.	Dabei	wird	insbesondere	untersucht,	wel-

che	Prüfp)lichten	für	Unternehmen	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	gelten,	welche	Inhalte	in	

den	Nachhaltigkeitsbericht	aufzunehmen	sind	und	wie	und	durch	wen	eine	externe	Prü-

fung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	erfolgt.	Im	UV brigen	stellt	sich	die	Frage,	ob	die	

EU-Taxonomie	VO	mit	ihrer	Offenlegungsp)licht	in	Art	8	EU-Taxonomie	VO	zu	einer	nach-

haltigen	Entwicklung	der	Wirtschaft	beitragen	und	ihren	Teil	zur	Verwirklichung	der	vor-

gegebenen	Ziele	des	Europäischen	Green	Deals	und	der	Sustainable	Development	Goals	

der	Vereinten	Nationen	beisteuern	kann.	

Ziel	der	Arbeit	ist	es,	eine	Analyse	der	Rechtsgrundlagen	der	neuen	Nachhaltigkeits-

berichterstattung	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	für	Unternehmen	durchzuführen.	Dabei	

werden	die	wichtigsten	Aspekte	 der	EU-Taxonomie	VO	 vorgestellt	 und	die	Nachhaltig-

keitsberichterstattung	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	in	den	Kontext	der	nicht)inanziellen	

Erklärung	nach	der	Non-Financial	Reporting	Directive	(NFRD)7	und	der	Nachhaltigkeits-

berichterstattung	nach	der	CSRD	gesetzt.		

Dafür	erfolgt	eine	Analyse	der	Rechtsakte	der	EU	durch	eine	Erörterung	der	bisheri-

gen	Literatur	und	Auslegung	der	maßgeblichen	Vorschriften.	

Im	ersten	Kapitel	wird	zunächst	der	Begriff	der	Nachhaltigkeit	(B.)	de)iniert	und	ein	

UV berblick	zu	seiner	historischen	Entwicklung	verschafft,	um	den	Kontext	der	Nachhaltig-

keitsberichterstattung	erfassen	zu	können.	Anschließend	erfolgt	eine	historische	Einord-

nung	der	Entwicklung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	(C.),	bevor	die	EU-Taxonomie	

VO	mit	ihren	Hintergründen,	der	Systematik	und	den	Regelungsgegenständen	vorgestellt	

wird	(D.).	Anschließend	wird	auf	die	Prüfp)licht	der	Unternehmen	nach	Art	8	EU-Taxono-

mie	VO,	einschließlich	des	Anwendungsbereichs,	(E.)	genauer	eingegangen	und	dabei	die	

Unterscheidung	zwischen	taxonomiefähigen	und	taxonomiekonformen	Wirtschaftstätig-

keiten	 untersucht.	 Im	 Anschluss	 daran	 wird	 geprüft,	 welche	 Inhalte	 die	

 
 
7	Richtlinie	2014/95/EU	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	22.10.2014	zur	AZ nderung	der	RL	
2013/34/EU	im	Hinblick	auf	die	Angabe	nicht/inanzieller	und	die	Diversität	betreffender	Informationen	
durch	bestimmte	große	Unternehmen	und	Gruppen,	ABl	L	330/1,	1.	



	3 

Nachhaltigkeitsberichterstattung	nach	 der	EU-Taxonomie	VO,	 der	NFRD	und	der	 CSRD	

umfassen	muss	und	wie	die	Berichterstattung	zu	erfolgen	hat	(F.).	Abschließend	wird	in	

einem	letzten	Kapitel	die	Frage	der	Prüfung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	(G.)	ge-

nauer	beleuchtet	und	dabei	auf	die	Neuerungen	durch	die	CSRD	eingegangen.	Dabei	wird	

ein	besonderes	Augenmerk	darauf	gelegt,	durch	wen	eine	externe	Prüfung	erfolgen	soll	

und	welche	Inhalte	die	Prüfung	hat.	
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B. Begriff	der	Nachhaltigkeit	
Die	 Untersuchung	 der	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 bedarf	 in	 einem	 ersten	

Schritt	der	De)inition	des	Begriffes	der	Nachhaltigkeit.	

Eine	allgemeingültige	De)inition	des	Begriffes	der	Nachhaltigkeit	besteht	nicht,	 so-

dass	durch	historische	Auslegung	zu	ermitteln	ist,	was	der	Kern	des	Begriffes	ist.	Die	erste	

Nutzung	des	Begriffes	erfolgt	durch	Hans	Carl	von	Carlowitz	(1645-1714)	im	Rahmen	der	

Forstwirtschaft,	der	mit	diesem	Begriff	beschrieb,	dass	in	einem	Wald	nur	so	viel	abge-

holzt	 werden	 sollte,	 wie	 sich	 binnen	 gewisser	 Zeit	 auf	 natürliche	Weise	 regenerieren	

kann.8	

Das	heutige	Verständnis	des	Nachhaltigkeitsbegriffs	geht	auf	den	Brundtland-Bericht	

der	Vereinten	Nationen	aus	dem	Jahr	1987	zurück.9	Danach	ist	die	Menschheit	in	der	Lage,	

die	Entwicklung	nachhaltig	zu	gestalten,	um	sicherzustellen	die	Bedürfnisse	der	Gegen-

wart	zu	erfüllen,	ohne	die	Möglichkeit	künftiger	Generationen	zu	gefährden,	ihre	eigenen	

Bedürfnisse	zu	befriedigen.10	Diese	De)inition	bemisst	der	intra-	und	intergenerationellen	

Gerechtigkeit	einen	großen	Wert	zu,	sodass	 insbesondere	die	vorhandenen	Ressourcen	

gerecht	zwischen	den	Generationen	aufgeteilt	werden	und	auch	für	zukünftige	Generati-

onen	ausreichen	Ressourcen	vorhanden	sein	sollen.11	Der	Begriff	der	nachhaltigen	Ent-

wicklung	setzt	sich	nach	dem	Brundtland-Bericht	aus	zwei	Konzepten	zusammen:	dem	

Konzept	der	Bedürfnisse,	 insbesondere	der	grundlegenden	Bedürfnisse	der	Armen	der	

Welt,	und	dem	Konzept	der	Grenzen,	die	durch	den	Stand	der	Technik	und	der	sozialen	

Organisation	der	Fähigkeiten	der	Umwelt,	gegenwärtige	und	künftige	Bedürfnisse	zu	er-

füllen,	auferlegt	werden.12	Daraus	folgt,	dass	der	Begriff	der	Nachhaltigkeit	die	drei	Di-

mensionen	der	sozialen,	wirtschaftlichen	und	ökologischen	Nachhaltigkeit	beinhaltet.13	

Für	Unternehmen	beinhaltet	diese	De)inition	der	Nachhaltigkeit	jedoch	keine	konkreten	

 
 
8	Aachener	Stiftung	Kathy	Beys,	Nachhaltigkeit	De/inition,	https://www.nachhaltigkeit.info/artikel/de/initi-
onen_1382.htm	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
9	Braun/Senger,	Nachhaltigkeitsreporting	4.0	in	Schwager	(Hrsg),	CSR	und	Nachhaltigkeitsstandards,	2022,	
120	(springer.de).	
10	Brundtland	Commission,	Report	of	the	World	Commission	on	Environment	and	Development:	Our	Com-
mon	Future,	1987,	16,	https://sustainabledevelopment.un.org/content/documents/5987our-common-fu-
ture.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
11	Auer/Borcherding/Möller,	§	2	Zum	Hintergrund	des	Nachhaltigkeitsmanagement	in	Freiberg/Bruckner,	
Corporate	Sustainability,	Kompass	für	die	Nachhaltigkeitsberichterstattung2,	2023,	Rz	3	(wiso-net.de).	
12	 Brundtland	 Commission,	 Report	 of	 the	 World	 Commission	 on	 Environment	 and	 Development,	 41,	
https://sustainabledevelopment.un.org/content/documents/5987our-common-future.pdf	 (zuletzt	
abgerufen	am	15.7.2024).	
13	Hladky/Urban-Hübler	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch	Nachhaltigkeitsrecht,	2021,	Rz	1.3.	
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Handlungsanleitungen,	sodass	Konkretisierungen	erforderlich	waren.14	Dafür	wurden	die	

ESG-Kriterien	zur	nachhaltigen	Unternehmensführung	entwickelt,	die	neben	den	)inanzi-

ellen	Aspekten	auch	Aspekte	des	Umweltschutzes	(Environment),	der	sozialgesellschaft-

lichen	Verantwortung	(Social)	und	der	nachhaltigen	Unternehmensführung	(Governance)	

bei	der	Beurteilung	von	Unternehmen	berücksichtigen.15		

In	der	weiteren	Entwicklung	wurde	durch	die	Konferenz	von	Rio	1992	das	Aktions-

programm	Agenda	21	beschlossen,	in	dem	27	Grundsätze	für	Frieden,	Entwicklung	und	

Umweltschutz	enthalten	sind.16	Dabei	steht	nach	dem	ersten	Grundsatz	der	Erklärung	von	

Rio	der	Mensch	im	Mittelpunkt	der	Bemühungen	um	eine	nachhaltige	Entwicklung	und	

ihm	steht	ein	Recht	auf	ein	gesundes	und	produktives	Leben	im	Einklang	mit	der	Natur	

zu.17	

Die	 Generalversammlung	 der	 Vereinten	 Nationen	 verabschiedete	 im	 Rahmen	 des	

Weltgipfels	für	nachhaltige	Entwicklung	in	New	York	2015	die	Agenda	2030,	die	17	Ziele	

für	nachhaltige	Entwicklung	(Sustainable	Development	Goals)	enthält.18	Die	Ziele	dienen	

dabei	der	Verwirklichung	der	handlungsleitenden	Prinzipien	Mensch,	Planet,	Wohlstand,	

Frieden	und	Partnerschaft	(„5	Ps“:	People,	Planet,	Prosperity,	Peace,	Partnership).19	Die	

17	Ziele	lauten	dabei:	

1. 	keine	Armut	

2. kein	Hunger	

3. Gesundheit	und	Wohlergehen	

4. hochwertige	Bildung	

5. Geschlechtergerechtigkeit	

6. sauberes	Wasser	und	Sanitäreinrichtungen	

7. Bezahlbare	und	saubere	Energie	

8. Menschenwürdige	Arbeit	und	Wirtschaftswachstum	

 
 
14	Hladky/Urban-Hübler	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch	Nachhaltigkeitsrecht,	2021,	Rz	1.6;	
Baumgartner,	 Nachhaltigkeitsorientierte	 Unternehmensführung:	 Modell,	 Strategien	 und	 Managementin-
strumente,	2010,	20.	
15	Braun/Senger,	Nachhaltigkeitsreporting	4.0	in	Schwager	(Hrsg),	CSR,	120	(springer.de).	
16	Hladky/Urban-Hübler	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch,	Rz	1.4.	
17	 Vereinte	 Nationen,	 Rio	 Declaration	 on	 Environment	 and	 Development,	 12.8.1992,	 Principle	 1,	
https://www.un.org/en/development/desa/population/migration/generalassembly/docs/globalcom-
pact/A_CONF.151_26_Vol.I_Declaration.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
18	Hladky/Urban-Hübler	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch,	Rz	1.5.	
19	Bundesministerium	für	wirtschaftliche	Zusammenarbeit	und	Entwicklung	Deutschland,	Agenda	2030,	Die	
globalen	Ziele	für	nachhaltige	Entwicklung,	https://www.bmz.de/de/agenda-2030	(zuletzt	abgerufen	am	
15.7.2024).	



	 6 

9. Industrie,	Innovation	und	Infrastruktur	

10. Weniger	Ungleichheiten	

11. Nachhaltige	Städte	und	Gemeinden	

12. Nachhaltige/r	Konsum	und	Produktion	

13. Maßnahmen	zum	Klimaschutz	

14. Leben	unter	Wasser	

15. Leben	an	Land	

16. Frieden,	Gerechtigkeit	und	starke	Institutionen	

17. Partnerschaften	zur	Erreichung	der	Ziele.20	

Die	EU-Taxonomie	VO	dient	der	Umsetzung	der	Nachhaltigkeitsziele	der	Vereinten	

Nationen.21	Dabei	legt	die	EU-Taxonomie	VO	ihrer	De)inition	der	Nachhaltigkeit	den	drei-

gliedrigen	Nachhaltigkeitsbegriff	im	Sinne	der	ESG	zugrunde,	wobei	sich	die	Regelungen	

der	EU-Taxonomie	VO	auf	die	Bestimmung	ökologischer	Nachhaltigkeit	fokussiert.22	Die-

ses	Beschränkung	wurde	im	Gesetzgebungsprozess	kritisiert,	da	der	Verordnung	kein	all-

umfassender	Nachhaltigkeitsbegriff	zu	Grunde	gelegt	wurde	und	gerade	die	Dimension	

Soziales	 und	 Unternehmensführung	 der	 Nachhaltigkeit	 nicht	 vernachlässigt	 werden	

sollte.23	Diese	Dimensionen	 spielen	 im	Rahmen	des	 sozialen	Mindestschutzes	 lediglich	

eine	Nebenrolle	in	der	EU-Taxonomie	VO.	

 	

 
 
20	 Vereinte	 Nationen,	 Transformation	 unserer	 Welt:	 die	 Agenda	 2030	 für	 nachhaltige	 Entwicklung,	
A/RES/70/1,	21.10.2015,	15,	https://www.un.org/Depts/german/gv-70/band1/ar70001.pdf	(zuletzt	ab-
gerufen	am	15.7.2024);	Landeszentrale	für	politische	Bildung	Baden-Württemberg,	Dossier	Nachhaltigkeit,	
https://www.lpb-bw.de/dossier-nachhaltigkeit#	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
21	Erwägungsgrund	2	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
22	Art	1	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13;	vgl	Stumpp,	Die	EU-Taxonomie	für	nachhaltige	
Finanzprodukte,	ZBB	2019,	71	(73)	(EBSCO	Host).	
23	Forum	nachhaltige	Geldanlagen,	FNG-Position	zum	EU	Legislativpaket	zu	Nachhaltigkeitsp/lichten	von	in-
stitutionellen	Investoren	und	Asset	Managern,	August	2018,	4,	https://www.forum-ng.org//ileadmin/Do-
kumente/Politik/Positionen/FNG_Position_EU-Legislativpaket_Transparenzp/lichten_2018-08-27.pdf	 (zu-
letzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
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C. Nachhaltigkeitsberichterstattung	in	der	historischen	Entwicklung	

Die	Nachhaltigkeitsberichterstattung	wurde	bereits	seit	Ende	der	1990er	 Jahre	 für	

Unternehmen	 relevant.	 Zunächst	 veröffentlichten	 insbesondere	 große,	 börsennotierte	

Unternehmen	auf	freiwilliger	Basis	Nachhaltigkeitsberichte.	Ziel	dieser	Berichte	war	es,	

das	wachsende	Informationsbedürfnis	der	Stakeholder	und	andere	Interessensgruppen,	

das	 über	die	 reine	 Information	der	monetären	Entwicklung	des	Unternehmens	hinaus	

ging,	zu	befriedigen.24	

Die	Europäische	Union	hat	in	der	Folge	durch	AV nderungen	der	Bilanz-RL25	und	durch	

die	Schaffung	der	EU-Taxonomie	VO	Regelungen	zur	Nachhaltigkeitsberichterstattung	von	

Unternehmen	geschaffen	und	weiterentwickelt.	

I. Nicht(inanzielle	Erklärung	nach	NFRD	als	Vorläufer	

Durch	 die	 NFRD	 regulierte	 die	 Europäische	 Union	 erstmalig	 eine	 verp)lichtende	

nicht)inanzielle	 Erklärung	 für	 große	Unternehmen	und	Unternehmensgruppen	 von	 öf-

fentlichem	 Interesse	 als	 Teil	 des	 konsolidierten	 Geschäftsberichts.26	 Umgesetzt	 wurde	

diese	Richtlinie	in	OV sterreich	durch	das	Nachhaltigkeits-	und	Diversitätsverbesserungs-

gesetz27	und	in	Deutschland	durch	das	CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetzt	(CSR-RUG)28.	In	

§	243b	UGB29	bzw	in	§	289b	HGB30	ist	eine	Verp)lichtung	zur	Abgabe	einer	nicht)inanziel-

len	Erklärung	für	große	Kapitalgesellschaften	und	Unternehmen	von	öffentlichem	Inte-

resse,	sogenannten	Public	Interest	Entities	(PIEs),	mit	einer	Arbeitnehmerzahl	von	mehr	

als	500	Arbeitnehmern	vorgesehen.31	

Die	Umsetzung	des	Art	19a	Bilanz-RL	idF	der	NFRD	in	§	243b	Abs	1	UGB	bzw	§	289b	

Abs	1	S	1	HGB	sieht	dabei	eine	umfassende	Berichtsp)licht	für	nicht)inanzielle	Belange,	

unter	anderem	zu	Umwelt-	und	Nachhaltigkeitsthemen,	für	große	Kapitalgesellschaften	

 
 
24	Vgl	Hladky/Urban-Hübler	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch,	Rz	1.9.	
25	Richtlinie	2013/34/EU	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	26.	Juni	2013	über	den	Jahres-
abschluss,	 den	konsolidierten	Abschluss	 und	damit	 verbundene	Berichte	 von	Unternehmen	bestimmter	
Rechtsformen	und	zur	AZ nderung	der	Richtlinie	2006/43/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	
und	zur	Au/hebung	der	Richtlinien	78/660/EWG	und	83/349/EWG	des	Rates	Text	von	Bedeutung	für	den	
EWR,	ABl	L	182/19.	
26	Hladky/Urban-Hübler	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch,	Rz	1.13.	
27	Bundesgesetz,	mit	dem	zur	Verbesserung	der	Nachhaltigkeits-	und	Diversitätsberichterstattung	das	Un-
ternehmensgesetzbuch,	 das	Aktiengesetz	 und	das	GmbH-Gesetz	 geändert	werden	 (Nachhaltigkeits-	 und	
Diversitätsverbesserungsgesetz),	BGBl	I	2017/20.	
28	Gesetzes	zur	Stärkung	der	nicht/inanziellen	Berichterstattung	der	Unternehmen	in	ihren	Lage-	und	Kon-
zernlageberichten	(CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz)	vom	11.04.2017,	dt.	BGBl.	I	2017,	802.	
29	BGBl	I	2017/20.	
30	Dt.	BGBl.	I	2017,	802.	
31	Eder/Lehecka	in	Hysek,	Nachhaltigkeitsrecht	für	Banken,	2023,	3.3.4.4.1.	(lindedigital.at).	
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im	Sinne	des	§	221	Abs	3	UGB32	bzw	§	267	Abs	3	HGB33	und	PIEs	im	Sinne	des	§	189a	Z	1	

UGB34	bzw	§	316a	S	2	HGB35,	die	im	Jahresdurchschnitt	mehr	als	500	Arbeitnehmer	be-

schäftigen	(§	221	Abs	6	UGB,	§	267	Abs	5	HGB),	vor.	Diese	kann	durch	eine	nicht)inanzielle	

Erklärung	im	Lagebericht	oder	einen	gesonderten	nicht)inanziellen	Bericht	gemäß	§	243b	

Abs	6	UGB	bzw	§	289b	Abs.	3	HGB	erfolgen.	

Der	Inhalt	des	nicht)inanziellen	Berichts	ist	in	der	Generalklausel	des	§	243b	Abs	2	

UGB	bzw	§	289c	Abs	2HGB36	regelt.	Danach	muss	die	nicht)inanzielle	Erklärung	„diejeni-

gen	Angaben	(…)	enthalten,	die	für	das	Verständnis	des	Geschäftsverlaufs,	des	Geschäfts-

ergebnisses,	der	Lage	der	Gesellschaft	sowie	der	Auswirkungen	ihrer	Tätigkeit	erforder-

lich	sind	und	sich	mindestens	auf	Umwelt-,	Sozial-	und	Arbeitnehmerbelange,	auf	die	Ach-

tung	der	Menschenrechte	und	auf	die	Bekämpfung	von	Korruption	und	Bestechung	bezie-

hen“37.	Dabei	erfolgt	eine	Wesentlichkeitsanalyse	der	Informationen,	die	nur	in	den	Be-

richt	aufzunehmen	sind,	wenn	vernünftigerweise	erwartet	werden	kann,	dass	die	Auslas-

sung	oder	fehlerhafte	Angaben	Entscheidungen,	die	auf	Grundlage	des	Berichts	getroffen	

werden,	beein)lussen.38	

Ergänzt	wird	diese	Generalnorm	durch	die	P)lichtangaben	des	§	243b	Abs	3	UGB	bzw	

§	289c	Abs	3	HGB.	Dabei	sind	insbesondere	die	wichtigsten	Leistungsindikatoren,	sog.	Key	

Performance	Indicators,	(KPIs)	gemäß	§	243b	Abs	3	Z	6	UGB	bzw	§	289c	Abs	3	Z	5	HGB	in	

den	 Lagebericht	 aufzunehmen.	Diese	 Leistungsindikatoren	umfassen	dabei	 nach	 allge-

meiner	Ansicht	alle	Belange,	Umstände	und	Faktoren	nicht)inanzieller	Natur,	die	für	das	

Verständnis	des	Geschäftsverlaufs,	einschließlich	des	Geschäftsergebnisses,	und	der	Lage	

des	Unternehmens	von	Bedeutung	sind,	oder	die	voraussichtliche	Entwicklung	wesentlich	

beein)lussen	können39.	

 
 
32	BGBl	I	2016/43.	
33	Dt.	BGBl.	I	2024	Nr	120.	
34	BGBl	I	2019/46.	
35	Dt.	BGBl.	I	2021,	1534.	
36	Dt.	BGBl.	I	2017,	802.	
37	§	243b	Abs	2	UGB	BGBl	I	2017/20.	
38	Brogyányi/Burian	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch,	Rz	9.21.	
39	Brogyányi/Burian	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch,	Rz	9.25;	Aschauer	in	Jabornegg/Art-
mann,	 Unternehmensgesetzbuch	mit	 Einzel-	 und	 Konzernabschluss,	 Prüfung	 und	Offenlegung,	 Band	 22,	
2017,	§	243	UGB,	Rz	49.	
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Große	 Kapitalunternehmen,	 die	 nicht	 der	 Berichtsp)licht	 nach	 §	243b	 UGB	 bzw	

§	289b	HGB	unterfallen,	müssen	gem.	§	243	Abs	5	UGB40	bzw	§	289	Abs	3	HGB41	ebenfalls	

die	wichtigsten	nicht)inanziellen	Leistungsindikatoren	in	den	Lagebericht	aufnehmen.	

II. Nachhaltigkeitsberichterstattung	nach	EU-Taxonomie	VO		

Die	EU-Taxonomie	VO	konkretisiert	und	ergänzt	die	Berichtsp)licht	der	NFRD.	Nach	

Art	8	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	gilt	die	P)licht	zur	Nachhaltigkeitsberichterstattung	für	die-

jenigen	Unternehmen,	die	nach	Art	19a	oder	Art	29a	Bilanz-RL	idF	der	NFRD	zur	Veröf-

fentlichung	einer	nicht)inanziellen	Erklärung	verp)lichtet	sind.	Diese	Unternehmen	müs-

sen	in	ihre	nicht)inanzielle	Erklärung	Angaben	darüber	aufnehmen,	„wie	und	in	welchem	

Umfang	die	Tätigkeiten	des	Unternehmens	mit	Wirtschaftlichen	Tätigkeiten	verbunden	

sind,	die	als	ökologisch	nachhaltige	Wirtschaftstätigkeiten	[…]	einzustufen	sind“42.	

Die	Nachhaltigkeitsberichterstattung	nach	der	EU-Taxonomie	VO	entwickelt	dabei	die	

nicht)inanzielle	Erklärung	nach	der	NFRD	von	einer	narrativen	Gestaltung	zu	einer	P)licht	

zur	Veröffentlichung	bestimmter	Kennzahlen	zur	Nachhaltigkeit	weiter.43	

Die	 Voraussetzungen	 des	 Art	 8	 EU-Taxonomie	 VO	 werden	 durch	 die	 DelVO	

2021/217844	ergänzt	und	präzisiert.45	

III. Nachhaltigkeitsberichterstattung	nach	CSRD		

Die	vorerst	 letzte	AV nderung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	erfolgt	durch	die	

CSDR	 ab	 dem	 Geschäftsjahr	 2024.	 Diese	 reine	 AV nderungsrichtlinie	 überarbeitet	 die	

 
 
40	BGBl	I	2017/20.	
41	Dt.	BGBl.	I	2020,	1874.	
42	Art	8	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
43	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	Taxonomie	·	Offenlegung	·	Governance,	2023,	§	5	Rz	8.	
44	Delegierte	Verordnung	(EU)	2021/2178	der	Kommission	vom	6.	Juli	2021	zur	Ergänzung	der	Verordnung	
(EU)	2020/852	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	durch	Festlegung	des	Inhalts	und	der	Darstel-
lung	 der	 Informationen,	 die	 von	 Unternehmen,	 die	 unter	 Artikel	 19a	 oder	 Artikel	 29a	 der	 Richtlinie	
2013/34/EU	 fallen,	 in	 Bezug	 auf	 ökologisch	 nachhaltige	 Wirtschaftstätigkeiten	 offenzulegen	 sind,	 und	
durch	Festlegung	der	Methode,	anhand	deren	die	Einhaltung	dieser	Offenlegungsp/licht	zu	gewährleisten	
ist,	ABl	L	443/9.	
45	Eder/Lehecka	in	Hysek,	Nachhaltigkeitsrecht,	3.3.4.4.2.	(lindedigital.at).	
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Bilanz-RL,	die	Transparenz-RL46,	die	Abschlussprüfungs-RL47	und	die	Abschlussprüfungs-

VO48.49	

Zunächst	nimmt	die	CSDR	eine	terminologische	AV nderung	vor.	Anstelle	des	Begriffes	

der	nicht)inanziellen	Erklärung	wird	nun	der	Begriff	Nachhaltigkeitsberichterstattung	ge-

wählt.50	 Dies	 folgt	 aus	 der	 UV berlegung,	 dass	 der	 Begriff	 „nicht)inanziell“	 implizieren	

würde,	dass	die	betreffenden	Informationen	in	)inanzieller	Hinsicht	nicht	relevant	seien.51	

Die	CSDR	ergänzt	dabei	die	primär	qualitativen	Anforderungen	der	NFRD	um	quanti-

tativen	Regeln.52	Zweck	der	neuen	Regelungen	ist	es,	das	Informationsbedürfnis	der	Inte-

ressensgruppen	in	Bezug	auf	Nachhaltigkeitsinformationen	zu	befriedigen,	damit	insbe-

sondere	Anleger	nachhaltigkeitsbezogene	Risiken	in	ihren	Anlageentscheidungen	berück-

sichtigen	können.53	

Dabei	soll	die	Nachhaltigkeitsberichterstattung	zu	den	geringstmöglichen	Kosten	ver-

bessert	werden,	um	den	europäischen	Binnenmarkt	zu	fördern	und	zur	Entwicklung	des	

Wirtschafts-	und	Finanzsystems	im	Sinne	des	europäischen	Green	Deals54	beizutragen.55	

Die	CSRD	erweitert	den	Anwenderkreis	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	gemäß	

Art	19a	Bilanz-RL	 idF	 der	 CSRD.	 Ferner	 schafft	 sie	 eine	Verp)lichtung	 zur	 Prüfung	der	

Nachhaltigkeitsinformationen	(Art	34	Bilanz-RL	idF	der	CSRD)	und	zur	Berichterstattung	

im	Einklang	mit	den	vorgeschriebenen	EU-Standards	(Kapitel	6a	Bilanz-RL	idF	der	CSRD),	

 
 
46	Richtlinie	2004/109/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	15.	Dezember	2004	zur	Har-
monisierung	der	Transparenzanforderungen	in	Bezug	auf	Informationen	über	Emittenten,	deren	Wertpa-
piere	 zum	 Handel	 auf	 einem	 geregelten	 Markt	 zugelassen	 sind,	 und	 zur	 AZ nderung	 der	 Richtlinie	
2001/34/EG,	ABl	L	390/38.	
47	Richtlinie	2006/43/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	17.	Mai	2006	über	Abschluss-
prüfungen	 von	 Jahresabschlüssen	 und	 konsolidierten	 Abschlüssen,	 zur	 AZ nderung	 der	 Richtlinien	
78/660/EWG	und	83/349/EWG	des	Rates	und	zur	Au/hebung	der	Richtlinie	84/253/EWG	des	Rates,	ABl	L	
157/87.	
48	Verordnung	(EU)	Nr	537/2014	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	16.	April	2014	über	spe-
zi/ische	Anforderungen	an	die	Abschlussprüfung	bei	Unternehmen	von	öffentlichem	Interesse	und	zur	Auf-
hebung	des	Beschlusses	2005/909/EG	der	Kommission,	ABl	L	158/77.	
49	Rohatschek/Schönhardt/Sigl,	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 –	 Roadmap	 durch	 die	 Regulatorien	 für	
Nicht-Finanzunternehmen,	IRZ	2022,	183	(187)	(beck-online.de).	
50	Rohatschek/Schönhardt/Sigl,	IRZ	2022,	183	(187)	(beck-online.de);	Hartke,	Green	and	more:	Nachhaltig-
keitsberichterstattung	bald	auch	im	Mittelstand,	WPg	2021,	1404.	
51	Erwägungsgrund	8	der	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15.	
52	 Geier/Meringdal/Stille,	 ESG-Compliance,	 §	 5	 Rz	 5,	 Rohatschek/Schönhardt/Sigl,	 IRZ	 2022,	 183	 (187)	
(beck-online.de).	
53	Europäische	Kommission,	Vorschlag	für	eine	Richtlinie	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	zur	
AZ nderung	der	Richtlinien	RL	2013/34/EU,	2004/109/EG	und	2006/43/EG	und	der	Verordnung	(EU)	Nr	
537/2014	hinsichtlich	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	von	Unternehmen,	COM	2021,	189	/inal,	3f.	
54	Europäische	Kommission,	Mitteilung	der	Kommission	an	das	Europäische	Parlament,	den	Europäischen	
Rat,	den	Rat,	die	Europäisches	Zentralbank,	den	Europäischen	Wirtschafts-	und	Sozialausschuss	und	den	
Ausschuss	der	Regionen,	Der	europäische	Grüne	Deal,	COM	(2019)	640	/inal.	
55	Europäische	Kommission,	COM	2021,	189	/inal,	4.	
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sowie	zur	Publikation	der	Nachhaltigkeitsinformationen	im	Lagebericht	und	in	einem	di-

gitalen	Format	(Kapitel	6b	Bilanz-RL	idF	der	CSRD).56	

Die	CSRD	ist	gemäß	Art	5	Abs	1	CSRD	bis	zum	6.7.2024	in	nationales	Recht	umzuset-

zen.	In	Deutschland	wurde	am	22.3.2024	ein	entsprechender	Referentenentwurf	(RefE-

CSRD)	vorgelegt,	der	eine	nahezu	1:1	Umsetzung	beinhaltet.57	Für	OV sterreich	liegt	zum	

Zeitpunkt	der	Abgabe	dieser	Arbeit	kein	Umsetzungsentwurf	vor.	

 	

 
 
56	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	§	5	Rz	5.	
57	 Deutsches	 Bundesministerium	 der	 Justiz,	 Entwurf	 eines	 Gesetzes	 zur	 Umsetzung	 der	 Richtlinie	 (EU)	
2022/2464	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	14.	Dezember	2022	zur	AZ nderung	der	Verord-
nung	(EU)	Nr	537/2014	und	der	Richtlinien	2004/109/EG,	2006/43/EG	und	2013/34/EU	hinsichtlich	der	
Nachhaltigkeitsberichterstattung	 von	 Unternehmen,	 2,	 114,	 https://www.bmj.de/SharedDocs/Down-
loads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_CSRD_UmsG.pdf?__blob=publicationFile&v=2	 (zuletzt	 abgerufen	 am:	
15.7.2024).	
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D. Die	EU-Taxonomie	VO	

I. Hintergrund	

Die	erste	Erwähnung	einer	Taxonomie	für	nachhaltige	Wirtschaftsaktivitäten	erfolgte	

2018	im	Abschlussbericht	der	High	Level	Expert	Group	on	Sustainable	Finance	(HLEG),	in	

dem	ein	Klassi)izierungssystem	gefordert	wurde,	um	Klarheit	für	den	Markt	zu	schaffen,	

welche	Wirtschaftstätigkeiten	als	„nachhaltig“	zu	verstehen	sind.58	

1. Sustainable	Finance	Action	Plan	

Darauf	au)bauend	veröffentlichte	die	Kommission	im	März	2018	den	Aktionsplan	Fi-

nanzierung	nachhaltigen	Wachstums59.	60	Die	EU-Taxonomie	VO	stellt	das	Kernstück	des	

Aktionsplans	dar	und	ist	daher	die	erste	der	zehn	Maßnahmen.61	

Hintergrund	des	Aktionsplans	war	das	Pariser	Klimaschutzübereinkommen,	das	im	

Dezember	2015	von	195	Nationen	unterschrieben	wurde	und	der	erste	universelle	Kli-

mavertrag	ist,	der	zur	Anpassung	an	den	Klimawandel	und	zur	Begrenzung	der	Erderwär-

mung	auf	2°C	beitragen	soll.62	

Ziel	des	Aktionsplans	ist	es	insbesondere,	Kapital)lüsse	auf	nachhaltige	Investitionen	

umzulenken,	)inanzielle	Risiken,	die	sich	auf	dem	Klimawandel,	der	Ressourcenknappheit,	

der	Umweltzerstörung	und	sozialen	Problemen	ergeben,	zu	bewältigen	und	Transparenz	

und	Langfristigkeit	des	Wirtschafts-	und	Finanzsystems	zu	 fördern.63	Nach	Ansicht	der	

Europäischen	Kommission	muss	für	die	Verlagerung	der	Kapital)lüsse	hin	zu	nachhaltige-

ren	Wirtschaftstätigkeiten	ein	gemeinsames	Verständnis	des	Begriffes	der	 „Nachhaltig-

keit“	etabliert	werden.	Dazu	sollte	eine	einheitliches	Klassi)ikationssystem	in	der	EU-	Ta-

xonomie	VO	geschaffen	werden,	um	Klarheit	zu	schaffen,	welche	Wirtschaftstätigkeiten	

als	nachhaltig	anzusehen	sind.64	

	

 
 
58	HLEG,	Financing	a	Sustainable	European	Economy,	Final	Report	2018,	https:///inance.ec.europa.eu/doc-
ument/download/2e65cb1e-bd47-4441-816a-d89ec61eef45_en?/ilename=180131-sustainable-/inance-
/inal-report_en.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
59	Europäische	Kommission,	Mitteilung	der	Kommission	an	das	Europäische	Parlament,	den	Europäischen	
Rat,	den	Rat,	die	Europäisches	Zentralbank,	den	Europäischen	Wirtschafts-	und	Sozialausschuss	und	den	
Ausschuss	der	Regionen,	Aktionsplan:	Finanzierung	nachhaltigen	Wachstums,	COM	(2018)	97	/inal.	
60	Fellenberg/Kment	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung	VO	(EU)	2020/852,	Kommentar,	
2024,	Einleitung,	Rz	33.	
61	Flick/Meyding-Metzger,	Die	„grüne“	Taxonomie-Verordnung	–	ein	UZ berblick,	WPg	2020,	1404.		
62	COM	(2018)	97	/inal,	1.	
63	Europäische	Kommission,	COM	(2018)	97	/inal,	3.	
64	Europäische	Kommission,	COM	(2018)	97	/inal,	5.	
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2. European	Green	Deal	

Die	Europäische	Kommission	veröffentlichte	im	Dezember	2019	den	European	Green	

Deal,	der	als	Grundlage	des	neuen	Nachhaltigkeitsrechts	dient.	Die	Mitteilung	der	Kom-

mission	beinhaltet	dabei	einen	ersten	Fahrplan	mit	den	wichtigsten	Strategien	und	Maß-

nahmen	zur	Verwirklichung	des	Green	Deals.65	Dieses	neue	Nachhaltigkeitsrecht	beinhal-

tet	im	Gegensatz	zur	bisherigen	Gesetzgebung	keine	Verbote	von	sogenannten	braunen	

Wirtschaftstätigkeiten,	die	nicht	die	Anforderungen	einer	nachhaltigen	Wirtschaftstätig-

keit	erfüllen.66	

Ziel	des	Nachhaltigkeitsrechts	ist	es,	nachhaltige	Wirtschaftstätigkeiten	durch	wirt-

schaftliche	Anreize,	insbesondere	durch	die	Offenlegung	von	Informationen	zur	Nachhal-

tigkeit,	zu	fördern.67	Im	Rahmen	des	European	Green	Deal	hat	die	EU-Taxonomie	VO	dabei	

eine	Schlüsselrolle,	um	die	Finanzierung	der	grünen	Wende	durch	den	Privatsektor	zu	er-

möglichen	und	Unternehmen	durch	Publizitätsp)lichten	zu	einer	Förderung	der	langfris-

tigen	Entwicklungen	und	der	Nachhaltigkeitsaspekte	zu	motivieren.68	

II. Systematik	

Basis	des	Systems	der	EU-Taxonomie	VO	ist	der	Basisrechtsakt	in	Form	der	EU-Taxo-

nomie	VO	selbst.	Diese	Verordnung	stellt	dabei,	wie	ihr	Name	„Verordnung	über	die	Ein-

richtung	eines	Rahmens	(…)“	bereits	ausdrückt,	lediglich	einen	Rahmen	dar,	in	dem	die	

Rahmenvorgaben	abgesteckt	werden	und	bildet	die	Rechtsgrundlage	 für	 die	 zu	 erstel-

lende,	konkret	anwendbare	Taxonomie.69	Diese	Rahmenverordnung	stellt	dabei	die	erste	

Stufe	des	Lamfalussy-Verfahrens	dar70,	das	eine	Flexibilität	bei	der	Anpassung	geltenden	

Rechts	 an	 sich	 verändernde	Umstände	und	die	Nutzung	 von	 Sachverständigen	bei	 der	

Rechtssetzung	ermöglicht71.	Durch	den	zuvor	 im	ordentlichen	Gesetzgebungsverfahren	

erlassenen	 Basisrechtsakt	 wird	 die	 Kompetenz	 für	 den	 Erlass	 konkretisierender	

 
 
65	Europäische	Kommission,	COM	(2019)	640	/inal,	3.	
66	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	§	1	Rz	8.	
67	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	§	1	Rz	8.	
68	COM	(2019)	640	/inal,	20.	
69	Bueren,	WM	2020,	1611	(1612)	(wiso-net.de);	Eberius,	Verrechtlichung	der	ESG-Compliance:	P/lichten	
für	Fondsmanager	und	 institutionelle	 Investoren	–	Bestehende	und	zukünftige	 rechtliche	Vorgaben	zum	
Umgang	mit	Nachhaltigkeitskriterien	und	-risiken,	WM	2019,	2143	(2145)	(wiso-net.de).	
70	Stumpp,	ZBB	2019,	71	(74)	(EBSCO	Host).	
71	Rötting/Lang,	Das	Lamfalussy-Verfahren	im	Umfeld	der	Neuordnung	der	europäischen	Finanzaufsichts-
strukturen,	EuZW	2012,	8	(beck-online.de).	
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Durchführungsrechtsakte	auf	der	zweiten	Stufe	gem.	Art	290	AEUV	an	die	Europäische	

Kommission	delegiert	.72	

Zur	UV bertragung	der	Befugnisse	muss	der	Unionsgesetzgeber	nach	Art	290	AEUV	hin-

reichend	präzise	im	Basisrechtsakt	umgrenzen	und	ferner	Ziele,	Inhalt,	Geltungsbereich	

und	Dauer	selbst	festlegen.73	Im	Rahmen	der	EU-Taxonomie	VO	erfolgt	die	Befugnis	zum	

Erlass	 delegierter	 Rechtsakte	 in	 den	 einzelnen	 Normen	 zu	 den	 Umweltzielen	 (Art	 10	

Abs	3,	Art	11	Abs	3,	Art	12	Abs	2,	Art	13	Abs	2,	Art	14	Abs	2	und	Art	15	Abs	2	EU-Taxono-

mie	VO	)	sowie	zur	Offenlegungsp)licht	(Art	8	Abs	4	EU-Taxonomie	VO	).	

Zudem	muss	die	Kommission	bei	Erlass	der	delegierten	Rechtsakten	allgemeine	in-

haltliche	Anforderungen	an	die	technischen	Bewertungskriterien	und	verfahrensrechtli-

che	 Anforderung	 an	 den	 Erlass	 der	 delegierten	 Rechtsakten	 beachten.74	 So	 beinhaltet	

Art	23	Abs	4	EU-Taxonomie	VO	die	Verp)lichtung	der	Kommission,	das	gesamte	erforder-

liche	 Fachwissen	 einzuholen,	 insbesondere	 durch	 Konsultation	 der	 Sachverständigen-

gruppe	der	Mitgliedstaaten	nach	Art	24	EU-Taxonomie	VO.	Ferner	wird	die	europäische	

Kommission	von	einer	Multi-Stakeholder-Plattform	für	nachhaltiges	Finanzwesen	nach	

Art	20	EU-Taxonomie	VO	durch	technische	Beiträge	unterstützt,	damit	eine	Taxonomie	mit	

detaillierten	 und	 kalibrierten	 technischen	 Bewertungskriterien	 für	 die	 verschiedenen	

Wirtschaftstätigkeiten	geschaffen	werden	kann.75	Die	in	diesem	Verfahren	geschaffene	Ta-

xonomie	ist	verbindlich.76	

Die	Kommission	hat	folgende	Delegierten	Verordnungen	(DelVO)	zur	Taxonomie	be-

reits	erlassen:	

- DelVO	2021/213977	basierend	auf	Art	10	Abs	3	und	Art	11	Abs	3	EU-Taxonomie	VO	

mit	technischen	Bewertungskriterien	für	die	ersten	zwei	klimabezogenen	Umwelt-

ziele,	

- DelVO	2021/2178	basierend	auf	Art	8	Abs	4	EU-Taxonomie	VO	zur	Berichterstat-

tung,	

 
 
72	Rötting/Lang,	EuZW	2012,	8	(beck-online.de).	
73	Fellenberg/Kment	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Einleitung,	Rz	11.	
74	Fellenberg/Kment	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Einleitung,	Rz	12.	
75	Erwägungsgrund	38	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
76	Fellenberg/Kment	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Einleitung,	Rz	14.	
77	Delegierte	Verordnung	(EU)	2021/2139	der	Kommission	vom	4.	Juni	2021	zur	Ergänzung	der	Verordnung	
(EU)	2020/852	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	durch	Festlegung	der	technischen	Bewertungs-
kriterien,	anhand	deren	bestimmt	wird,	unter	welchen	Bedingungen	davon	auszugehen	ist,	dass	eine	Wirt-
schaftstätigkeit	einen	wesentlichen	Beitrag	zum	Klimaschutz	oder	zur	Anpassung	an	den	Klimawandel	leis-
tet,	und	anhand	deren	bestimmt	wird,	ob	diese	Wirtschaftstätigkeit	erhebliche	Beeinträchtigungen	eines	
der	übrigen	Umweltziele	vermeidet,	ABl	L	442/1.	
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- Ergänzende	DelVO	2022/121478	 zu	Art	10	und	11	EU-Taxonomie	VO,	durch	die	

Kernenergie	und	die	Energieerzeugung	aus	fossilem	Gas	als	Wirtschaftstätigkeit	

aufgenommen	wurden,	

- DelVO	2023/248579	zur	AV nderung	der	DelVO	(EU)	2021/2139	zu	den	beiden	kli-

mabezogenen	Umweltzielen	und	

- DelVO	2023/248680	für	die	übrigen	vier	Umweltziele.	

III. Regelungsgegenstand	

Gegenstand	der	EU-Taxonomie	VO	sind	gemäß	Art	1	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	Kriterien	

zur	Bestimmung	der	Klassi)ikation	von	Wirtschaftsaktivitäten	als	ökologisch	nachhaltig	

und	zur	Bestimmung	des	Grades	der	ökologischen	Nachhaltigkeit	von	Investitionen.	Dar-

aus	folgt,	dass	Wirtschaftstätigkeiten	nur	binär	in	nachhaltig	und	nicht	nachhaltig	einge-

stuft	werden	können.81	Bei	Investitionen	erfolgt	hingegen	eine	graduelle	Bestimmung	der	

Nachhaltigkeit,	indem	der	prozentuelle	Anteil	der	nachhaltigen	Wirtschaftstätigkeiten	im	

Verhältnis	zur	Gesamtheit	der	erfassten	Wirtschaftstätigkeiten	berechnet	wird.82		

1. Anwendungsbereich	

Der	persönliche	Anwendungsbereich	der	EU-Taxonomie	VO	wird	von	Art	1	Abs	2	EU-

Taxonomie	VO	de)iniert.	

 
 
78	Delegierte	Verordnung	(EU)	2022/1214	der	Kommission	vom	9.	März	2022	zur	AZ nderung	der	Delegierten	
Verordnung	(EU)	2021/2139	in	Bezug	auf	Wirtschaftstätigkeiten	in	bestimmten	Energiesektoren	und	der	
Delegierten	Verordnung	 (EU)	 2021/2178	 in	Bezug	 auf	 besondere	Offenlegungsp/lichten	 für	 diese	Wirt-
schaftstätigkeiten,	ABl	L	188/1.	
79	Delegierte	Verordnung	(EU)	2023/2485	der	Kommission	vom	27.	Juni	2023	zur	AZ nderung	der	Delegier-
ten	Verordnung	(EU)	2021/2139	durch	Festlegung	zusätzlicher	technischer	Bewertungskriterien,	anhand	
deren	bestimmt	wird,	unter	welchen	Bedingungen	davon	auszugehen	ist,	dass	bestimmte	Wirtschaftstätig-
keiten	einen	wesentlichen	Beitrag	zum	Klimaschutz	oder	zur	Anpassung	an	den	Klimawandel	leisten,	und	
anhand	deren	bestimmt	wird,	ob	diese	Tätigkeiten	erhebliche	Beeinträchtigungen	eines	der	übrigen	Um-
weltziele	vermeiden,	ABl	L,	21.11.2023,	http://data.europa.eu/eli/reg_del/2023/2485/oj	(zuletzt	abgeru-
fen	am	15.7.2024).	
80	Delegierte	Verordnung	(EU)	2023/2486	der	Kommission	vom	27.	Juni	2023	zur	Ergänzung	der	Verord-
nung	(EU)	2020/852	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	durch	Festlegung	der	technischen	Bewer-
tungskriterien,	anhand	deren	bestimmt	wird,	unter	welchen	Bedingungen	davon	auszugehen	ist,	dass	eine	
Wirtschaftstätigkeit	einen	wesentlichen	Beitrag	zur	nachhaltigen	Nutzung	und	zum	Schutz	von	Wasser-	und	
Meeresressourcen,	zum	UZ bergang	zu	einer	Kreislaufwirtschaft,	zur	Vermeidung	und	Verminderung	der	Um-
weltverschmutzung	oder	zum	Schutz	und	zur	Wiederherstellung	der	Biodiversität	und	der	OZ kosysteme	leis-
tet,	und	anhand	deren	bestimmt	wird,	ob	diese	Wirtschaftstätigkeit	erhebliche	Beeinträchtigungen	eines	
der	übrigen	Umweltziele	vermeidet,	und	zur	AZ nderung	der	Delegierten	Verordnung	(EU)	2021/2178	der	
Kommission	 in	 Bezug	 auf	 besondere	 Offenlegungsp/lichten	 für	 diese	 Wirtschaftstätigkeiten,	 ABl	 L,	
21.11.2023,	http://data.europa.eu/eli/reg_del/2023/2486/oj	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
81	Fellenberg/Kment	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Einleitung,	Rz	32.	
82	Bueren,	WM	2020,	1611	(1612)	(wiso-net.de).	



	 16 

Die	Verordnung	gilt	danach	zunächst	für	die	EU-Mitgliedstaaten	und	die	Union	selbst	

(Art	1	Abs	2	lit	a	EU-Taxonomie	VO),	die	diese	bei	der	Festsetzung	der	Anforderungen	an	

Finanzmarktteilnehmer	und	Emittenten	 im	Zusammenhang	mit	 Finanzprodukten	oder	

Unternehmensanleihen	 anwenden	müssen.83	Dabei	werden	die	Mitgliedstaaten	nur	 im	

Rahmen	der	Rechtssetzung	in	diesem	Kontext	adressiert,	es	wird	kein	harmonisierter	Be-

griff	der	Nachhaltigkeit	für	alle	Bereiche	geschaffen.84	

Ferner	 sind	 die	 Finanzmarktteilnehmer,	 die	 Finanzprodukte	 bereitstellen,	 gemäß	

Art	1	Abs	2	 lit	b	EU-Taxonomie	VO	Adressat	der	Verordnung.	Dabei	werden	nach	einer	

Ausweitung	im	Gesetzgebungsverfahren	alle	Finanzmarktteilnehmer	und	alle	Finanzpro-

dukte	erfasst;	eine	Vermarktung	der	Produkte	als	„grün“	oder	„nachhaltig“	ist	nicht	Vo-

raussetzung	für	die	Anwendung	der	EU-Taxonomie	VO.85	

Die	letzte	Gruppe	des	persönlichen	Anwendungsbereichs	sind	gem.	Art	1	Abs	2	lit	c	

EU-Taxonomie	VO	Unternehmen,	die	 eine	nicht)inanzielle	Erklärung	nach	Art	19a	bzw	

Art	29a	 Bilanz-RL	 veröffentlichen	müssen.	 Dieser	 Anwendungsbereich	 wird	 durch	 die	

CSRD	erheblich	erweitert,	sodass	neben	den	großen	kapitalmarktorientierten	Unterneh-

men	 auch	 große	 nicht-kapitalmarktorientierte	 Unternehmen	 ab	 dem	 1.1.2025	 sowie	

kleine	und	mittlere	Unternehmen	von	öffentlichem	Interesse	ab	dem	1.1.2026	vom	An-

wendungsbereich	erfasst	werden.86	

2. Umweltziele	

Art	9	EU-Taxonomie	VO	enthält	die	in	Erwägungsgrund	23	EU-Taxonomie	VO	gefor-

derte	vollständige	und	somit	abschließende	Liste	der	Umweltziele.	Die	Umweltziele	der	

EU-Taxonomie	Verordnung	sind	Klimaschutz,	Anpassung	an	den	Klimawandel,	nachhal-

tige	Nutzung	und	Schutz	von	Wasser-	und	Meeresressourcen,	UV bergang	zu	einer	Kreislauf	

Wirtschaft,	Vermeidung	und	Verminderung	der	Umweltverschmutzung	und	Schutz	und	

Wiederherstellung	der	Biodiversität	und	der	OV kosysteme.87	

Die	Vorschrift	stellt	dabei	eine	Scharniervorschrift	dar,	auf	die	in	vielen	Vorschriften	

ausdrücklich	verwiesen	wird.88	

 	

 
 
83	Flick/Meyding-Metzger,	WPg	2020,	1404	(1406).	
84	Kottmann/Schamell	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	1	Rz	39.	
85	Kottmann/Schamell	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	1	Rz	41.	
86	Kottmann/Schamell	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	1	Rz	47.	
87	Art	9	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
88	Schatz/Köster	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	9	Rz	8.	
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a) Klimaschutz	

Klimaschutz	ist	gemäß	Art	2	Z	5	EU-Taxonomie	VO	„die	Vorgehensweise,	den	Anstieg	

der	durchschnittlichen	Erdtemperatur	deutlich	unter	2°C	zu	halten	und	Anstrengungen	

zu	seiner	Begrenzung	auf	1,5°C	über	dem	vorindustriellen	Niveau	zu	unternehmen,	wie	

im	UV bereinkommen	von	Paris	festgelegt“.	Das	Umweltziel	des	Klimaschutzes	ist	nach	Er-

wägungsgrund	 24	 EU-Taxonomie	 VO	 anhand	 des	 Unionsrechts,	 insbesondere	 der	 RL	

2009/31/EG89,	auszulegen.	

Art	191	Abs	1	Gedankenstrich	4	AEUV	bestimmt,	dass	die	Förderung	internationaler	

Maßnahmen	zur	Bewältigung	von	Umweltproblemen	und	zur	Bekämpfung	des	Klimawan-

dels	ein	umweltpolitisches	Ziel	der	Union	ist.	Damit	ist	das	Umweltziel	des	Klimaschutzes	

bereits	im	EU-Primärrecht	verankert.90	

b) Anpassung	an	den	Klimawandel	

Art	2	Z	6	EU-Taxonomie	VO	de)iniert	die	Anpassung	an	den	Klimawandel	als	den	„Vor-

gang	der	Anpassung	an	den	tatsächlichen	und	den	erwarteten	Klimawandel	und	dessen	

Auswirkungen“.	Zweck	dieses	Ziels	ist	die	Bewältigung	möglicher	oder	tatsächlicher	nega-

tiver	Auswirkungen	des	Klimawandels.91	Die	Auslegung	des	Umweltziels	der	Anpassung	

an	den	Klimawandel	erfolgt	anhand	des	einschlägigen	Unionsrechts	und	des	Sendai-Rah-

menwerks	für	Katastrophenvorsorge	2015-2030.92	

Eine	direkte	primärrechtliche	Erwähnung	des	Umweltziels	der	Anpassung	an	den	Kli-

mawandel	besteht	nicht.	Jedoch	kann	je	nach	Thematik	im	Einzelfall	für	die	Bekämpfung	

der	Folgen	des	Klimawandels	eines	der	umweltpolitischen	Ziele	des	Art	191	Abs	1	AEUV	

einschlägig	sein.93	

c) Nachhaltige	Nutzung	und	Schutz	von	Wasser-	und	Meeresressourcen	

Der	Begriff	der	nachhaltigen	Nutzung	und	des	Schutzes	von	Wasser-	und	Meeresres-

sourcen	wird	nicht	von	Art	2	EU-Taxonomie	VO	de)iniert.94	Zweck	dieses	Umweltziels	ist	

 
 
89	Richtlinie	2009/31/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	23.	April	2009	über	die	geologi-
sche	Speicherung	von	Kohlendioxid	und	zur	AZ nderung	der	Richtlinie	85/337/EWG	des	Rates	sowie	der	
Richtlinien	2000/60/EG,	2001/80/EG,	2004/35/EG,	2006/12/EG	und	2008/1/EG	des	Europäischen	Par-
laments	und	des	Rates	sowie	der	Verordnung	(EG)	Nr	1013/2006,	ABl.	L	140,	114.	
90	Schatz/Köster	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	9	Rz	14.	
91	Institut	der	Wirtschaftsprüfer	(IDW),	Anwendung	von	Art	8	der	Taxonomie-Verordnung,	28.10.2021,	8,	
https://www.idw.de/Mein-IDW/Arbeitshilfen/Support-Dokumente/ReLe/Downloads-u-Artikel/Down-
Taxonomie-FAQ.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
92	Schatz/Köster	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	9	Rz	15.	
93	Schatz/Köster	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	9	Rz	16.	
94	Schatz/Köster	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	9	Rz	17.	
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die	„Verbesserung	des	Zustands	von	Gewässern	bzw	die	Vermeidung	einer	Verschlechte-

rung,	wenn	ein	guter	Zustand	bereits	erreicht	wurde“.95	Art	2	Z	18-20	EU-Taxonomie-VO	

verweist	jedoch	bezüglich	der	Meeresgewässer	auf	die	Meeresstrategie-Rahmen-RL96	und	

bezüglich	der	Ober)lächengewässer	und	des	Grundwassers	auf	die	Wasser-Rahmen-RL97.	

Nach	Erwägungsgrund	26	EU-Taxonomie	VO	 ist	 für	die	Auslegung	des	Umweltziels	das	

einschlägige	Unionsrecht	relevant.	

Primärrechtlich	kann	das	Umweltziel	der	nachhaltigen	Nutzung	und	des	Schutzes	von	

Wasser-	und	Meeresressourcen	in	Art	191	Abs	1	Gedankenstrich	1	und	3	AEUV	verankert	

werden,	die	zum	einen	die	Erhaltung	und	den	Schutz	der	Umwelt	sowie	Verbesserungen	

ihrer	Qualität	und	zum	anderen	eine	umsichtige	und	rationelle	Verwendung	der	natürli-

chen	Ressourcen	in	die	Umweltpolitischen	Ziele	der	EU	aufnehmen.98	

d) UV bergang	zu	einer	Kreislaufwirtschaft	

Die	Kreislaufwirtschaft	wird	gem.	Art	2	Z	9	EU-Taxonomie	VO	de)iniert	als	„ein	Wirt-

schaftssystem,	bei	dem	der	Wert	von	Produkten,	Materialien	und	anderen	Ressourcen	in	

der	Wirtschaft	so	lange	wie	möglich	erhalten	bleibt	und	ihre	ef)iziente	Nutzung	in	Pro-

duktion	und	Verbrauch	verbessert	wird,	wodurch	die	Auswirkungen	ihrer	Nutzung	auf	die	

Umwelt	reduziert	und	das	Abfallau)kommen	sowie	die	Freisetzung	gefährlicher	Stoffe	in	

allen	Phasen	ihres	Lebenszyklus	minimiert	werden,	auch	durch	Anwendung	der	Abfall-

hierarchie“.	Auch	das	Umweltziel	des	UV bergangs	zur	Kreislaufwirtschaft	 ist	nach	Erwä-

gungsgrund	26	EU-Taxonomie	VO	nach	dem	einschlägigen	Unionsrecht	im	Bereich	Kreis-

laufwirtschaft,	Abfall	und	Chemikalien	auszulegen.	

Die	De)inition	der	Kreislaufwirtschaft	nach	Art	2	Z	9	EU-Taxonomie	VO	beinhaltet	eine	

Dimension	der	Ressourcenerhaltung	und	des	Ressourcenschutzes.99	Damit	kann	das	Um-

weltziel	primärrechtlich	in	Art	191	Abs	1	Gedankenstrich	1	und	3	AEUV	verankert	wer-

den.100	

 
 
95	 IDW,	Anwendung	von	Art	8	der	Taxonomie-Verordnung,	8,	https://www.idw.de/Mein-IDW/Arbeitshil-
fen/Support-Dokumente/ReLe/Downloads-u-Artikel/Down-Taxonomie-FAQ.pdf	 (zuletzt	 abgerufen	 am	
15.7.2024).	
96	Richtlinie	2008/56/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	17.	Juni	2008	zur	Schaffung	ei-
nes	Ordnungsrahmens	für	Maßnahmen	der	Gemeinschaft	im	Bereich	der	Meeresumwelt,	ABl	L	164/19.	
97	Richtlinie	2000/60/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	23.	Oktober	2000	zur	Schaffung	
eines	Ordnungsrahmens	für	Maßnahmen	der	Gemeinschaft	im	Bereich	der	Wasserpolitik,	ABl	L	327/1.	
98	Schatz/Köster	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	9	Rz	18.	
99	Petersen	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	2	Rz	38.	
100	Schatz/Köster	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	9	Rz	20.	
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e) Vermeidung	und	Verminderung	der	Umweltverschmutzung	

Verschmutzung	ist	nach	Art	2	Z	12	lit	a)	EU-Taxonomie	VO	„die	durch	menschliches	

Handeln	direkt	oder	indirekt	bewirkte	Zuführung	von	Schadstoffen	in	Luft,	Wasser	oder	

Boden“.	Für	die	Verschmutzung	im	Bereich	der	Meeres-	und	Wasserumwelt	verweist	Art	

2	Z	12	 lit	b)	und	c)	EU-Taxonomie	VO	auf	das	einschlägige	Sekundärrecht	 in	Form	der	

Meeresstrategie-Rahmen-RL	und	der	Wasser-Rahmen-RL.	

Schadstoffe	im	Sinne	des	Art	2	Z	10	EU-Taxonomie	VO	sind	„Stoffe,	Erschütterungen,	

Wärme,	 Lärm,	 Licht	 oder	 andere	 Kontaminanten	 in	 Luft,	Wasser	 oder	 Boden,	 die	 der	

menschlichen	Gesundheit	oder	der	Umwelt	schaden,	die	zu	einer	Schädigung	von	Sach-

werten	oder	zu	einer	Beeinträchtigung	oder	Störung	von	Annehmlichkeiten	und	anderen	

legitimen	Nutzungen	der	Umwelt	führen	können“.	Boden	wird	in	Art	2	Z	11	EU-Taxonomie	

VO	de)iniert	als	„die	oberste	Schicht	der	Erdkruste,	die	sich	zwischen	dem	Grundgestein	

und	der	Ober)läche	be)indet	und	die	aus	Mineralpartikeln,	organischem	Material,	Wasser,	

Luft	und	lebenden	Organismen	besteht“.	Das	Umweltziel	der	Vermeidung	und	Verminde-

rung	 der	Umweltverschmutzung	 ist	 gemäß	Erwägungsgrund	 29	 EU-Taxonomie	VO	 an-

hand	des	einschlägigen	Unionsrechts	auszulegen.	

Primärrechtlich	kann	das	Umweltziel	in	dem	umweltpolitischen	Ziel	des	Verschlech-

terungsverbots	der	Erhaltung	und	des	Schutzes	der	Umwelt	sowie	der	Verbesserung	ihrer	

Qualität	des	Art	191	Abs	1	Gedankenstrich	1	AEUV	verankert	werden.101	

f) Schutz	und	Wiederherstellung	der	Biodiversität	und	OV kosysteme	

OV kosysteme	de)iniert	Art	2	Z	13	EU-Taxonomie	VO	als	 komplexe	dynamische	Wir-

kungsgefüge	von	P)lanzen-,	Tier-	und	Mikroorganismengemeinschaften	und	ihrer	abioti-

schen	Umwelt,	die	eine	funktionelle	Einheit	bilden.	Biodiversität	ist	hingegen	„die	Vielfalt	

unter	lebenden	Organismen	jeder	Herkunft,	darunter	Land-,	Meeres-	und	sonstige	aqua-

tische	OV kosysteme	und	die	 ökologischen	Komplexe,	 zu	denen	 sie	 gehören	das	umfasst	

auch	die	Vielfalt	innerhalb	der	Arten,	zwischen	verschiedenen	Arten	und	die	Vielfalt	der	

OV kosysteme“102.	

Wie	die	anderen	Umweltziele	ist	auch	das	Ziel	des	Schutzes	und	der	Wiederherstel-

lung	der	Biodiversität	und	OV kosysteme	nach	dem	einschlägigen	sekundären	Unionsrecht	

sowie	der	einschlägigen	Mitteilungen	der	Kommission	auszulegen.103	

 
 
101	Schatz/Köster	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	9	Rz	22.	
102	Art	2	Z	15	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
103	Erwägungsgrund	30	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
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Primärrechtlich	 lässt	 sich	das	Umweltziel	des	Schutzes	und	der	Wiederherstellung	

der	 Biodiversität	 und	 OV kosysteme	 im	 umweltpolitischen	 Ziel	 der	 Erhaltung	 und	 des	

Schutzes	der	Umwelt	sowie	der	Verbesserung	ihrer	Qualität	in	Art	191	Abs	1	Gedanken-

strich	1	AEUV	verankern.104		

3. Transparenzp(lichten	

Die	Regelungen	der	EU-Taxonomie	VO	zu	Transparenzp)lichten	sind	im	Zusammen-

hang	mit	anderen	unionsrechtlichen	Vorgaben,	insbesondere	aus	der	Offenlegungs-VO105	

und	der	CSRD,	zu	verstehen.106	

Die	EU-Taxonomie	VO	enthält	Transparenzp)lichten	für	Finanzunternehmen	in	Art	5-

8	EU-Taxonomie	VO	und	für	Nicht-Finanzunternehmen	ausschließlich	in	Art	8	EU-Taxono-

mie	VO	.	

Die	Transparenzp)lichten	für	Finanzmarktteilnehmer	sind	dabei	eng	mit	den	Offenle-

gungsverp)lichtungen	der	Offenlegungs-VO	verzahnt.107	

Art	5	EU-Taxonomie	VO	enthält	die	Verp)lichtung,	bei	nachhaltigen	Investitionen	im	

Sinne	der	Offenlegungs-VO	den	Grad	der	ökologischen	Nachhaltigkeit	nach	der	EU-Taxo-

nomie	 VO	 in	 vorvertraglichen	 Informationen	 und	 regelmäßigen	 Berichten	 auszuwei-

sen.108	Dabei	sind	die	P)lichtangaben	gemäß	Art	9	Offenlegungs-VO	um	die	Information,	

zu	welchen	Umweltzielen	die	Investition	beiträgt	(Art	5	UAbs1	lit	a	EU-Taxonomie	VO),	

und	um	eine	Beschreibung	des	Umfangs	der	Investitionen	in	nachhaltige	Wirtschaftstä-

tigkeiten	(Art	5	UAbs	1	lit	b	EU-Taxonomie	VO)	zu	erweitern.109	

Art	6	EU-Taxonomie	VO,	der	die	P)lichten	nach	Art	8	Offenlegungs-VO	erweitert,	)indet	

Anwendung	auf	Finanzprodukte,	mit	denen	ökologische	Merkmale	beworben	werden.110	

Danach	wird	Art	5	EU-Taxonomie	VO	angewandt	und	die	P)lichtangaben	sind	dementspre-

chend	zu	ergänzen.111	Zudem	ist	gemäß	Art	6	UAbs	2	EU-Taxonomie	VO	ein	Hinweis	bei-

zufügen,	dass	der	Grundsatz	„Vermeidung	erheblicher	Beeinträchtigungen“	nur	bei	den	

 
 
104	Schatz/Köster	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	9	Rz	24;	vgl	Erwägungsgrund	1	
Richtlinie	92/43/EWG	des	Rates	vom	21.	Mai	1992	zur	Erhaltung	der	natürlichen	Lebensräume	sowie	der	
wildlebenden	Tiere	und	P/lanzen.	
105	Verordnung	(EU)	2019/2088	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	27.	November	2019	über	
nachhaltigkeitsbezogene	Offenlegungsp/lichten	im	Finanzdienstleistungssektor,	ABl	L	317/1.	
106	Fellenberg/Kment	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Einleitung,	Rz	15.	
107	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	§	3	Rz	21.	
108	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	§	1	Rz	21.	
109	Bueren,	WM	2020,	1611	(1616)	(wiso-net.de).	
110	Geier/Hombach/Meringdal	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	6	Rz	1.	
111	Art	6	UAbs	1	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
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Investitionen	Anwendung	)indet,	„die	die	EU-Kriterien	für	 ökologisch	nachhaltige	Wirt-

schaftsaktivitäten	berücksichtigen“.	

Art	7	EU-Taxonomie	VO	verp)lichtet	Finanzunternehmen,	bei	anderen	Finanzproduk-

ten	einen	Hinweis	in	vorvertragliche	Informationen	und	regelmäßige	Berichte	aufzuneh-

men,	 dass	 die	 Investitionen	 nicht	 die	 EU-Kriterien	 für	 ökologisch	 nachhaltige	 Wirt-

schaftstätigkeiten	berücksichtigen.	Dies	zeigt,	dass	nach	Ansicht	des	Unionsgesetzgebers	

nachhaltige	Investitionen	die	neue	Regel	werden	sollen.112	

Für	Finanzunternehmen	ergibt	sich	die	Transparenzp)licht	nicht	aus	Art	8	EU-Taxo-

nomie	VO	direkt,	sondern	in	Verbindung	mit	Art	3	-	7	DelVO	2021/2178.113	Die	maßgeb-

liche	Kennzahl	für	Kreditinstitute	ist	dabei	die	Green	Asset	Ratio,	die	die	taxonomiekon-

formen	Wirtschaftstätigkeiten	ins	Verhältnis	zu	den	gesamten	Vermögenswerten	des	Kre-

ditinstituts	setzt	und	somit	auf	die	Nachhaltigkeit	der	Wirtschaftstätigkeiten	der	Kredit-

nehmer	der	Bank	abstellt.114	Die	Green	Asset	Ratio	berechnet	sich	folglich	aus	den	berich-

teten	KPIs	der	Nicht-Finanzunternehmen,	die	zur	Berichterstattung	verp)lichtet	sind.115	

Auf	die	Transparenzp)lichten	für	Nicht-Finanzunternehmen	nach	Art	8	EU-Taxonomie	

VO	soll	im	nächsten	Kapitel	ausführlich	eingegangen	werden.	

 	

 
 
112	Bueren,	WM	2020,	1611	(1617)	(wiso-net.de).	
113	Rahn/Sebrallal	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	8	Rz	47.	
114	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	§	5	Rz	18.	
115	Kasapovic/Pietzka,	Qualitative	Angabeerfordernisse	über	die	Konformitätsprüfung	gem.	Taxonomie-VO	
für	Nicht-Finanzunternehmen	–	ein	praxisorientiertes	Beispiel,	IRZ	2023,	247	(250)	(lindedigital.at).	
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E. PrüfpLlichten	nach	Art	8	EU-Taxonomie-VO	

I. Anwendungsbereich	

Art	8	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	verweist	für	den	Anwendungsbereich	auf	Art	19a	und	

Art	29a	Bilanz-RL.	Unternehmen,	die	nach	diesen	Normen	eine	nicht)inanzielle	Erklärung	

abgeben	müssen,	fallen	danach	ebenfalls	unter	den	Anwendungsbereich	des	Art	8	EU-Ta-

xonomie	VO	.	

a) Anwendungsbereich	 der	 nicht)inanziellen	 Erklärung	 der	 NFRD	 bis	 Geschäftsjahr	

2024	

Nach	Art	19a	Bilanz-RL	idF	der	NFRD	müssen	große	Unternehmen,	die	Unternehmen	

von	öffentlichem	Interesse	sind	und	mehr	als	500	Mitarbeiter	beschäftigen,	eine	nicht)i-

nanzielle	 Erklärung	 in	 den	 Lagebericht	 aufnehmen.	 Umgesetzt	 wurde	 dieser	 Anwen-

dungsbereich	 in	 §	 243b	UGB116	 im	 österreichischen	 und	 §	 289b	HGB117	 im	 deutschen	

Recht.	

Art	3	Abs	4	Bilanz-RL	de)iniert	große	Unternehmen	als	Unternehmen,	die	mindestens	

zwei	der	Größenmerkmale	überschreiten:	

a)	Bilanzsumme:	20.000.000	EUR	

b)	Nettoumsatzerlöse:	40.000.000	EUR	

c)	durchschnittliche	Zahl	der	während	des	Geschäftsjahr	Beschäftigten:	250.	

Diese	Einstufung	wurde	durch	§	267	Abs	3	S.	1	HGB118	ins	deutsche	Recht	und	durch	

§	221	Abs	3	UGB119	ins	österreichische	Recht	umgesetzt.	

Ein	 Unternehmen	 ist	 von	 öffentlichem	 Interesse,	 wenn	 es	 kapitalmarktorientiert	

ist.120	Ferner	sind	Kreditinstitute	und	Versicherungsunternehmen	gemäß	Art	2	Z	1	lit	b)	

und	c)	Bilanz-RL	stets	als	Unternehmen	von	öffentlichem	Interesse	zu	quali)izieren,	ohne	

dass	es	auf	die	Kapitalmarktorientierung	der	Unternehmen	ankommt.	Zudem	besteht	für	

die	Mitgliedstaaten	gemäß	Art	2	Z	1	lit	d)	Bilanz-RL	die	Möglichkeit,	Unternehmen	als	Un-

ternehmen	von	öffentlichem	Interesse	zu	bestimmen.	

 
 
116	BGBl	I	2017/20.	
117	Dt.	BGBl.	I	2017,	802.	
118	Dt.	BGBl.	I	2024	Nr	120.	
119	BGBl	I	2016/43.	
120	Vgl	Art	2	Z	1	Bilanz-RL	2013/34	ABl	L	182/19;	§	189a	Z	1	UGB	BGBl	I	2019/46;	§	264d	HGB	dt.	BGBl.	I	
2023,	Nr	154;	Schön,	„Nachhaltigkeit“	in	der	Unternehmensberichterstattung,	ZfPW	2022,	207	(216)	(beck-
online.de);	Rahn/Sebralla	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	8	Rz	15.	
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Ferner	gilt	die	Berichtsp)licht	nur	für	Unternehmen,	die	im	Jahresdurchschnitt	mehr	

als	500	Arbeitnehmer	beschäftigen.	Die	maßgebliche	Zahl	der	Arbeitnehmer	wird	im	ös-

terreichischen	Recht	gemäß	§	221	Abs	6	UGB	nach	der	Arbeitnehmeranzahl	an	den	jewei-

ligen	Monatsletzten	innerhalb	des	Geschäftsjahres	bestimmt.	

Zudem	müssen	Unternehmen,	die	Mutterunternehmen	einer	Unternehmensgruppe	

mit	mehr	als	500	Beschäftigten	sind,	gemäß	Art	29a	Bilanz-RL	idF	der	NFRD	eine	konso-

lidierte	 nicht)inanzielle	 Erklärung	 in	 den	 konsolidierten	 Lagebericht	 aufnehmen.	 Die	

Tochterunternehmen	dieser	Unternehmensgruppe	ist	dann	gemäß	Art	19a	Abs	3	Bilanz-

RL	idF	der	NFRD	von	der	Verp)lichtung	eine	nicht)inanzielle	Erklärung	aufzunehmen,	be-

freit.	

b) Anwendungsbereich	des	Nachhaltigkeitsberichts	ab	Geschäftsjahr	2024	

Die	CSRD	erweitert	den	Anwendungsbereich	von	Art	19a	Bilanz-RL	auf	große	Unter-

nehmen	sowie	kleine	und	mittlere	Unternehmen	mit	Ausnahme	von	Kleinstunternehmen,	

die	Unternehmen	von	öffentlichem	Interesse	darstellen.121	

Damit	entfällt	für	große	Unternehmen	die	Voraussetzung	der	Kapitalmarktorientie-

rung	sowie	die	Größenschwelle	von	500	Beschäftigte.122	

Zudem	werden	kleine	Unternehmen	i.S.v.	Art	3	Abs	2	Bilanz-RL	und	mittlere	Unter-

nehmen	i.S.v.	Art	3	Abs	3	Bilanz-RL	in	den	Anwendungsbereich	einbezogen.	Bei	diesem	ist	

weiterhin	eine	Kapitalmarktorientierung	gemäß	Art	19	a	Abs	1	Bilanz-RL	idF	der	CSRD	

erforderlich.	

Die	Umsetzung	des	neuen	Anwendungsbereichs	erfolgt	gemäß	Art	5	Abs	2	CSRD	in	

gestaffelter	Form.	Für	das	Geschäftsjahr	2024	 ist	die	Nachhaltigkeitsberichtserstattung	

für	die	großen	Unternehmen	verp)lichtend,	die	bereits	nach	der	NFRD	zur	Abgabe	einer	

nicht)inanziellen	 Erklärung	 verp)lichtet	 waren.123	 Alle	 anderen	 großen	 Unternehmen	

müssen	gemäß	Art	5	Abs	2	lit	b)	CSRD	die	Angaben	ab	dem	Geschäftsjahr	2025	veröffent-

lichen.	Ab	dem	Geschäftsjahr	2026	müssen	als	letzte	Gruppe	die	kapitalmarktorientierten	

kleinen	und	mittleren	Unternehmen	(KMU)	den	Nachhaltigkeitsbericht	an	den	Lagebe-

richt	anfügen.124	

 
 
121	Art	19a	Abs	1	Bilanz-RL	idF	der	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15.	
122	Rahn/Sebralla	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	8	Rz	20.	
123	Art	5	Abs	2	lit	a)	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15.	
124	Art	5	Abs	2	lit	c)	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15.	
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Eine	freiwillige	Offenlegung	der	Angaben	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	steht	kleineren	

Unternehmen	nach	Erwägungsgrund	22	S	4	EU-Taxonomie	VO	offen.	Jedoch	ist	wohl	zu	

erwarten,	dass	auch	kleinere	Unternehmen	durch	Investoren	und	Ratingagenturen	dazu	

verp)lichtet	werden,	die	Berichtsstandards	der	EU-Taxonomie	VO	einzuhalten,	um	deren	

Informationsinteresse,	 insbesondere	 in	 Bezug	 auf	 die	 Klassi)ikation	 von	 Finanzinstru-

menten,	gerecht	zu	werden.125	Damit	 ist	absehbar,	dass	der	Transparenzstandard	 über	

den	Anwendungsbereich	der	EU-Taxonomie	VO	hinaus	ausstrahlen	wird.126	

II. Prüfp(lichten	

Die	EU-Taxonomie	VO	schafft	ein	einheitliches	System	der	Klassi)izierung	ökologisch	

nachhaltiger	Wirtschaftstätigkeiten.127	Die	Prüfung	der	Nachhaltigkeit	von	Wirtschaftstä-

tigkeiten	teilt	sich	zunächst	in	die	Prüfung	der	Taxonomiefähigkeit	und	der	Taxonomie-

konformität	auf.	Dabei	wird	in	einem	ersten	Schritt	geprüft,	ob	die	Wirtschaftstätigkeit	

von	der	EU-Taxonomie	VO	erfasst	ist,	und	in	einem	zweiten	Schritt,	ob	sie	zur	Erreichung	

der	Umweltziele	beiträgt.128	Die	Prüfung	erfolgt	dabei	durch	das	Unternehmen	selbst,	da	

keine	externe	Stelle	für	die	Klassi)izierung	eingerichtet	wird.129	

1. Taxonomiefähigkeit	

Die	Taxonomiefähigkeit	gibt	an,	ob	für	eine	Wirtschaftstätigkeit	im	Rahmen	einer	de-

legierten	Verordnung	technische	Bewertungskriterien	 festgelegt	wurden	und	die	Tätig-

keit	somit	von	der	Taxonomie	erfasst	wird.130	

Ausgangspunkt	der	Prüfung	ist	der	Begriff	der	Wirtschaftstätigkeit.	Die	EU-Taxono-

mie	VO	erfasst	dabei	sämtliche	Wirtschaftsaktivitäten	eines	berichtsp)lichtigen	Unterneh-

mens.131	Eine	Wirtschaftstätigkeit	liegt	nach	Ansicht	der	Kommission	vor,	„wenn	Ressour-

cen	wie	Kapital,	Waren,	Arbeit,	Fertigungstechniken	oder	Zwischenprodukte	kombiniert	

werden,	 um	 bestimmte	 Waren	 oder	 Dienstleistungen	 zu	 produzieren.	 Sie	 ist	

 
 
125	Bardens/Wallek/Werth,	EU-Taxonomie	implementieren	–	ein	Mammutprojekt?	WPg	2022,	184	(186).	
126	Bueren,	WM	2020,	1611	(1617)	(wiso-net.de).	
127	Lanfermann,	§	12	Taxonomie	in	Nietsch,	Corporate	Social	Responsibility	Compliance,	Rz	1.	
128	Bura/Leiner	in	Hysek,	Nachhaltigkeitsrecht,	8.1.2.3.	(lindedigital.at).	
129	Kment	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	17	Rz	15.	
130	Krakuhn/Stöwahse/Gilles/Cikanek,	Erstanwendung	der	EU-Taxonomie	in	der	Finanzbranche,	Teil	1:	Die	
Untersuchung	der	Kennzahlen	von	Versicherungen	zeigt	einen	geringen	Anteil	 taxonomiefähiger	Vermö-
genswerte	 und	 unterschiedliche	 Auslegungen	 in	 der	 Berichterstattung,	 IRZ	 2022,	 267	 (268)	 (beck-on-
line.de).	
131	 Baumüller/Haring/Merl,	 Erstanwendung	 der	 Berichtsp/lichten	 gem.	 Taxonomie-VO:	 UZ berblick	 und	
Handlungsempfehlungen,	IRZ	2022,	77	(79f.)	(beck-online.de).	
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gekennzeichnet	durch	einen	Einsatz	von	Ressourcen,	einen	Produktionsprozess	und	die	

produzierten	Erzeugnisse	(Waren	oder	Dienstleistungen).“132	

Der	Begriff	der	Wirtschaftstätigkeit	bezieht	sich	auf	einen	einheitlichen	Lebenssach-

verhalt.133	Dabei	ist	nicht	der	Sektor,	die	Industrie	oder	das	Unternehmen	Gegenstand	der	

Prüfung,	sodass	ein	Unternehmen	mehrere	Wirtschaftstätigkeiten	ausüben	kann.134	Die	

unterschiedlichen	Wirtschaftstätigkeiten	eines	Unternehmens	sind	dabei	jeweils	getrennt	

auf	ihre	Nachhaltigkeit	zu	überprüfen.135	Maßgeblich	für	die	Prüfung	sind	grundsätzlich	

nur	eigene	Wirtschafstätigkeiten	des	Unternehmens,	sodass	die	Wertschöpfungskette	in	

der	Regel	nicht	berücksichtigt	wird.136	

Taxonomiegeeignet	oder	taxonomiefähig	sind	nach	Art	1	Z	5	DelVO	(EU)	2021/2178	

Wirtschaftstätigkeiten,	die	in	den	delegierten	Rechtsakten	zu	den	verschiedenen	Umwelt-

zielen	der	EU-Taxonomie	VO	beschrieben	sind,	unabhängig	davon,	ob	sie	alle	festgelegten	

technischen	 Bewertungskriterien	 erfüllen.	 Somit	 sagt	 die	 Klassi)ikation	 einer	 Wirt-

schaftstätigkeit	als	taxonomiefähig	nichts	über	die	Umweltleistung	und	Nachhaltigkeit	der	

Tätigkeit	aus.137	

Zur	Sicherung	der	Wettbewerbsbedingungen	sollen	 für	 jedes	Umweltziel	dieselben	

technischen	 Bewertungskriterien	 auf	 dieselben	 Kategorien	 von	 Wirtschaftstätigkeiten	

angewandt	werden.138	Dazu	werden	die	Wirtschafstätigkeiten	zur	Prüfung	der	Taxono-

miekonformität	klassi)iziert.	Dies	erfolgt	durch	einen	Abgleich	der	Unternehmenstätig-

keiten	mit	dem	Wortlaut	in	der	Beschreibung	der	Wirtschaftstätigkeiten	im	jeweiligen	Ka-

talog	der	delegierten	Verordnungen	zur	EU-Taxonomie	VO	und	den	NACE-Codes139.140	Die	

technischen	Bewertungskriterien	der	delegierten	Verordnungen	wurden	dabei	an	die	Sys-

tematik	 der	 NACE-Codes	 angepasst,	 jedoch	 haben	 diese	 NACE-Codes	 lediglich	 einen	

 
 
132	Europäische	Kommission,	Bekanntmachung	der	Kommission	zur	Auslegung	bestimmter	Rechtsvorschrif-
ten	des	delegierten	Rechtsakts	über	die	Offenlegungsp/lichten	nach	Artikel	8	der	EU-Taxonomieverordnung	
für	die	Meldung	von	taxonomiefähigen	Wirtschaftstätigkeiten	und	Vermögenswerten,	2022/C	385/01,	ABl	
C	385/1,	4.	
133	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	§	4	Rz	14.	
134	Bueren,	WM	2020,	1611	(1613)	(wiso-net.de).	
135	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	§	4	Rz	11.	
136	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	§	4	Rz	18.	
137	Europäische	Kommission,	2022/C	385/01,	ABl	C	385/1,	4.	
138	Erwägungsgrund	6	DelVO	2021/2139	ABl	L	442/1.	
139	Verordnung	(EG)	Nr	1893/2006	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	20.	Dezember	2006	
zur	Aufstellung	der	statistischen	Systematik	der	Wirtschaftszweige	NACE	Revision	2	und	zur	AZ nderung	der	
Verordnung	(EWG)	Nr	3037/90	des	Rates	sowie	einiger	Verordnungen	der	EG	über	bestimmte	Bereiche	der	
Statistik	Text	von	Bedeutung	für	den	EWR,	ABl	L	393/1.	
140	Ahmadi/Luggauer:	Die	Betroffenheitsanalyse	nach	der	EU-Taxonomie-Verordnung	–	dargelegt	am	Bei-
spiel	der	Schieneninfrastruktur,	IRZ	2023,	443	(444)	(beck-online.de).	
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Hinweischarakter	und	sind	folglich	nicht	vor	der	De)inition	der	Beschreibung	in	den	tech-

nischen	Bewertungskriterien	vorrangig.141	

2. Taxonomiekonformität	

Taxonomiekonform,	 also	 ökologisch	 nachhaltig,	 ist	 gemäß	Art	 3	 EU-Taxonomie	VO	

eine	Wirtschaftstätigkeit,	wenn	sie	einen	wesentlichen	Beitrag	zur	Verwirklichung	eines	

oder	mehrerer	 Umweltziele	 leistet,	 nicht	 zu	 einer	 erheblichen	 Beeinträchtigung	 eines	

oder	mehrerer	Umweltziele	führt,	den	in	Art	18	EU-Taxonomie	VO	festgelegten	Mindest-

schutz	einhält	und	den	technischen	Bewertungskriterien	der	delegierten	Verordnungen	

zur	EU-Taxonomie	entspricht.	Diese	Kriterien	sind	dabei	kumulativ	zu	erfüllen.142	

Jedoch	beinhalten	die	technischen	Bewertungskriterien	der	delegierten	Verordnun-

gen	zu	den	einzelnen	Umweltzielen	eine	abschließende	Beantwortung	der	Frage,	was	un-

ter	einem	wesentlichen	Beitrag	und	einer	erheblichen	Beeinträchtigung	zu	verstehen	ist,	

sodass	die	parallele	Prüfung	der	EU-Taxonomie	VO	entbehrlich	ist.143	

a) Wesentlicher	Beitrag	zur	Verwirklichung	eines	Umweltziels	

Das	Kriterium	des	wesentlichen	Beitrags	zur	Verwirklichung	eines	Umweltziels	wird	

als	Positivkriterium	bezeichnet.144	Wann	ein	wesentlicher	Beitrag	zur	Verwirklichung	ei-

nes	Umweltziels	vorliegt,	wird	für	jedes	Umweltziel	in	Art	10	-	16	EU-Taxonomie	VO	ein-

zeln	de)iniert	und	in	den	jeweiligen	delegierten	Verordnungen	nochmals	spezi)iziert.145	

aa) Wesentlicher	Beitrag	zum	Klimaschutz	

Nach	Art	10	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	liegt	ein	wesentlicher	Beitrag	zum	Klimaschutz	

vor,	wenn	die	Wirtschaftstätigkeit	wesentlich	durch	Vermeidung	oder	Verringerung	von	

Treibhausgasemissionen	 oder	 durch	 verstärkte	 Speicherung	 von	 Treibhausgasen	 dazu	

beiträgt,	die	Treibhausgaskonzentration	in	der	Atmosphäre	auf	einem	Niveau	zu	stabili-

sieren,	das	eine	gefährliche	anthropogene	Störung	des	Klimasystems	verhindert.	

Daran	 anschließend	werden	 als	mögliche	 Tätigkeiten	 die	 Erzeugung,	 UV bertragung,	

Speicherung,	Verteilung	oder	Nutzung	erneuerbarer	Energien,	die	Steigerung	der	Ener-

gieef)izienz,	der	Ausbau	sauberer	oder	klimaneutraler	Mobilität,	die	Umstellung	auf	die	

Nutzung	 erneuerbarer	 Materialien	 nachhaltiger	 Herkunft,	 die	 verstärkte	 Nutzung	 von	

 
 
141	Erwägungsgrund	6	DelVO	2021/2139	ABl	L	442/1.	
142	Rohatschek/Schönhardt/Sigl,	IRZ	2022,	183	(185)	(beck-online.de).	
143	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	§	4	Rz	3.	
144	Lünenbürger	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	3	Rz	21.		
145	Bura/Leiner	in	Hysek,	Nachhaltigkeitsrecht,	8.1.2.3.	(lindedigital.at).	
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Technologien	zur	CO2-Nutzung	und	Speicherung,	die	Stärkung	von	CO2-Senken,	die	Ein-

richtung	einer	Energieinfrastruktur	 zur	Dekarbonisierung	der	Energiesysteme	und	die	

Erzeugung	sauberer	Kraftstoffe	genannt.146	Diese	Fallgruppen	sind	dabei	abschließend.147	

Ergänzt	wird	Art	10	EU-Taxonomie	VO	durch	die	DelVO	2021/2139,	die	durch	die	

DelVO	2022/1214	geändert	und	ergänzt	wurde.	Anhang	I	der	DelVO	2021/2139	enthält	

dabei	 die	 technischen	 Bewertungskriterien	 zum	 Umweltziel	 des	 Klimaschutzes.	 Darin	

werden	die	Wirtschaftstätigkeiten	nach	verschiedenen	Kategorien	gegliedert,	die	einen	

Katalog	verschiedener	Tätigkeiten	enthalten.148	Die	von	Anhang	I	der	DelVO	2021/2139	

genannten	 Kategorien	 sind	 die	 Forstwirtschaft,	 Tätigkeiten	 in	 den	 Bereichen	 Umwelt-

schutz	und	Wiederherstellung,	das	verarbeitende	Gewerbe	und	die	Herstellung	von	Wa-

ren,	die	Energie,	die	Wasserversorgung,	Abwasser-	und	Abfallentsorgung	und	Beseitigung	

von	Umweltverschmutzungen,	der	Verkehr,	das	Baugewerbe	und	Immobilien,	die	Infor-

mation	und	Kommunikation	und	die	Erbringung	von	freiberu)lichen,	wissenschaftlichen	

und	technischen	Dienstleistungen.	

Die	Tätigkeiten	werden	zunächst	beschrieben	und	einem	NACE-Code	zugeordnet,	be-

vor	in	den	technischen	Bewertungskriterien	die	Kriterien	für	einen	wesentlichen	Beitrag	

zum	Klimaschutz	sowie	die	Kriterien	zur	Vermeidung	erheblicher	Beeinträchtigungen	er-

läutert	werden.149	

bb) Wesentlicher	Beitrag	zur	Anpassung	an	den	Klimawandel	

Eine	Wirtschaftstätigkeit	leistet	gemäß	Art	11	Abs	1	lit	a)	EU-Taxonomie	VO	einen	we-

sentlichen	Beitrag	zur	Anpassung	an	den	Klimawandel,	wenn	sie	durch	Anpassungslösun-

gen	 das	 Risiko	 der	 nachteiligen	 Auswirkungen	 des	 Klimas	 auf	 die	Wirtschaftstätigkeit	

selbst	erheblich	verringert	oder	die	nachteiligen	Auswirkungen	des	Klimas	erheblich	ver-

ringert,	 ohne	das	Risiko	 nachteiliger	Auswirkungen	 auf	Menschen,	Natur	 oder	Vermö-

genswerte	zu	erhöhen.	

Anpassungslösungen	sind	dabei	physische	und	nicht	physische	Lösungen,	mit	denen	

physische	Klimarisiken,	also	Risiken	von	)inanziellen	und	nicht)inanziellen	Verlusten	auf-

grund	von	Leistungsausfällen,	Leistungsverzögerungen	oder	unvollständiger	Leistung	in-

folge	klimabedingter	Gefahren,	wesentlich	reduziert	werden.150	

 
 
146	Art	10	Abs	1	lit	a)	-	h)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
147	Von	Weschpfennig	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	10	Rz	16.	
148	Von	Weschpfennig	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	10	Rz	5.	
149	Von	Weschpfennig	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	10	Rz	6.	
150	Fellenberg/Dingemann	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	11	Rz	27.	



	 28 

Art	 11	EU-Taxonomie	VO	 erfasst	Anpassungsmaßnahmen,	 bei	 denen	 entweder	die	

Wirtschaftstätigkeit	 selbst	 im	Rahmen	des	Eigenschutzes	 klimaresistent	 gemacht	wird	

oder	die	Dritten	oder	der	Natur	zugutekommen.151	

Im	Gegensatz	zu	den	anderen	Umweltzielen	wird	das	Umweltziel	der	Anpassung	an	

den	Klimawandel	nicht	bereits	durch	die	EU-Taxonomie	VO	normativ	geregelt	und	es	feh-

len	zudem	vergleichbare	normative	Vorgaben	im	Völkerrecht	oder	im	Unionsrecht,152	so-

dass	der	wesentliche	Beitrag	allein	anhand	der	Bestimmungen	der	delegierten	Verord-

nung	zu	bestimmen	ist.	

Wie	schon	Art	10	EU-Taxonomie	VO	wird	auch	Art	11	EU-Taxonomie	VO	als	klimabe-

zogenes	Ziel	durch	DelVO	2021/2139	und	DelVO	2022/1214	ergänzt.	Anhang	II	der	DelVO	

2021/2139	beinhaltet	dabei	die	Angaben	zum	Ziel	der	Anpassung	an	den	Klimawandel.	

Der	Au)bau	der	technischen	Bewertungskriterien	ist	identisch.	

cc) Wesentlicher	Beitrag	zur	nachhaltigen	Nutzung	und	zum	Schutz	von	Wasser-	und	

Meeresressourcen	

Die	 Bestimmung,	 wann	 eine	 Wirtschaftstätigkeit	 einen	 wesentlichen	 Beitrag	 zur	

nachhaltigen	Nutzung	und	zum	Schutz	von	Wasser-	und	Meeresressourcen	leistet,	erfolgt	

anhand	Art	12	EU-Taxonomie	VO.	Dabei	folgt	Art	12	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	durch	die	

Formulierung	der	grundlegenden	Bedingungen	vor	der	abschließenden	Aufzählung	der	

zulässigen	Modalitäten	in	Art	12	Abs	1	lit	a)	-	e)	EU-Taxonomie	VO	einer	zweistu)igen	Re-

gelungsstruktur.153	

Grundlegende	Anforderung	an	den	wesentlichen	Beitrag	ist	gem.	Art	12	Abs	1	Satzteil	

1	EU-Taxonomie	VO	ein	Beitrag	zur	Erreichung	des	guten	Zustands	von	Gewässern	oder	

zur	Vermeidung	der	Verschlechterung	von	Gewässern,	die	sich	bereits	in	einem	guten	Zu-

stand	be)inden,	zu	leisten.	

Der	Begriff	des	„guten	Zustands“	wird	von	Art	2	Z	22	EU-Taxonomie	VO	genauer	de)i-

niert,	der	dazu	auf	die	Wasserrahmen-RL	verweist.	

Die	abschließende	Aufzählung	des	Art	12	Abs	1	lit	a)	-	e)	EU-Taxonomie	VO	nennt	als	

mögliche	Wirtschaftstätigkeiten,	die	einen	Beitrag	zu	dem	Umweltziel	leisten,	den	Schutz	

der	Umwelt	vor	Abwasser	durch	die	Sicherstellung	sachgerechter	Sammlung,	Behandlung	

und	 Entsorgung	 von	 Abwasser,	 den	 Schutz	 der	 Gesundheit	 vor	

 
 
151	Fellenberg/Dingemann	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	11	Rz	28.	
152	Fellenberg/Dingemann	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	11	Rz	1.	
153	Dingemann	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	12	Rz	3.	
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Trinkwasserverunreinigung	durch	die	Verbesserung	und	Aufrechterhaltung	des	Zugangs	

zu	Trinkwasser,	die	Verbesserung	der	Wasserbewirtschaftung	und	Wasseref)izienz	durch	

den	Schutz	aquatischer	OV kosysteme	und	die	Förderung	nachhaltiger	Nutzung	von	Wasser	

und	die	Gewährleistung	der	nachhaltigen	Nutzung	mariner	OV kosysteme	durch	den	Schutz,	

die	Erhaltung	und	die	Wiederherstellung	der	Meeresumwelt.	

Ergänzt	wird	Art	12	EU-Taxonomie	VO	durch	die	technischen	Bewertungskriterien	in	

Anhang	I	der	DelVO	2023/2486.	Die	darin	genannten	Kategorien	sind	untergliedert	in	das	

verarbeitende	Gewerbe	und	die	Herstellung	von	Waren,	die	Wasserversorgung,	Abwas-

ser-	und	Abfallentsorgung	und	Beseitigung	von	Umweltverschmutzungen,	die	Katastro-

phenvorsorge	und	die	Information	und	Kommunikation.	

dd) Wesentlicher	Beitrag	zum	Übergang	zu	einer	Kreislaufwirtschaft	

Bei	der	Bestimmung	des	wesentlichen	Beitrags	zum	UV bergang	zu	einer	Kreislaufwirt-

schaft	verzichtet	Art	13	EU-Taxonomie	VO	auf	die	generelle	De)inition	und	setzt	anstelle	

dessen	auf	die	Aufzählung	von	ausdrücklich	benannten	Einzelfällen.154	

Dabei	bestimmt	Art	13	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	deklaratorisch,	dass	zu	Kreislaufwirt-

schaft	auch	die	Abfallvermeidung,	Wiederverwertung	und	Recycling	zählen.155	

Die	Fallgruppen	des	Art	13	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	bestimmen,	dass	Wirtschaftstä-

tigkeiten	einen	wesentlichen	Beitrag	zum	UV bergang	zu	einer	Kreislaufwirtschaft	leisten,	

wenn	sie	eine	ef)iziente	Nutzung	natürlicher	Ressourcen	in	der	Produktion	fördern,156	bei	

der	Gestaltung	des	Produktes	die	Haltbarkeit,	Wiederverwendbarkeit	und	Recyclingfähig-

keit	verbessern157,	sowie	gefährliche	und	besorgniserregende	Stoffe	verringern158	und	die	

Nutzung	von	Produkten	durch	ihre	Gestaltung	verlängern159.	Ferner	liegt	ein	wesentlicher	

Beitrag	 vor,	 wenn	 Sekundärrohstoffe	 genutzt	 werden160,	 die	 Abfallerzeugung	 verrin-

gert161	 und	 Recycling	 von	 Abfällen	 verstärkt	 wird162,	 die	 Infrastruktur	 für	

 
 
154	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	§	4	Rz	50.	
155	Petersen	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	13	Rz	7.	
156	Art	13	Abs	1	lit	a)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
157	Art	13	Abs	1	lit	b),	c)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
158	Art	13	Abs	1	lit	d)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
159	Art	13	Abs	1	lit	e)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
160	Art	13	Abs	1	lit	f)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
161	Art	13	Abs	1	lit	g)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
162	Art	13	Abs	1	lit	h)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
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Abfallbewirtschaftung	stärker	ausgebaut163	und	die	Abfallverbrennung	verringert	wird164	

und	generell	Abfall	vermieden	oder	verringert	wird165.	

Die	technischen	Bewertungskriterien	aus	Anhang	II	der	DelVO	2023/2486	ergänzen	

Art	13	EU-Taxonomie	VO	.	Unterteilt	wird	der	Anhang	II	der	DelVO	2023/2486	in	die	Ka-

tegorien	des	verarbeitenden	Gewerbes	und	der	Herstellung	von	Waren,	der	Wasserver-

sorgung,	Abwasser-	und	Abfallentsorgung	und	Beseitigung	von	Umweltverschmutzungen,	

des	Baugewerbes	und	Immobilien,	der	Information	und	Kommunikation	und	der	Dienst-

leistungen.	

ee) Wesentlicher	Beitrag	zur	Vermeidung	und	Verminderung	der	Umweltverschmutzung	

Art	14	EU-Taxonomie	VO	konkretisiert	den	wesentlichen	Beitrag	für	das	Umweltziel	

der	Vermeidung	und	Verminderung	der	Umweltverschmutzung.	

Die	Norm	des	Art	14	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	stellt	auf	der	ersten	Stufe	der	zweistu)i-

gen	Regelung	fest,	dass	eine	Wirtschaftstätigkeit	einen	wesentlichen	Beitrag	zur	Vermei-

dung	 und	 Verminderung	 der	 Umweltverschmutzung	 leistet,	 wenn	 sie	 wesentlich	 zum	

Schutz	vor	Umweltverschmutzung	beiträgt.	Anschließend	folgt	eine	nähere	Bestimmung	

des	Beitrags	durch	die	Bildung	von	Fallgruppen	in	Art	14	Abs	1	lit	a)	–	e)	EU-Taxonomie	

VO.	

Eine	Wirtschaftstätigkeit	trägt	danach	wesentlich	zum	Schutz	vor	Umweltverschmut-

zung	bei	durch	die	Vermeidung	oder	Verringerung	von	Emissionen	in	Luft,	Wasser	oder	

Boden166,	durch	die	Verbesserung	der	Luft-,	Wasser-	oder	Bodenqualität167,	durch	die	Ver-

meidung	oder	Minderung	nachteiliger	Auswirkungen	auf	Gesundheit	oder	Umwelt168	und	

durch	die	Beseitigung	von	Abfällen	und	sonstigen	Schadstoffen169.	

Dabei	zeigt	Art	14	Abs	1	lit	a)	EU-Taxonomie	VO	durch	den	Ausschluss	der	Treibhaus-

gase	von	den	zu	vermeidenden	Emissionen	die	Differenzierung	zum	Umweltziel	des	Kli-

maschutzes	auf.170	Eine	trennscharfe	Abgrenzung	zwischen	allen	Umweltzielen	ist	jedoch	

nicht	immer	möglich,	da	mehr	oder	weniger	große	UV berschneidungen	bestehen	und	somit	

 
 
163	Art	13	Abs	1	lit	i)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
164	Art	13	Abs	1	lit	j)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
165	Art	13	Abs	1	lit	k)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
166	Art	14	Abs	1	lit	a)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
167	Art	14	Abs	1	lit	b)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
168	Art	14	Abs	1	lit	c)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
169	Art	14	Abs	1	lit	d)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
170	Appel/Meyn	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	14	Rz	7.	
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eine	Wirtschaftstätigkeit	zu	mehreren	Umweltzielen	einen	wesentlichen	Beitrag	leisten	

kann.171	

Ergänzt	wird	Art	14	EU-Taxonomie	VO	durch	Anhang	III	der	DelVO	2023/2486,	der	

die	 technischen	Bewertungskriterien	 für	 die	 Kategorien	 des	 verarbeitenden	Gewerbes	

und	der	Herstellung	von	Waren	sowie	der	Wasserversorgung,	Abwasser-	und	Abfallent-

sorgung	und	Beseitigung	von	Umweltverschmutzungen	beinhaltet.	

ff) Wesentlicher	Beitrag	zum	Schutz	und	zur	Wiederherstellung	der	Biodiversität	und	der	

Ökosysteme	

Das	Umweltziel	des	Schutzes	und	der	Wiederherstellung	der	Biodiversität	und	der	

OV kosysteme	wird	durch	Art	15	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	in	drei	alternative	Unterziele	auf-

geteilt.172	

Das	Unterziel	des	Schutzes,	der	Erhaltung	und	der	Wiederherstellung	der	Biodiversi-

tät	dient	dabei	der	Biodiversität,	also	der	Erhaltung	der	Vielfalt	lebender	Organismen	jeg-

licher	Herkunft.173	Die	Unterziele	der	Erreichung	des	guten	Zustands	von	OV kosystemen	

und	des	Schutzes	von	OV kosystemen,	die	sich	bereits	in	einem	guten	Zustand	be)inden,	die-

nen	der	Verbesserung	bzw	der	Erhaltung	des	Status	quo	von	OV kosystemen.174	

Anschließend	benennt	Art	15	Abs	1	lit	a)	–	e)	EU-Taxonomie	VO	als	Fallgruppen	für	

einen	wesentlichen	Beitrag	die	Erhaltung	der	Natur	und	der	Biodiversität,	die	nachhaltige	

Landnutzung	 und	 -bewirtschaftung,	 nachhaltige	 landwirtschaftliche	 Verfahren	 und	 die	

nachhaltige	Waldbewirtschaftung.	

Beim	Umweltziel	des	Schutzes	und	der	Wiederherstellung	der	Biodiversität	und	der	

OV kosysteme	 besteht	 ein	 enger	 Zusammenhang	 zu	 den	 anderen	Umweltzielen	wie	 bei-

spielsweise	zum	Klimaschutz.	Dieser	Zusammenhang	führt	zu	einer	Wechselwirkung,	so-

dass	Wirtschaftstätigkeiten,	die	den	Schutz	der	Biodiversität	fördern,	zu	einer	Abschwä-

chung	des	Klimawandels	beitragen	und	Maßnahmen	zum	Klimaschutz	zur	Stabilisierung	

von	OV kosystemen	führen.175	

Ergänzt	wird	Art	15	EU-Taxonomie	VO	durch	die	 technischen	Bewertungskriterien	

des	Anhang	IV	der	DelVO	2023/2486	für	die	Kategorien	der	Tätigkeiten	in	den	Bereichen	

Umweltschutz	und	Wiederherstellung	und	im	Bereich	Beherbergung.	

 
 
171	Appel/Meyn	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	14	Rz	7	f.	
172	Stockhaus	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	15	Rz	24.	
173	Stockhaus	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	15	Rz	25.	
174	Stockhaus	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	15	Rz	26.	
175	Stockhaus	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	15	Rz	2.	
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b) Keine	erhebliche	Beeinträchtigung	

Das	Kriterium,	 dass	 keine	 erhebliche	Beeinträchtigung	 eines	 anderen	Umweltziels	

vorliegen	darf,	wird	 in	Art	17	EU-Taxonomie	VO	konkretisiert.	Es	stellt	dabei	ein	soge-

nanntes	 Negativkriterium	 dar	 und	 wird	 auch	 als	 „Do	 No	 Signi)icant	 Harm“-Kriterium	

(DNSH-Kriterium)	bezeichnet.176	

Mit	diesem	Kriterium	soll	gemäß	Erwägungsgrund	34	EU-Taxonomie	VO	verhindert	

werden,	dass	Investitionen	oder	Wirtschaftstätigkeiten	als	nachhaltig	bezeichnet	werden,	

obwohl	die	umweltschädigenden	Auswirkungen	der	Wirtschaftstätigkeit	größer	sind	als	

ihr	Beitrag	zu	einem	Umweltziel.	

Art	17	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	beinhaltet	eine	positive	Bestimmung	der	erheblichen	

Beeinträchtigung	für	jedes	Umweltziel.177	Der	Klimaschutz	ist	nach	Art	17	Abs	1	lit	a)	EU-

Taxonomie	 VO	 erheblich	 beeinträchtigt,	 wenn	 die	 Wirtschaftstätigkeit	 zu	 erheblichen	

Treibhausgasemissionen	führt.	Eine	erhebliche	Beeinträchtigung	der	Anpassung	an	den	

Klimawandel	liegt	vor,	wenn	die	Wirtschaftstätigkeit	nachteilige	Auswirkungen	des	Kli-

mas	 auf	 die	 Tätigkeit	 selbst	 oder	 auf	Menschen,	 die	 Natur	 oder	 Vermögenswerte	 ver-

stärkt.178	 Die	 Nutzung	 und	 der	 Schutz	 der	 Wasser-	 und	 Meeresressourcen	 ist	 gemäß	

Art	17	Abs	1	lit	c)	EU-Taxonomie	VO	beeinträchtigt,	wenn	die	Tätigkeit	den	guten	Zustand	

oder	das	gute	ökologische	Potenzial	von	Gewässern	oder	den	guten	Umweltzustand	von	

Meeresgewässern	 schädigt.	 Das	 Umweltziel	 der	 Kreislaufwirtschaft	 ist	 beeinträchtigt,	

wenn	die	Tätigkeit	zu	einer	erheblichen	Inef)izienz	bei	der	Materialnutzung	oder	der	Nut-

zung	natürlicher	Ressourcen	in	einer	oder	mehreren	Phasen	des	Lebenszyklus	von	Pro-

dukten	führt,	die	Tätigkeit	zu	einer	Zunahme	bei	Erzeugung,	Verbrennung	oder	Beseiti-

gung	von	Abfällen	führt	oder	die	langfristige	Abfallbeseitigung	eine	erhebliche	und	lang-

fristige	Beeinträchtigung	der	Umwelt	verursachen	kann.179	Führt	die	Tätigkeit	zu	einem	

erheblichen	Anstieg	der	Schadstoffemissionen	in	Luft,	Wasser	oder	Boden,	 liegt	gemäß	

Art	17	Abs	1	lit	e)	eine	erhebliche	Beeinträchtigung	des	Umweltziels	der	Vermeidung	und	

Verminderung	der	Umweltverschmutzung	vor.	Der	Schutz	und	die	Wiederherstellung	der	

Biodiversität	 und	 der	 OV kosysteme	 ist	 erheblich	 beeinträchtigt,	 wenn	 die	

 
 
176	Lünenbürger	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	3	Rz	21.	
177	Kment	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	17	Rz	2.	
178	Art	17	Abs	1	lit	b)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
179	Art	17	Abs	1	lit	d)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
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Wirtschaftstätigkeit	den	guten	Zustand	und	die	Widerstandsfähigkeit	von	OV kosystemen	

oder	den	Erhaltungszustand	der	Lebensräume	und	Arten	schädigt.180	

Art	17	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	enthält	folglich	nur	allgemeine	Grenzen.181	Zur	Kon-

kretisierung	beinhalten	die	jeweiligen	delegierten	Verordnungen	in	den	technischen	Be-

wertungskriterien	zu	den	einzelnen	Umweltzielen	eine	genauere	Bestimmung,	wann	eine	

erhebliche	Beeinträchtigung	vorliegt.182	Der	Begriff	der	erheblichen	Beeinträchtigung	ist	

jedoch	 trotz	der	Konkretisierung	durch	die	 technischen	Bewertungskriterien	als	unbe-

stimmter	Rechtsbegriff	nur	schwer	zu	erfassen	und	trägt	zur	Rechtsunsicherheit	bei.	

Art	17	Abs	2	EU-Taxonomie	VO	bestimmt	weitergehend,	dass	die	Wirtschaftstätigkeit	

anhand	des	Lebenszyklus	der	durch	die	Tätigkeit	bereitgestellten	Produkte	und	Dienst-

leistungen	zu	beurteilen	ist.	Die	Lebenszyklusanalyse	muss	dabei	insbesondere	die	Pro-

duktion,	die	Verwendung	und	das	Lebensende	des	Produktes	oder	der	Dienstleistung	als	

Etappen	umfassen,	bei	denen	am	meisten	Schaden	zu	erwarten	 ist.183	Die	Anforderung	

der	Lebenszyklusbetrachtung	resultiert	aus	der	UV berlegung,	dass	es	nur	schwer	nachvoll-

ziehbar	sei,	wenn	ein	Produkt	oder	eine	Dienstleistung	als	nachhaltig	bezeichnet	werden	

kann,	das	selbst	harmlos	ist,	dessen	Vorprodukte	jedoch	gravierende	Umweltbeeinträch-

tigungen	verursacht	haben.184	Dazu	würde	 jedoch	eine	Bestimmung	der	Nachhaltigkeit	

ohne	Lebenszyklusbetrachtung	beim	Kriterium	der	erheblichen	Beeinträchtigung	führen,	

da	zur	Bestimmung	der	Wirtschafstätigkeit	die	Warenschöpfungskette	nicht	betrachtet	

wird.	Offen	bleibt	die	Frage,	ob	unter	der	Produktion	der	eigentliche	Herstellungsprozess	

verstanden	wird,	oder	ob	dies	auch	nicht	speziell	für	diese	Wirtschaftstätigkeit	gefertigte	

Vorprodukte	einschließt.185	

Ein	Verstoß	gegen	Art	17	EU-Taxonomie	VO	begründet	keine	Handlungsp)licht	zu	ei-

nem	nachhaltigen	Agieren.186	Die	Verordnung	will	nicht	die	Unternehmen	dazu	zwingen,	

nachhaltig	zu	handeln,	vielmehr	wird	nachhaltiges	Handeln,	dass	kein	anderes	Umwelt-

ziel	 beeinträchtigt	 belohnt,	 in	 dem	 die	 Klassi)izierung	 als	 taxonomiekonform	

 
 
180	Art	17	Abs	1	lit	f)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
181	Ipsen/Röh,	Mysterium	Taxonomie,	ZIP	2020,	2001	(2005).	
182	Kment	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	17	Rz	2.	
183	Kment	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	17	Rz	26.	
184	Lamy/Bach,	 Die	 EU-Taxonomie-Verordnung	und	 ihre	Auswirkungen	 auf	 die	 Energiewirtschaft,	 EnWZ	
2020,	348	(350)	(beck-online.de).	
185	Bueren,	WM	2020,	1611	(1614).	
186	 Stolz/Wellerdt,	 Das	 (un)grüne	 Risiko	 Nachhaltigkeits-Risikofaktoren	 in	 Wertpapierprospekten,	 WM	
2022,	654	(656)	(wiso-net.de).	
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Unternehmen	dadurch	begünstigt,	dass	dadurch	Kredite	von	Finanzunternehmen	und	an-

deren	Investoren	leichter	zugänglich	werden	sollen.	

c) Verwirklichung	des	sozialen	Mindestschutzes	

Die	Voraussetzung	der	Verwirklichung	des	sozialen	Mindestschutzes	aus	Art	3	lit	c)	

EU-Taxonomie	VO	dient	der	Einbeziehung	der	Bereiche	Soziales	und	Unternehmensfüh-

rung	in	die	bis	dahin	rein	ökologische	De)inition	der	Nachhaltigkeit.187	

Die	hinter	dieser	Voraussetzung	stehende	Erwägung	ist,	dass	eine	Wirtschaftstätig-

keit	nicht	als	nachhaltig	deklariert	werden	sollte,	wenn	sie	negative	Auswirkungen	auf	

zentrale	soziale	Grundsätze	oder	Menschen-	und	Arbeitnehmerrechte	hat	oder	gegen	die	

Mindeststandards	für	verantwortliches	unternehmerisches	Handeln	verstößt.188	

Die	Voraussetzung	wird	durch	Art	18	EU-Taxonomie	VO	konkretisiert.	Art	18	Abs	1	

EU-Taxonomie	VO	verweist	für	die	zu	etablierenden	Verfahren	auf	die	OECD-Leitsätze	für	

multinationale	 Unternehmen	 und	 die	 Leitprinzipien	 der	 Vereinten	 Nationen	 für	Wirt-

schaft	und	Menschenrechte,	einschließlich	der	Grundprinzipien	und	Rechte	aus	den	acht	

Kernübereinkommen	 und	 aus	 der	 Internationalen	 Charta	 der	Menschenrechte.	 Art	 18	

Abs	2	EU-Taxonomie	VO	verweist	hingegen	auf	den	Grundsatz	„Vermeidung	erheblicher	

Beeinträchtigungen“	nach	Art	2	Z	17	Offenlegungs-VO.	Das	dient	der	Festlegung	von	sozi-

alen	Mindeststandards	auf	europäischer	Ebene	und	gewährleistet	die	Kohärenz	der	euro-

päischen	Rechtsvorschriften.189		

Fraglich	ist	zunächst,	welcher	Anknüpfungspunkt	für	die	Prüfung	der	Verwirklichung	

des	sozialen	Mindestschutz	zu	wählen	ist.	Der	Wortlaut	des	Art	3	EU-Taxonomie	VO	be-

zieht	sich	auf	die	Wirtschaftstätigkeit,	Art	18	EU-Taxonomie	VO	sieht	hingegen	das	Unter-

nehmen	als	Bezugspunkt	an.190	Die	Platform	on	Sustainable	Finance	sieht	den	Wortlaut	

des	Art	18	EU-Taxonomie	VO	als	maßgeblich	an,	sodass	die	Verwirklichung	des	Mindest-

schutzes	 unternehmensbezogen	 zu	 prüfen	 sei.191	 Dagegen	 spricht	 eine	 systematische	

 
 
187	Vgl	Ipsen/Röh,	ZIP	2020,	2001	(2005);	Geier/Hombach,	ESG:	Regelwerke	im	Zusammenspiel,	BKR	2021,	
6	(10).	
188	Europäische	Kommission,	Bekanntmachung	der	Kommission	zur	Auslegung	und	Umsetzung	bestimmter	
Rechtsvorschriften	der	EU-Taxonomieverordnung	und	zu	den	Verbindungen	zur	Verordnung	über	nachhal-
tigkeitsbezogene	Offenlegungsp/lichten	2023/C	211/01,	ABl	C	211/1,	2.	
189	Europäische	Kommission,	2023/C	211/01,	ABl	C	211/1,	3.	
190	Lorenzen	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	18	Rz	8.	
191	Platform	on	Sustainable	Finance,	 Final	Report	on	Minimum	Safeguards,	Oktober	2022,	11,	https:///i-
nance.ec.europa.eu/document/download/d162732a-b87d-4602-a7dd-26b6478c5450_en?/ile-
name=221011-sustainable-/inance-platform-/inance-report-minimum-safeguards_en.pdf	 (zuletzt	 abgeru-
fen	am	15.7.2024).	



	35 

Auslegung	für	eine	tätigkeitsbezogene	Prüfung,	da	das	soziale	Kriterium	ebenso	wie	die	

ökologischen	Kriterien	für	jede	Wirtschaftstätigkeit	einzeln	zu	prüfen	sind.192	Dafür	kann	

insbesondere	 eingebracht	 werden,	 dass	 die	 Mustertabellen	 in	 Anhang	 II	 der	 DelVO	

2021/2178	die	Voraussetzung	der	Verwirklichung	des	sozialen	Mindestschutz	auf	Ebene	

der	Wirtschaftstätigkeit	aufnehmen.193	Die	Europäische	Kommission	hat	für	diese	Frage	

keine	explizite	Entscheidung	in	ihren	FAQ	zu	Art	18	EU-Taxonomie	VO	getroffen,	der	Wort-

laut	der	Antworten	 legt	 jedoch	nahe,	dass	die	Prüfung	unternehmensbezogen	erfolgen	

soll.	

Zur	Erreichung	des	Mindestschutzes	nach	Art	18	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	müssen	die	

Unternehmen	ein	Due	Diligence-	und	Abhilfeverfahren	schaffen,	das	die	Befolgung	der	in-

ternationalen	Mindeststandards	sicherstellt.194	Der	Verweis	auf	die	 internationalen	Re-

gelwerke	ist	als	statischer	Verweis	zu	verstehen,	da	ein	dynamischer	Verweis	aufgrund	

des	fehlenden	Ein)lusses	der	Union	auf	die	inhaltliche	Gestaltung	zu	rechtstaatlichen	Le-

gitimationsproblemen	führen	würde.195	

Die	maßgeblichen	Themengebiete	der	Prüfung	der	Verwirklichung	des	sozialen	Min-

destschutz	 sind	 die	 Menschenrechte,	 einschließlich	 Arbeitnehmer-	 und	 Verbraucher-

rechte,	die	Bekämpfung	von	Bestechung	und	Korruption,	die	Besteuerung	und	der	faire	

Wettbewerb.196	Herzstück	der	Verwirklichung	des	Mindestschutzes	ist	die	Implementie-

rung	einer	Menschenrechts-Due	Diligence,	durch	die	die	unternehmerische	Verantwor-

tung	in	Unternehmenspolitik	und	Prozessen	verankert,	nachteilige	Auswirkungen	identi-

)iziert,	Maßnahmen	zur	Vermeidung,	Minderung	oder	Beseitigung	ergriffen,	die	Umset-

zung	der	Maßnahmen	überwacht	und	öffentlich	kommuniziert	und	Abhilfemaßnahmen	

bereitgestellt	werden.197	

 
 
192	Geier/Hombach,	BKR	2021,	6	(10f.);	Lorenzen	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	
18	Rz	10.	
193	Schrimpf-Dörges,	Green	and	more:	Minimum	Safeguards	gemäß	EU-Taxonomie-Verordnung,	WPg	2022,	
1381	(1383).	
194	Europäische	Kommission,	2023/C	211/01,	ABl	C	211/1,	3.	
195	Lorenzen	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	18	Rz	12.	
196	 Platform	 on	 Sustainable	 Finance,	 Final	 Report	 on	 Minimum	 Safeguards,	 11,	 https:///inance.ec.eu-
ropa.eu/document/download/d162732a-b87d-4602-a7dd-26b6478c5450_en?/ilename=221011-
sustainable-/inance-platform-/inance-report-minimum-safeguards_en.pdf	 (zuletzt	 abgerufen	 am	
15.7.2024);	Lorenzen	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	18	Rz	19f.;	Schrimpf-Dörges,	
WPg	2022,	1381	(1382).	
197	 Platform	 on	 Sustainable	 Finance,	 Final	 Report	 on	 Minimum	 Safeguards,	 33,	 https:///inance.ec.eu-
ropa.eu/document/download/d162732a-b87d-4602-a7dd-26b6478c5450_en?/ilename=221011-
sustainable-/inance-platform-/inance-report-minimum-safeguards_en.pdf	 (zuletzt	 abgerufen	 am	
15.7.2024);	Schrimpf-Dörges,	WPg	2022,	1381	(1382).	
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Die	Prüfung	der	Verwirklichung	des	Mindestschutz	erfolgt	in	einem	zweistu)igen	Ne-

gativtest:	Zunächst	ist	zu	prüfen,	ob	das	Unternehmen	die	erforderlichen	Verfahren	nicht	

etabliert	hat,	bevor	geprüft	wird,	ob	das	Unternehmen	aufgrund	rechtskräftiger	Verurtei-

lung	für	einen	Verstoß	gegen	Gesetze	im	Bereich	Menschenrechte	oder	Arbeitsrecht	ver-

antwortlich	ist.198	

Art	18	Abs	2	EU-Taxonomie	VO	nimmt	die	Problematik	des	Engagements	in	umstrit-

tenen	Waffen	auf,	die	nicht	von	Art	18	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	geregelt	wird,	und	fordert	

die	Sicherstellung	der	Ermittlung,	Vermeidung,	Minderung	oder	Beendigung	tatsächlicher	

oder	potenzieller	Engagements	in	der	Herstellung	oder	dem	Verkauf	umstrittener	Waffen	

im	Due	Diligence-	und	Abhilfeverfahren	der	Unternehmen.199	

Die	soziale	Komponente	der	Nachhaltigkeit	ist	in	der	EU-Taxonomie	lediglich	eine	Ne-

benbedingung.200	 Eine	 Ausweitung	 der	 sozialen	 Taxonomie,	 wie	 von	 der	 Platform	 on	

Sustainable	Finance	vorgeschlagen,201	wurde	zwar	von	der	Europäischen	Kommission	ge-

prüft,	jedoch	noch	nicht	umgesetzt.202	

d) Bewertbarkeit	durch	wissenschaftlich	fundierte	technische	Kriterien	

Die	letzte	Voraussetzung	für	die	Taxonomiekonformität	einer	Wirtschaftstätigkeit	ist	

gemäß	Art	3	lit	d)	EU-Taxonomie	VO	,	dass	die	Wirtschaftstätigkeit	den	technischen	Be-

wertungskriterien	entspricht.		

Die	delegierten	Rechtsakte	enthalten	Vorgaben,	wann	eine	Wirtschaftstätigkeit	einen	

wesentlichen	Beitrag	zu	einem	der	Umweltziele	leistet	und	wann	eine	erhebliche	Beein-

trächtigung	eines	Umweltziels	vorliegt.203	Da	die	technischen	Bewertungskriterien	aber	

als	Konkretisierung	der	Umweltziele	nach	Art	10	-	15	EU-Taxonomie	VO	zu	verstehen	sind,	

hat	 die	 Voraussetzung	 des	 Art	 3	 lit	 d)	 EU-Taxonomie	 VO	 lediglich	 eine	 klarstellende	

 
 
198	 Platform	 on	 Sustainable	 Finance,	 Final	 Report	 on	 Minimum	 Safeguards,	 34	 f.,	 https:///inance.ec.eu-
ropa.eu/document/download/d162732a-b87d-4602-a7dd-26b6478c5450_en?/ilename=221011-
sustainable-/inance-platform-/inance-report-minimum-safeguards_en.pdf	 (zuletzt	 abgerufen	 am	
15.7.2024);	Lorenzen	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	18	Rz	35f.	
199	Europäische	Kommission,	2023/C	211/01,	ABl	C	211/1,	4.	
200	Baumüller,	Empfehlungen	zum	sozialen	Mindestschutz	in	der	Taxonomie-VO,	ZCG	6/22,	279	(280).	
201	Platform	on	Sustainable	Finance,	Final	Report	in	Social	Taxonomy,	Februar	2022,	https:///inance.ec.eu-
ropa.eu/system//iles/2022-08/220228-sustainable-/inance-platform-/inance-report-social-taxon-
omy_en.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
202	Vgl	Baumüller,	ZCG	6/22,	279	(280);	Lanfermann,	Aktuelle	Entwicklungen	und	Umsetzungsfragen	zur	
EU-Taxonomie	zu	grünen	Wirtschaftstätigkeiten,	BB	2021,	2859,	(2861)	(juris.de);	Geier/Meringdal/Stille,	
ESG-Compliance,	§	4	Rz	98f.	
203	Wellerdt,	Der	Legislativvorschlag	für	eine	Verordnung	zu	Europäischen	Green	Bonds,	DOZ V	2021,	1109	
(1114).	
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Funktion	und	die	Prüfung	der	 technischen	Bewertungskriterien	erfolgt	bereits	bei	der	

Prüfung	des	Art	3	lit	a)	und	b)	EU-Taxonomie	VO.204	

3. Übergangstätigkeiten	und	ermöglichende	Tätigkeiten	

Die	EU-Taxonomie	VO	unterscheidet	zwischen	drei	Arten	von	Wirtschaftsaktivitäten:	

die	grünen	Tätigkeiten,	die	selbst	einen	wesentlichen	Beitrag	zu	einem	Umweltziel	leisten,	

die	ermöglichenden	Tätigkeiten,	die	durch	die	Bereitstellung	von	Produkten	oder	Dienst-

leistungen	anderen	Aktivitäten	ermöglichen,	einen	wesentlichen	Beitrag	zu	einem	Um-

weltziel	zu	leisten,	und	die	UV bergangstätigkeiten,	für	die	es	bisher	keine	CO2-	armen	Al-

ternativen	gibt	und	die	den	UV bergang	zu	einer	klimaneutralen	Wirtschaft	unterstützen.205	

a) Ermöglichende	Tätigkeiten	

Art	16	EU-Taxonomie	VO	bestimmt,	wann	Wirtschaftstätigkeiten	zu	einem	Umweltziel	

beitragen,	indem	sie	es	unmittelbar	anderen	Tätigkeiten	ermöglichen,	einen	wesentlichen	

Beitrag	zu	einem	Umweltziel	zu	leisten.	Die	Vorschrift	stellt	dabei	eine	Art	Ergänzungstat-

bestand	dar,206	auf	die	jedes	Umweltziel	einzeln	verweist207.	

Die	Wirtschaftstätigkeit	muss	für	den	wesentlichen	Beitrag	einen	signi)ikanten	Anteil	

zur	Zielerreichung	beisteuern.208	

Voraussetzung	für	den	wesentlichen	Beitrag	der	ermöglichenden	Tätigkeit	ist	ferner,	

dass	die	Tätigkeit	zu	keinen	Lock-in	Effekten	bei	Vermögenswerten	führen,	die	den	lang-

fristigen	Umweltzielen	abträglich	sind	(Art	16	lit	a)	EU-Taxonomie	VO	und	die	Tätigkeit	

muss	auf	der	Grundlage	von	Lebenszyklusüberlegungen	wesentliche	positive	Auswirkun-

gen	auf	die	Umwelt	haben	(Art	16	lit	b)	EU-Taxonomie	VO).	Lock-in	Effekte	sind	im	Kontext	

nachhaltiger	und	langfristiger	Investitionen	Situationen,	in	welchen	Investitionen	in	ge-

wisse	Vermögenswerte	die	Erschwernis	hervorrufen,	diese	Vermögenswerte	später	durch	

nachhaltigere	Alternativen	zu	ersetzen.209	

 	

 
 
204	Vgl	Lamy/Bach,	EnWZ	2020,	348	(351)	(beck-online.de).	
205	Bardens/Wallek/Werth,	WPg	2022,	184	(189).	
206	Terhechte	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	16	Rz	1.	
207	Art	10	Abs	1	lit	i),	Art	11	Abs	1	lit	b),	Art	12	Abs	1	lit	e),	Art	13	Abs	1	lit	l),	Art	14	Abs	1	lit	e),	Art	15	Abs	
1	lit	e)	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
208	Terhechte	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	16	Rz	16.	
209	Terhechte	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	16	Rz	34.	
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b) UV bergangstätigkeiten	

UV bergangstätigkeiten	können	nur	im	Rahmen	ihrer	Regelung	in	Art	10	Abs	2	EU-Ta-

xonomie	VO	einen	wesentlichen	Beitrag	zum	Klimaschutz	leisten.	Diese	Vorschrift	stellt	

eine	Ausnahmevorschrift	dar,210	und	ist	somit	nach	ständiger	Rechtsprechung	des	EuGH	

eng	auszulegen.211	

Voraussetzung	 für	 den	 wesentlichen	 Beitrag	 eine	 UV bergangstätigkeit	 zum	 Klima-

schutz	ist	gemäß	Art	10	Abs	2	EU-Taxonomie	VO,	dass	eine	Wirtschaftstätigkeit	vorliegt,	

für	die	es	keine	technologisch	und	wirtschaftlich	durchführbare	Alternative	gibt	und	die	

den	 UV bergang	 zu	 einer	 klimaneutralen	Wirtschaft	 unterstützt.	 Ferner	 muss	 die	 Wirt-

schaftstätigkeit	Treibhausgasemissionswerte	aufweisen,	die	den	besten	Leistungen	des	

Sektors	oder	der	Industrie	entsprechen	(Art	10	Abs	2	lit	a)	EU-Taxonomie	VO),	sie	darf	die	

Entwicklung	und	Einführung	CO2-armer	Alternativen	nicht	behindern	(Art	10	Abs	2	lit	b)	

EU-Taxonomie	VO)	und	nicht	zu	Lock-in	Effekten	bei	CO2-	intensiven	Vermögenswerten	

führen	(Art	10	Abs	2	lit	c)	EU-Taxonomie	VO).	Diese	letzten	beiden	Voraussetzungen	stel-

len	sicher,	dass	die	EU-Taxonomie	Finanzströme	primär	in	CO2-arme	Technologien	lenkt	

und	UV bergangstätigkeiten	nur	als	Notbehelf	vorrübergehend	und	ausnahmsweise	geför-

dert	werden.212	

4. Braune	oder	neutrale	Wirtschaftstätigkeiten	

Die	binäre	Klassi)izierung	der	EU-Taxonomie	VO	in	taxonomiekonform	und	nicht-ta-

xonomiekonform	hat	zur	Folge,	dass	Wirtschaftstätigkeiten,	die	nicht	von	der	EU-Taxono-

mie	erfasst	werden,	als	nicht	nachhaltig	und	somit	als	braune	Wirtschaftstätigkeiten	an-

gesehen	werden.	

Jedoch	hat	die	Europäische	Kommission	darauf	hingewiesen,	dass	die	reine	Taxono-

miekonformität	einer	Wirtschaftstätigkeit	nichts	über	die	Umweltleistung	und	Nachhal-

tigkeit	der	Tätigkeit	aussagt.213	Daraus	kann	im	Umkehrschluss	geschlossen	werden,	dass	

eine	 Wirtschaftstätigkeit,	 die	 nicht	 den	 Voraussetzungen	 der	 EU-Taxonomie	 VO	 ent-

spricht,	nicht	zwingend	schädlich	für	die	Umwelt	ist.214	

 
 
210	Lünenbürger	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	3	Rz	33.	
211	 Vgl	 EuGH	 v.	 6.6.2019,	 Rs.	 C-361/18,	 ECLI:EU:C:2019:473,	 Rz	 43;	 EuGH	 v.	 10.6.2021,	 Rs.	 C-94/20,	 E-
CLI:EU:C:2021:477,	Rz	37.	
212Von	Weschpfennig	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	10	Rz	51.	
213	Europäische	Kommission,	2022/C	385/01,	ABl	C	385/1,	4.	
214	Geier/Meringdal/Stille,	ESG-Compliance,	§	4	Rz	71.	
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Vielmehr	gibt	es	mehrere	Gründe,	wieso	eine	Wirtschaftstätigkeit	nicht	taxonomie-

konform	ist,	sei	es,	dass	die	Tätigkeit	noch	nicht	von	den	technischen	Bewertungskriterien	

erfasst,	dass	die	Tätigkeit	für	die	Umwelt	neutral	oder	als	braune	Wirtschaftstätigkeit	für	

die	Umwelt	schädlich	ist.215	

Die	Platform	on	Sustainable	Finance	hat	zu	diesem	Zweck	vorgeschlagen,	die	beste-

hende	Taxonomie	auszuweiten	und	ein	Ampelsystem	zu	schaffen,	dass	die	Nachhaltigkeit	

einer	Wirtschaftstätigkeit	ausweisen	würde.216	Dies	würde	zu	einer	feineren	Untergliede-

rung	der	Klassi)izierung	zwischen	braunen,	neutralen	und	grünen	Wirtschaftstätigkeiten	

führen	und	könnte	in	der	Folge	zu	einer	Verschiebung	der	Kapital)lüsse	in	zu	nachhaltigen	

Wirtschaftstätigkeiten	führen.217	

Die	Europäische	Kommission	war	gemäß	Art	26	Abs	2	lit	a)	EU-Taxonomie	VO	ver-

p)lichtet,	 einen	Bericht	 für	 die	 Ausweitung	 des	Anwendungsbereichs	 auf	 neutrale	 und	

braune	Wirtschaftstätigkeiten	vorzulegen.	Darin	stellt	die	Kommission	fest,	dass	die	Kri-

terien	der	Taxonomie	dynamisch	sind	und	in	Zukunft	erweitert	werden	sollen.218	Eine	sol-

che	Erweiterung	wird	geprüft,	ist	allerdings	noch	nicht	erfolgt.	

 	

 
 
215	Platform	on	Sustainable	Finance,	The	Extended	Environmental	Taxonomy:	Final	Report	on	Taxonomy	ex-
tension	 options	 supporting	 a	 sustainable	 transition,	 März	 2022,	 17,	 https:///inance.ec.europa.eu/sys-
tem//iles/2022-03/220329-sustainable-/inance-platform-/inance-report-environmental-transition-taxon-
omy_en.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
216	Vgl	Platform	on	Sustainable	Finance,	The	Extended	Environmental	Taxonomy,	25,	https:///inance.ec.eu-
ropa.eu/system//iles/2022-03/220329-sustainable-/inance-platform-/inance-report-environmental-tran-
sition-taxonomy_en.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
217	Lanfermann,	BB	2021,	2859	(2860)	(juris.de).	
218	Europäische	Kommission,	Mitteilung	der	Kommission	an	das	Europäische	Parlament,	den	Rat,	den	Euro-
päischen	Wirtschafts-	und	Sozialausschuss	und	den	Ausschuss	der	Regionen,	EU-Taxonomie,	Nachhaltig-
keitsberichterstattung	von	Unternehmen,	Nachhaltigkeitspräferenzen	und	treuhändische	P/lichten:	Finan-
zielle	Mittel	in	Richtung	des	europäischen	Grünen	Deals	lenken,	COM(2021)	188	/inal,	7.	
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F. Inhalte	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	

Die	 Inhalte	 der	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 nach	 Art.	 19a	 Bilanz-RL	 werden	

durch	Art	8	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	ergänzt.	Danach	müssen	Nicht-Finanzunternehmen	

in	ihre	nicht)inanzielle	Erklärung	Angaben	darüber	aufnehmen,	was,	wie	und	in	welchem	

Umfang	die	Tätigkeiten	des	Unternehmens	mit	Wirtschaftstätigkeiten	verbunden	sind,	die	

als	ökologisch	nachhaltig	einzustufen	sind.219	

Dabei	müssen	die	Unternehmen	zum	einen	die	Leistungsindikatoren	nach	Art	8	Abs	2	

EU-Taxonomie	VO	offenlegen.	 Ergänzt	wird	 die	Nachhaltigkeitsberichterstattung	durch	

die	qualitativen	Angaben	nach	DelVO	2021/2178	Anlage	I	Abschnitt	1.2.	

Die	Ermittlung	der	Leistungsindikatoren	und	die	zusätzlichen	qualitativen	Angaben	

werden	durch	die	DelVO	2021/2178	konkretisiert.	Diese	basiert	auf	einem	Bericht	der	

ESMA220,	der	Empfehlungen	zur	Ausgestaltung	des	delegierten	Rechtsakts	enthält.	

I. Nachhaltigkeitskennzahlen	nach	der	EU	Taxonomie	VO	

Art	8	Abs	2	EU-Taxonomie	VO	verp)lichtet	Nicht-Finanzunternehmen,	die	 folgende	

drei	Nachhaltigkeitskennzahlen	anzugeben:	

- den	Anteil	an	den	Umsatzerlösen,	der	mit	Produkten	oder	Dienstleistungen	erzielt	

wird,	die	mit	taxonomiekonformen	Wirtschaftstätigkeiten	verbunden	sind	(Art	8	

Abs	2	lit	a)	EU-Taxonomie	VO,	umsatzbasierter	KPI),	

- den	Anteil	der	Investitionsausgaben	im	Zusammenhang	mit	Vermögensgegenstän-

den	und	Prozessen,	die	mit	taxonomiekonformen	Wirtschaftstätigkeiten	verbun-

den	sind	(Art	8	Abs	2	lit	b)	Alt.	1	EU-Taxonomie	VO,	Capital	Expenditures	[CapEx	

KPI]),	

- den	Anteil	der	Betriebsausgaben	im	Zusammenhang	mit	Vermögensgegenständen	

und	 Prozessen,	 die	 mit	 taxonomiekonformen	Wirtschaftstätigkeiten	 verbunden	

sind	(Art	8	Abs	2	lit	b)	Alt.	2	EU-Taxonomie	VO,	Operational	Expenditures	[OpEx	

KPI]).	

Diese	drei	KPIs	bilden	dabei	Quotienten,	die	im	Nenner	die	maßgeblichen	Finanzin-

formationen	insgesamt	und	im	Zähler	den	Anteil	der	Finanzinformationen	beinhalten,	der	

mit	taxonomiekonformen	Tätigkeiten	verbunden	ist.221	

 
 
219	Art	8	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	2020/852	ABl	L	198/13.	
220	ESMA,	 Final	 Report,	 Advice	 on	Article	 8	 of	 the	Taxonomy	Regulation	 (ESMA30-379-471),	 26.2.2021,	
https://www.esma.europa.eu/sites/default//iles/library/esma30-379-471_/inal_report_-_advice_on_arti-
cle_8_of_the_taxonomy_regulation.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
221	Beyhs/Pföhler,	Der	weite	Weg	von	Finanzinformationen	zu	Umweltzielen,	WPg	2023,	928	(931).	
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Wichtig	 ist	es	dabei,	Doppelerfassungen	zu	vermeiden,	die	dadurch	entstehen	kön-

nen,	 dass	 eine	 Tätigkeit	 mehrere	 Umweltziele	 verwirklicht.222	 Dabei	 ist	 gemäß	 DelVO	

2021/2178	Anhang	I	Abschnitt	1.2.2.1.	lit	c)	in	die	nicht)inanzielle	Erklärung	bzw	in	den	

Nachhaltigkeitsbericht	eine	Erklärung	darüber	aufzunehmen,	wie	das	Unternehmen	jeg-

liche	Doppelzählungen	vermieden	hat.	Dies	dient	der	Zuverlässigkeit	und	Konsistenz	der	

Berichterstattung.223	

Die	Kennzahlen	sind	auf	Basis	der	dem	 Jahresabschluss	zugrunde	 liegenden	Rech-

nungslegungsgrundsätze	wie	dem	International	Financial	Reporting	Standard	(IFRS),	den	

nationalen	Generally	Accepted	Accounting	Principles	(GAAP)	oder	dem	HGB	zu	ermitteln,	

sodass	eine	Verknüpfung	von	)inanziellen	und	nicht)inanziellen	Informationen	erfolgt.224	

1. Umsatzbasierte	KPI	

Als	umsatzbasierte	KPI	ist	der	Anteil	des	Umsatzes	nach	Art	8	Abs	2	lit	a)	EU-Taxono-

mie	VO	anzugeben,	der	mit	Produkten	und	Dienstleistungen	erzielt	wird,	die	mit	taxono-

miekonformen	Wirtschaftstätigkeiten	verbunden	sind.	

Dabei	ergibt	sich	aus	DelVO	2021/2178	Anhang	I	Abschnitt	1.1.1.	folgende	Formel	zur	

Ermittlung	der	umsatzbasierten	KPI:	
!"#$%$&'()$%*$+&(	-&."/0(+1ö.(

-&."/0(+1ö.(
= 𝑈𝑚𝑠𝑎𝑡𝑧𝑏𝑎𝑠𝑖𝑒𝑟𝑡𝑒	𝐾𝑃𝐼.225	

Der	Nenner	beinhaltet	bei	einer	Rechnungslegung	nach	IFRS	alle	Beträge,	die	als	„Um-

satzerlöse“	nach	IAS	1.82	(a)	ausgewiesen	werden,	inklusive	der	Umsätze	nach	IFRS	15	

und	 IFRS	 16	 zu	 Erlösen	 aus	 operativen	 Leasingverhältnissen,	 Umsätzen	 aus	 Finanzie-

rungsleasingverhältnissen	und	Zinserträge,	 sowie	gegebenenfalls	andere	Einkommens-

quellen.226	 Nicht	 berücksichtigt	werden	Anteile	 an	Umsätzen	 von	Gemeinschaftsunter-

nehmen,	assoziierten	Unternehmen	und	aufgegebenen	Geschäftsbereichen,	sowie	Zuwen-

dungen	aus	der	öffentlichen	Hand.227	

 
 
222	DelVO	2021/2178,	Anhang	I,	Abschnitt	1.2.2.2.c)	ABl	L	443/9;	Beyhs/Pföhler,	WPg	2023,	928	(931).	
223	Europäische	Kommission,	2022/C	385/01,	ABl	C	385/1,	12.	
224	DelVO	2021/2178,	Anhang	I,	Abschnitt	1.1.2.1	ABl	L	443/9;	Schäfer/Schönberger,	Green	and	more:	Die	
EU-Taxonomie	–	(weit)	mehr	als	drei	Kennzahlen,	WPg	2021,	633	(634).	
225	Rahn/Sebralla	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	8	Rz	35.	
226	WKO,	 Leitfaden	 zur	 Umsetzung	 der	 EU-Taxonomie,	 10.1.2023,	 14,	 https://www.wko.at/ooe/indust-
rie/wkooe-leitfaden-eu-taxonomie-v2-web-1.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024);	IDW,	Anwendung	von	
Art	 8	 der	 Taxonomie-Verordnung,	 17f.,	 https://www.idw.de/Mein-IDW/Arbeitshilfen/Support-Doku-
mente/ReLe/Downloads-u-Artikel/Down-Taxonomie-FAQ.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
227	Weyer/Berndt/Ebin,	Berichterstattung	nach	der	EU-Taxonomie-VO	–	Herausforderungen	und	Handlungs-
empfehlungen	für	europäische	Nicht-Finanzunternehmen,	BB	2024,	747	(748)	(juris.de).	
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In	OV sterreich	sind	nach	§	189a	Z	5	UGB228	die	Beiträge	auszuweisen,	die	sich	aus	dem	

Verkauf	von	Produkten	und	der	Erbringung	von	Dienstleistungen	nach	Abzug	von	Erlös-

schmälerungen	und	der	Umsatzsteuer	sowie	von	sonstigen	direkt	mit	dem	Umsatz	ver-

bundenen	Steuern	ergeben.	

In	Deutschland	ergänzt	§	277	Abs	1	HGB229	den	Begriff	der	Umsatzerlöse	um	die	Er-

löse	aus	der	Vermietung	oder	Verpachtung	von	Produkten.	

Der	Zähler	enthält	den	Teil	des	Nettoumsatzes	der	Waren	oder	Dienstleistungen,	die	

mit	taxonomiekonformen	Wirtschaftstätigkeiten	verbunden	sind.230	

2. CapEx	KPI	

Der	CapEx	KPI	ist	der	Anteil	der	Investitionsausgaben	für	eine	Wirtschaftstätigkeit,	

die	taxonomiekonform	ist	oder	einen	Teil	eines	glaubhaften	Plans	zur	Ausweitung	oder	

Erreichung	der	Taxonomiekonformität	ist.231	Aus	DelVO	2021/2178	Anhang	I	Abschnitt	

1.1.2.	ergibt	sich	folgende	Formel	für	die	Bestimmung	des	CapEx	KPI:	
!"#$%$&'()$%*$+&(	3%4(./'/'$%."5.6"7(%

3%4(./'/'$%."5.6"7(%
= 𝐶𝑎𝑝𝐸𝑥	𝐾𝑃𝐼.232	

Der	Nenner	umfasst	nach	DelVO	2021/2178	Anhang	I	Abschnitt	1.1.2.1.	die	Zugänge	

an	 Sachanlagen	 und	 immateriellen	 Vermögenswerten	 während	 des	 betrachteten	 Ge-

schäftsjahres,	sowie	Zugänge	aus	Unternehmenszusammenschlüssen.	Dabei	kommt	es	al-

lein	auf	den	historischen	Austauschvorgang	Vermögensgegenstand	gegen	Geld	in	Sinne	

des	Anschaffungswertprinzips	an.233	

Bei	 einer	 Rechnungslegung	 nach	 IFRS	 sind	 nach	 DelVO	 2021/2178	 Anhang	 I	 Ab-

schnitt	1.1.2.1.	die	Kosten	für	Sachanlagen234,	immaterielle	Vermögenswerte235,	als	Finan-

zinvestition	gehaltene	Immobilien236,	Landwirtschaft237	sowie	Leasingverhältnisse238	an-

zugeben.	 Wird	 der	 nationale	 GAAP	 der	 Rechnungslegung	 zugrundgelegt,	 werden	 die	

 
 
228	BGBl	I	2017/20.	
229	Dt.	BGBl.	I	2015,	1245.	
230	DelVO	2021/2178,	Anhang	I,	Abschnitt	1.1.1	ABl	L	443/9.	
231	Europäische	Kommission,	FAQ:	What	is	he	EU	Taxonomy	Article	8	delegated	act	and	how	will	it	work	in	
practice?	 2021,	 7,	 https:///inance.ec.europa.eu/system//iles/2021-07/sustainable-/inance-taxonomy-ar-
ticle-8-faq_en.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024)	
232	Rahn/Sebralla	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	8	Rz	42.	
233	Ekkenga/Posch,	Die	Klassi/izierung	umweltnützlicher	„Wirtschaftstätigkeiten“	und	 ihrer	Finanzierung	
nach	neuem	Unionsrecht	und	das	Problem	des	Greenwashing,	WM	2021,	205	(210)	(wiso-net.de).	
234	IAS	16.73	e)	(i)	und	(iii).	
235	IAS	38.118	e)	(i).	
236	IAS	40.76	a),	b)	und	IAS	40.79d	(i)	und	(ii).	
237	IAS	41.50	b)	und	e).	
238	IFRS	16.53	h).	
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verbuchten	Investitionsausgaben	in	den	Nenner	aufgenommen,	die	den	erfassten	Investi-

tionsausgaben	des	IFRS	entsprechen.239	

Der	Zähler	enthält	Investitionsausgaben,	die	sich	auf	Vermögenswerte	Prozesse	be-

ziehen,	 die	mit	 taxonomiekonformen	Wirtschaftstätigkeiten	 verbunden	 sind,	Teil	 eines	

CapEx-Plans,	also	eines	Plans	zur	Ausweitung	oder	Erreichung	der	Taxonomiekonformi-

tät,	und	Investitionsausgaben,	die	sich	auf	den	Erwerb	von	Produkten	aus	taxonomiekon-

formen	Wirtschaftsaktivitäten	und	einzelnen	Maßnahmen	beziehen,	die	zur	kohlenstoff-

armen	Ausführung	von	Zieltätigkeiten	und	zur	Senkung	des	Ausstoßes	von	Treibhausga-

sen	führen,	sofern	die	Maßnahmen	innerhalb	von	18	Monaten	umgesetzt	und	einsatzbe-

reit	sind.240	

Der	CapEx-Plan	nach	DelVO	2021/2178	Anhang	I	Abschnitt	1.1.2.2.	b)	muss	dabei	of-

fengelegt	werden,	darauf	abzielen,	den	Umfang	einer	taxonomiekonformen	Wirtschaftstä-

tigkeit	zu	erweitern	oder	innerhalb	von	fünf	Jahren	eine	taxonomiefähige	Wirtschafstätig-

keit	in	eine	taxonomiekonforme	Tätigkeit	umzuwandeln,	sowie	vom	Verwaltungsrat	des	

nicht)inanziellen	Unternehmens	oder	einer	anderen,	mit	dieser	Aufgabe	betreuten	Stelle	

genehmigt	werden.241	Hintergrund	der	Regelung	ist	die	UV berlegung,	dass	ein	glaubwürdi-

ger	Plan	die	notwendige	Voraussetzung	für	die	Neuausrichtung	eines	Unternehmens	in	

Richtung	einer	nachhaltigen	Wirtschaftstätigkeit	ist.242	

Der	CapEx	KPI	ermöglicht	es	den	Adressaten	des	Nachhaltigkeitsberichts	abzuleiten,	

wie	und	wohin	sich	ein	Unternehmen	im	Hinblick	auf	die	Umgestaltung	der	Wirtschafts-

aktivitäten	im	Hinblick	zur	Nachhaltigkeit	entwickeln	möchte.243	

3. OpEx	KPI	

Der	OpEx	KPI	ist	der	Anteil	der	Betriebsausgaben,	die	mit	taxonomiekonformen	Wirt-

schaftstätigkeiten	oder	Plantätigkeiten	des	CapEx	verbunden	sind,	sodass	sich	aus	DelVO	

2021/2178	Anhang	I	Abschnitt	1.1.3.	folgende	Formel	ergibt:	
!"#$%$&'()$%*$+&(	8(/+'(7."5.6"7(%

8(/+'(7."5.6"7(%
= 𝑂𝑝𝐸𝑥	𝐾𝑃𝐼.244	

 
 
239	DelVO	2021/2178,	Anhang	I,	Abschnitt	1.1.2.1	ABl	L	443/9.	
240	DelVO	2021/2178,	Anhang	I,	Abschnitt	1.1.2.2	ABl	L	443/9.	
241	DelVO	2021/2178,	Anhang	 I,	Abschnitt	1.1.2.2.	ABl	L	443/9;	Bardens/Wallek/Werth,	WPg	2022,	184	
(190).	
242	 Europäische	 Kommission,	 FAQ	 7,	 https:///inance.ec.europa.eu/system//iles/2021-07/sustainable-/i-
nance-taxonomy-article-8-faq_en.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
243	 Europäische	 Kommission,	 FAQ,	 7,	 https:///inance.ec.europa.eu/system//iles/2021-07/sustainable-/i-
nance-taxonomy-article-8-faq_en.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.72024);	Rahn/Sebralla	in	Fellenberg/Kment	
(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	8	Rz	42.	
244	Rahn/Sebralla	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	8	Rz	45.	
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Der	Nenner	des	OpEx	KPI	lässt	sich,	anders	als	der	umsatzbasierte	KPI	und	der	CapEx	

KPI,	nicht	direkt	aus	dem	Abschluss	des	Unternehmens	ableiten,	da	die	Taxonomie	be-

stimmte	Aufwendungen	nach	vorgegebenen	Kategorien	als	OpEx	im	Sinne	der	EU-Taxo-

nomie	VO	bestimmt.245	Folglich	umfasst	der	Nenner	nach	DelVO	2021/2178	Anhang	I	Ab-

schnitt	1.1.3.1.	„direkte,	nicht	kapitalisierte	Kosten,	die	sich	auf	Forschung	und	Entwick-

lung,	Gebäudesanierungsmaßnahmen,	kurzfristiges	Leasing,	Wartung	und	Reparatur	so-

wie	sämtliche	anderen	direkten	Ausgaben	im	Zusammenhang	mit	der	täglichen	Wartung	

von	Vermögenswerten	des	Sachanlagevermögens	[…]	beziehen.“	Direkte	Kosten	sind	da-

bei	direkt	zuweisbare	Betriebskosten,	die	also	in	unmittelbaren	Zusammenhang	mit	einer	

Wirtschaftstätigkeit	stehen.246	

Der	Zähler	des	OpEx	KPI	entspricht	dem	Zähler	des	CapEx	KPI	und	umfasst	daher	den	

Teil	der	Betriebsausgaben,	der	sich	auf	Vermögenswerte	und	Prozesse	bezieht,	die	mit	ta-

xonomiekonformen	Tätigkeiten	verbunden	sind,	den	Teil	eines	CapEx-Plans	zur	Auswei-

tung	oder	Erreichung	der	Taxonomiekonformität,	und	der	sich	auf	den	Erwerb	von	Pro-

dukten	aus	taxonomiekonformen	Wirtschaftsaktivitäten	und	einzelnen	Maßnahmen	be-

zieht,	die	zur	kohlenstoffarmen	Ausführung	von	Zieltätigkeiten	und	zur	Senkung	des	Aus-

stoßes	von	Treibhausgasen	führen,	sofern	die	Maßnahmen	innerhalb	von	18	Monaten	um-

gesetzt	und	einsatzbereit	sind.247	

II. Zusätzliche	qualitative	Informationen	nach	der	EU-Taxonomie	VO		

Neben	den	Leistungsindikatoren	sollen	Unternehmen	qualitative	Informationen	of-

fenlegen.	Die	Offenlegung	dieser	ergänzenden	Angaben	dient	der	Verdeutlichung	der	Er-

mittlung	der	Leistungsindikatoren	und	soll	sie	in	einen	Kontext	einbetten,	damit	Investo-

ren	und	andere	Nutzer	diese	leichter	interpretieren	können.248	

Zunächst	 ist	 die	 Rechnungslegungsmethode	 nach	DelVO	 2021/2178	Anhang	 I	 Ab-

schnitt	1.2.1.	sowie	die	Methode	der	Ermittlung	und	die	De)inition	der	Umsatzerlöse,	In-

vestitions-	und	Betriebsausgaben	anzugeben.	Dabei	ist	zudem	auf	sämtliche	AV nderungen	

der	Berechnungsmethode	seit	dem	vorangegangenen	Berichtszeitraum	und	die	Hinter-

gründe	und	die	Auswirkungen	der	AV nderungen	einzugehen.249	

 
 
245	Beyhs/Pföhler,	WPg	2023,	928	(931).	
246	Rahn/Sebralla	in	Fellenberg/Kment	(Hrsg),	Taxonomie-Verordnung,	Art	8	Rz	46.	
247	DelVO	2021/2178,	Anhang	I,	Abschnitt	1.1.3.2.	ABl	L	443/9.	
248	IDW,	Anwendung	von	Art	8	der	Taxonomie-Verordnung,	17f.,	https://www.idw.de/Mein-IDW/Arbeits-
hilfen/Support-Dokumente/ReLe/Downloads-u-Artikel/Down-Taxonomie-FAQ.pdf	 (zuletzt	 abgerufen	 am	
15.7.2024).	
249	DelVO	2021/2178,	Anhang	I,	Abschnitt	1.2.1.	ABl	L	443/9.	
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Ferner	ist	nach	DelVO	2021/2178	Anhang	I	Abschnitt	1.2.2.1.	die	Anwendung	der	EU-

Taxonomie	VO	zu	erläutern,	insbesondere,	wie	das	Unternehmen	die	Einhaltung	der	Kri-

terien	des	Art	3	EU-Taxonomie	VO	beurteilt	hat.	Zudem	ist	bei	einem	Beitrag	zu	mehreren	

Umweltzielen	durch	eine	Wirtschaftstätigkeit	zu	erläutern,	wie	die	Aufteilung	auf	die	Leis-

tungsindikatoren	erfolgt,	sodass	Doppelerfassungen	vermieden	werden.250	

Ansonsten	müssen	die	Veränderungen	im	Berichtsjahr	im	Vergleich	zum	Vorjahr	und	

vergleichende	 Informationen	zum	Vorjahr	ab	dem	zweiten	Berichtsjahr	dargelegt	wer-

den.251	

Zuletzt	 sind	 detaillierte	 Erläuterungen	 zu	 den	 offengelegten	 Leistungsindikatoren	

nach	DelVO	2021/2178	Anhang	I	Abschnitt	1.2.3.	offenzulegen.	

Auf	freiwilliger	Basis	können	Unternehmen	zusätzlich	weitere	Angaben	machen,	die	

sie	 für	wesentlich	 halten,	wie	 zum	Beispiel	 Informationen	 über	 künftige	 Ziele	 und	die	

Maßnahmen	zu	deren	Erreichung.252	

III. Nachhaltigkeitsinformationen	nach	NFRD	und	CSRD		

Im	Rahmen	der	NFRD	sind	gemäß	Art	19a	Bilanz-RL	idF	der	NFDR	in	der	nicht)inan-

zielle	Erklärung	Angaben	offenzulegen,	die	für	das	Verständnis	des	Geschäftsergebnisses	

und	der	Lage	des	Unternehmens	erforderlich	sind,	einschließlich	einer	Beschreibung	des	

Geschäftsmodells.	Dabei	ist	mindestens	auf	die	Auswirkungen	der	Geschäftstätigkeit	auf	

Umwelt-,	Sozial-	und	Arbeitnehmerbelange,	die	Achtung	der	Menschenrechte	und	die	Be-

kämpfung	von	Korruption	und	Bestechung	einzugehen.253	Diese	Mindestangaben	sollen	

zu	einer	Verbesserung	der	Vergleichbarkeit	der	nicht)inanziellen	Berichterstattung	füh-

ren.254	

Die	CSRD	erweitert	diese	Berichtsp)lichten	ab	dem	Geschäftsjahr	2024,	wobei	die	Eu-

ropäische	Kommission	der	Nachhaltigkeitsde)inition	nach	dem	ESG-Konzept	folgt,	jedoch	

aufgrund	 der	 EU-Taxonomie	 VO	 den	 Fokus	 auf	 Umweltthemen	 legt.255	 Daher	 sieht	 die	

 
 
250	DelVO	2021/2178,	Anhang	I,	Abschnitt	1.2.2.2.	ABl	L	443/9.	
251	 IDW,	 Anwendung	 von	 Art	 8	 der	 Taxonomie-Verordnung,	 28.10.2021,	 21,	 https://www.idw.de/Mein-
IDW/Arbeitshilfen/Support-Dokumente/ReLe/Downloads-u-Artikel/Down-Taxonomie-FAQ.pdf	 (zuletzt	
abgerufen	am	15.7.2024).	
252	IDW,	Anwendung	von	Art	8	der	Taxonomie-Verordnung,	21,	https://www.idw.de/Mein-IDW/Arbeitshil-
fen/Support-Dokumente/ReLe/Downloads-u-Artikel/Down-Taxonomie-FAQ.pdf	 (zuletzt	 abgerufen	 am	
15.7.2024).	
253	Art	19a	Abs	1	Bilanz-RL	idF	der	NFRD	2014/95	ABl	L	330/1,	1.	
254	Merkt	in	Hopt,	Handelsgesetzbuch43,	2024,	HGB	§	289c,	Rz	1	(beck-online.de).	
255	Velte/Stawinoga,	Prüfung	von	Nachhaltigkeitsberichten	nach	der	Corporate	Sustainability	Reporting	Di-
rective	(CSRD),	WPg	2022,	1069	(1071).	
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CSRD	vor,	dass	Unternehmen	Angaben	in	den	Lagebericht	aufnehmen	müssen,	„die	für	das	

Verständnis	der	Auswirkungen	der	Tätigkeiten	des	Unternehmens	auf	Nachhaltigkeitsas-

pekte	sowie	für	das	Verständnis	der	Auswirkungen	von	Nachhaltigkeitsaspekten	auf	Ge-

schäftsverlauf,	 Geschäftsergebnis	 und	 Lage	 des	 Unternehmens	 erforderlich	 sind“.256	

Art	19a	Abs	2	Bilanz-RL	idF	der	CSRD	sieht	dann	konkretisierend	einen	Katalog	an	Min-

destangaben	vor,	wie	eine	Beschreibung	des	Geschäftsmodells	und	der	Strategie	des	Un-

ternehmens,	 der	 zeitgebundenen	 Nachhaltigkeitsziele	 sowie	 der	 Unternehmenspolitik	

hinsichtlich	Nachhaltigkeit.	Damit	werden	insbesondere	Corporate	Governance	Aspekte	

in	die	Berichterstattung	aufgenommen.257	

IV. Umfang	der	Berichtsp(licht	nach	dem	Wesentlichkeitsgrundsatz	

Der	Umfang	der	P)licht	zur	Nachhaltigkeitsberichterstattung	nach	Art	19a	Bilanz-RL	

richtet	sich	nach	dem	Wesentlichkeitsgrundsatz.	Art.	19a	Bilanz-RL	idF	der	NFDR	sieht	

vor,	dass	diejenigen	Angaben	zu	machen	sind,	„die	für	das	Verständnis	des	Geschäftsver-

laufs,	des	Geschäftsergebnisses,	der	Lage	des	Unternehmens	sowie	der	Auswirkungen	sei-

ner	Tätigkeit	erforderlich	sind“.	Diese	Formulierung	enthält	den	Grundsatz	der	doppelten	

Wesentlichkeit	im	Sinne	der	Outside-In-Perspektive,	also	der	Wirkungen	des	Umfelds	auf	

das	Unternehmen,	und	der	Inside-Out-Perspektive,	also	der	Auswirkungen	des	Unterneh-

mens	auf	sein	Umfeld.258	Nach	diesem	doppelten	Wesentlichkeitsvorbehalt	sind	Angaben	

nur	dann	erforderlich,	wenn	sie	kumulativ	sowohl	für	das	Verständnis	des	Geschäftsver-

laufs,	des	Geschäftsergebnisses	und	der	Lage	des	Unternehmens,	als	auch	für	die	Auswir-

kungen	auf	das	Umfeld	von	Bedeutung	sind.259	

Dieses	Konzept	der	doppelten	Wesentlichkeit	wird	durch	die	AV nderung	des	Art.	19a	

Bilanz-RL	durch	die	CSRD	verstärkt.	Es	ist	fortan	nicht	mehr	erforderlich,	dass	die	Anga-

ben	kumulativ	im	Sinne	der	Inside-Out-Perspektive	und	im	Sinne	der	Outside-In-Perspek-

tive	wesentlich	sind,	sondern	es	reicht	aus,	wenn	alternativ	eine	Wesentlichkeit	nach	einer	

der	beiden	Perspektiven	gegeben	ist.260	Die	Europäische	Kommission	stellt	jedoch	im	Ent-

wurf	 der	 CSRD	 fest,	 dass	 das	 bisherige	 Verständnis	 des	 doppelten	 Wesentlichkeits-

 
 
256	Art	19a	Abs	1	Bilanz-RL	idF	der	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15.	
257	Quick/Toledano/Toledano,	IRZ	2022,	37	(40)	(beck-online.de);	Velte/Stawinoga,	WPg	2022,	1069	(1072).	
258	Lanfermann,	Zur	künftigen	Bestimmung	der	Wesentlichkeit	von	Angaben	in	der	nicht/inanziellen	Erklä-
rung,	BB	2020,	2347	(rdb.at).	
259	Nietsch,	Von	der	nicht/inanziellen	Berichterstattung,	ZIP	2022,	449	(454).	
260	Uschkurat/Säuberlich/Jordan,	Wesentlichkeitsüberlegungen	in	der	Umsetzung	der	Berichterstattungs-
p/lichten	der	EU-Taxonomie,	BB	2023,	1002	(1003).	
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grundsatzes	ein	Missverständnis	sei,	dass	in	der	CSRD	durch	eine	gesetzliche	Klarstellung	

behoben	wird	und	somit	jeder	Wesentlichkeitsaspekt	eigenständig	zu	betrachten	ist.261	

Für	die	Angaben	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	stellt	sich	die	Frage,	ob	diese	einer	We-

sentlichkeitserwägung	zugänglich	sind,	oder	ob	sie	nach	dem	Vollständigkeitsgrundsatz	

stehts	vorzulegen	sind.	Die	EU-Taxonomie	VO	enthält	selbst	kein	explizites	Wesentlich-

keitskonzept.262		

Dabei	muss	in	einer	multidimensionalen	Betrachtungsweise	unterschieden	werden	

zwischen	den	zu	veröffentlichenden	KPI	und	den	qualitativen	Informationen.263	Die	An-

gaben	zu	den	KPI	müssen	exakt	erfolgen.264	Hintergrund	dieses	Vollständigkeitserforder-

nis	ist,	dass	die	Finanzunternehmen	bei	Berechnung	der	Green	Asset	Ratio	darauf	ange-

wiesen	sind,	belastbare	Daten	von	den	Nicht-Finanzunternehmen	zu	erhalten,	da	bei	Fi-

nanzunternehmen	 an	 sich	 den,	 bei	 den	Nicht-Finanzunternehmen	 vernachlässigbaren,	

Wirtschaftsaktivitäten	in	der	Summe	ein	stärkeres	Gewicht	zukommt.265	Eine	Ausnahme	

hiervon	sieht	die	Platform	on	Sustainable	Finance	bei	unwesentlichen	taxonomiefähigen	

Wirtschaftsaktivitäten,	 die	 in	 ihrer	 Gesamtheit	 als	 nicht-taxonomiefähig	 ausgewiesen	

werden	können.266	Dazu	kommt,	dass	sich	die	im	Rahmen	der	Rechnungslegung	vorge-

nommenen	Wesentlichkeitserwägungen	durch	die	Aufnahme	der	Zahlen	des	Lageberichts	

in	die	KPI	auf	die	Berichterstattung	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	durchschlagen.267	

Bei	der	zusätzlichen	qualitativen	Berichterstattung	kommt	allerdings	eine	Wesent-

lichkeitsprüfung	zum	Tragen.268	

V. Form	der	Nachhaltigkeitsberichtserstattung	

1. Verortung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	

Die	 Angaben	 zur	 Taxonomiefähigkeit	 und	 zur	 Taxonomiekonformität	 von	 Wirt-

schaftstätigkeiten	sind	nach	Art	8	Abs	1	EU-Taxonomie	VO	in	die	nicht)inanzielle	Erklä-

rung	 nach	 Art	 19a	 oder	 Art	 29a	 Bilanz-RL	 aufzunehmen.	 Aus	 der	 Möglichkeit	 des	

 
 
261	Europäische	Kommission,	COM	2021,	189	/inal,	33	(Erwägungsgrund	25).	
262	Uschkurat/Säuberlich/Jordan,	Wesentlichkeitsüberlegungen	in	der	Umsetzung	der	Berichterstattungs-
p/lichten	der	EU-Taxonomie,	BB	2023,	1002	(1004).	
263	Kasapovic/Pietzka,	IRZ	2023,	247	(250)	(lindedigital.at).	
264	Baumüller/Haring/Merl,	IRZ	2022,	77	(80)	(beck-online.de).	
265	Kasapovic/Pietzka,	IRZ	2023,	247	(250)	(lindedigital.at).	
266	Platform	on	Sustainable	Finance,	Platform	considarations	on	voluntary	information	as	part	of	Taxonomy-
Eligibility	 reporting,	 1.1.2022,	 11,	 https:///inance.ec.europa.eu/system//iles/2021-12/sustainable-/i-
nance-taxonomy-eligibility-reporting-voluntary-information_en.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
267	Baumüller/Haring/Merl,	IRZ	2022,	77	(80)	(beck-online.de).	
268	Kasapovic/Pietzka,	IRZ	2023,	247	(250)	(lindedigital.at).	
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gesonderten	Berichts	nach	Art	8	Abs	3	EU-Taxonomie	VO	ist	ersichtlich,	dass	die	Bericht-

erstattung	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	der	Berichterstattung	aus	der	Bilanz-RL	folgt.	

Die	nicht)inanzielle	Erklärung	der	NFRD	kann	als	eigenständigen	Teil	in	den	Lagebe-

richt	aufgenommen	werden	oder	das	Unternehmen	kann	die	Angaben	in	einem	gesonder-

ten	Bericht	offenlegen.269	Innerhalb	des	Lageberichts	kann	die	nicht)inanzielle	Berichter-

stattung	in	einem	gesonderten	Abschnitt	oder	in	integrierter	Form	erfolgen.270	

Die	Neufassung	des	Art	19a	Abs	1	Bilanz-RL	durch	die	CSRD	nimmt	den	Unternehmen	

die	Möglichkeit,	einen	gesonderten	Bericht	zu	veröffentlichen.	Der	Lagebericht	ist	folglich	

um	 die	 Angaben	 der	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 zu	 erweitern.	 Die	 Angaben	 der	

Nachhaltigkeitsberichterstattung	müssen	gemäß	Art	19a	Abs	1	UAbs	2	Bilanz-RL	idF	der	

CSRD	in	einem	klar	erkennbaren	Abschnitt	veröffentlicht	werden.	Die	AV nderung	fußt	auf	

der	UV berlegung,	dass	die	unterschiedlichen	Varianten	der	Verortung	der	nicht)inanziellen	

Erklärung	ein	Hindernis	für	die	Auf)indbarkeit	und	Zugänglichkeit	von	Nachhaltigkeitsin-

formationen	darstellt.271	Diese	Anforderung	stellt	auch	der	Umsetzungsentwurf	der	CSRD	

in	Deutschland	auf.272	

Mit	dieser	AV nderung	durch	die	CSRD	wird	den	Unternehmen	die	Möglichkeit	der	Ver-

öffentlichung	der	Angaben	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	 in	einem	gesonderten	Bericht	

nach	Art	8	Abs	3	EU-Taxonomie	VO	genommen,	da	dieser	eine	gesonderte	Berichterstat-

tung	nur	im	Rahmen	der	allgemeinen	Nachhaltigkeitsberichterstattung	vorsieht,	sodass	

Art	8	Abs	3	EU-Taxonomie	VO	mit	der	AV nderung	durch	die	CSRD	ihren	Regelungsgehalt	

eingebüßt	hat.	

2. Darstellung	der	Angaben	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO		

Die	DelVO	2021/2178	enthält	in	Anhang	II	Meldebögen	zu	den	drei	Nachhaltigkeits-

kennzahlen,	um	die	Darstellung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	nach	Art	8	EU-Taxo-

nomie	VO	zu	vereinheitlichen.	

 
 
269	Art	19a	Abs	1,	4	Bilanz-RL	idF	der	NFRD	2014/95	ABl	L	330/1,	1.	
270	Störk/Schäfer/Schönberger	 in	Grottel/Justenhoven/Schubert/Störk	(Hrsg),	Beck’scher	Bilanz-Kommen-
tar13,	2022,	HGB	§	289b,	Rz	26f.	(beck-online.de).	
271	Nietsch,	 Von	der	nicht/inanziellen	Berichterstattung	 zur	Nachhaltigkeitsberichterstattung	 –	Eine	Mo-
mentaufnahme	zum	Vorschlag	der	Corporate	Sustainability	Reporting	Directive,	ZIP	2022,	449	(457).	
272	§§	289b	Abs	1	S	2,	315b	Abs	1	S	2	HGB-E;	Berger/Worret,	Endlich	da:	Referentenentwurf	zur	Umsetzung	
der	CSRD	in	nationales	Recht,	BB	2024,	874	(875f.)	(juris.de).	
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In	den	Meldebögen	müssen	die	einzelnen	relevanten	Wirtschaftstätigkeiten	separat	

aufgelistet	werden.273	Es	sind	die	Angaben	zu	taxonomiekonformen	und	taxonomiefähi-

gen	Wirtschaftstätigkeiten	in	absoluter	Höhe	und	in	Prozent	für	das	Berichtsjahr	und	das	

Vorjahr	 zu	machen,	 sowie	 für	die	 taxonomiekonformen	Wirtschaftstätigkeiten	die	Ver-

wirklichung	der	Kriterien	nach	Art	3	EU-Taxonomie	VO	offenzulegen.274	Auf	freiwilliger	

Basis	können	Unternehmen	für	taxonomiefähige	Tätigkeiten,	die	nicht	taxonomiekonform	

sind,	 die	Verwirklichung	der	DSNH-Kriterien	und	des	 sozialen	Mindestschutzes	 ergän-

zen.275	

3. European	 Single	 Electronic	 Format	 (ESEF)	 und	 European	 Single	 Access	 Point	

(ESAP)	

Der	neugefasste	Art	29d	Bilanz-RL	idF	der	CSRD	sieht	vor,	dass	der	Lagebericht	und	

somit	 auch	 die	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 im	 einheitlichen	 elektronischen	 Be-

richtsformat	nach	Art	3	DelVO	2019/815276,	also	im	Extensible	Hypertext	Markup	Langu-

age	(XHTML)-Format,	aufgestellt	wird.	Zweck	der	digitalen	Erstellung	 ist	die	Verbesse-

rung	der	Zugänglichkeit,	Analyse	und	Vergleichbarkeit	der	Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung.277	

Der	deutsche	Referentenentwurf	 übernimmt	diese	Vorgabe	in	§	289g	HGB-E.	Kriti-

siert	wird	der	Entwurf	dahingehend,	dass	er	vorsieht,	dass	der	Lagebericht	nicht	nur	im	

ESEF	offengelegt	werden	soll	(Offenlegungslösung),	sondern	bereits	für	die	Aufstellung	

relevant	wird	(Aufstellungslösung).278	Folge	davon	ist	es,	dass	der	Lagebericht	nur	noch	

in	einem	maschinenlesbaren	Format	bestünde,	dass	von	Menschen	nicht	lesbar	ist.279	Das	

IDW	argumentiert	dabei	mit	dem	englischen	Wortlaut	des	Art	29d	Bilanz-RL	idF	der	CSRD	

 
 
273	WKO,	Leitfaden	zur	Umsetzung	der	EU-Taxonomie,	17,	https://www.wko.at/ooe/industrie/wkooe-leit-
faden-eu-taxonomie-v2-web-1.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
274	DelVO	2021/2178	Anhang	II;	Beyhs/Pföhler,	WPg	2023,	928	(932).	
275	Vgl	Anmerkungen	unter	den	Meldebögen	in	DelVO	2021/2178	Anhang	II	ABl	L	443/9.	
276	Delegierte	Verordnung	 (EU)	2018/815	der	Kommission	vom	17.	Dezember	2018	zur	Ergänzung	der	
Richtlinie	2004/109/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	im	Hinblick	auf	technische	Regulie-
rungsstandards	für	die	Spezi/ikation	eines	einheitlichen	elektronischen	Berichtsformats,	ABl.	L	143/1.	
277	Lanfermann/Kutter/Liepe,	Nachhaltigkeitsberichterstattung	–	Status	quo	und	zukünftige	Handlungsfel-
der,	BB	2024,	878	(881)	(juris.de).	
278	 Zwirner/Boecker,	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 nach	 den	 europäischen	 Vorgaben,	 BC	 2024,	 216	
(219)	(beck-online.de).	
279	Säuberlich/Jordan,	 Referentenentwurf	 zum	CSRD	 -Umsetzungsgesetz:	 Anforderungen	 an	 berichtende	
Unternehmen,	WPg	2024,	528	(534).	
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(„prepare“)	im	Gegensatz	zur	deutschen	UV bersetzung	mit	dem	Wort	„aufstellen“.280	Weiter	

erläutert	das	IDW	in	ihrer	Stellungnahme	zum	Referentenentwurf,	dass	das	ESEF	lediglich	

eine	Wiedergabe	von	Inhalten	ermögliche,	die	Aufstellung	einer	authentischen	Darstel-

lung	nicht	möglich	sei	und	zu	einer	verzerrten	oder	falschen	Widergabe	der	Inhalte	führen	

könnte.281	

Die	Europäische	Kommission	sieht	ferner	vor,	in	der	EU	ein	zentrales	Register	für	Un-

ternehmensberichte	zu	schaffen,	den	sogenannten	European	Single	Access	Point,	in	den	

die	Lageberichte	der	Unternehmen	eingestellt	werden	sollen.282	Dieses	wird	gemäß	Art	1	

Abs	1	VO	2023/2859283	bis	zum	10.	Juli	2027	durch	die	ESMA	eingerichtet	und	betrieben.	

Ziel	 ist	es,	 für	den	Nutzer	von	Finanzmarktinformationen	und	Unternehmenspublizität	

ein	„one-stop	shop“	zu	schaffen	und	die	Publizitätsp)lichten	zusammenzufassen.284	

VI. Standardisierung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	

1. Standards	der	nicht(inanziellen	Berichterstattung	nach	der	NFRD		

Die	Regelungen	der	NFRD	 über	die	nicht)inanzielle	Erklärung	enthalten	keine	Ver-

p)lichtung	der	Unternehmen,	nach	einem	bestimmten	Standard	zu	berichten,	sondern	er-

möglichen	 es,	 ein	 internationales,	 europäisches	 oder	 nationales	 Rahmenwerk	 zu	 nut-

zen.285	Wird	ein	entsprechendes	Rahmenwerk	benutzt,	so	ist	nach	Art	19a	Abs	1	UAbs	5	

Bilanz-RL	idF	der	NFDR	dieses	in	der	nicht)inanziellen	Erklärung	anzugeben.	Die	deut-

sche	Umsetzung	in	§	289d	S.	2	HGB286	sieht	zudem	vor,	dass	nach	dem	Comply-or-Explain-

Prinzip	eine	Begründung	abgegeben	werden	muss,	wenn	kein	Rahmenwerk	verwendet	

 
 
280	 IDW,	 Stellungnahme	 zum	 Referentenentwurf	 eines	 Gesetzes	 zur	 Umsetzung	 der	 Richtlinie	 (EU)	
2022/2464	 des	 Europäischen	 Parlaments	 und	 des	 Rates	 vom	 14.	 Dezember	 2022,	 19.4.2024,	 13,	
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/Stellungnahmen/2024/0419_CSRD	
2022/2464	_UmsG_RefE_IDW.pdf?__blob=publicationFile&v=3	(zuletzt	abgerufen	am.	15.7.2024).	
281	IDW,	Stellungnahme,	13,	https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/Stellungnah-
men/2024/0419_CSRD	2022/2464	 _UmsG_RefE_IDW.pdf?__blob=publicationFile&v=3	 (zuletzt	 abgerufen	
am.	15.7.2024).	
282	Erwägungsgrund	55	der	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15;	Zwirner/Boecker/Günther	in	Pelka/Petersen,	
Beck‘sches	Steuerberater-Handbuch	2023/202419,	2023,	D.	Nachhaltigkeitsberichterstattung,	Rz	37	(beck-
online.de).	
283	Verordnung	(EU)	2023/2859	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	13.	Dezember	2023	zur	
Errichtung	eines	zentralen	europäischen	Zugangsportals	für	den	zentralisierten	Zugriff	auf	öffentlich	ver-
fügbare,	 für	 Finanzdienstleistungen,	 Kapitalmärkt	 und	 Nachhaltigkeit	 relevante	 Informationen,	 ABl.	 L	
20.12.2023,	http://data.europa.eu/eli/reg/2023/2859/oj	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
284	Bravidor,	European	Single	Access	Point,	KOR	2022,	215	(wiso-net.de).	
285	Art	19a	Abs	1	UAbs	5	Bilanz-RL	idF	der	NFDR;	Heichl/Henselmann,	Nachhaltigkeitsberichterstattung	im	
Wandel:	Von	NFRD	zu	CSRD,	IRZ	2024,	75	(79)	(beck-online.de).	
286	Dt.	BGBl.	I	2017,	802.	
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wurde.287	 Indem	 die	 Unternehmen	 ein	 solches	 Rahmenwerk	 bei	 der	 Erstellung	 ihrer	

nicht)inanziellen	Erklärung	beachten,	kommen	sie	dem	Wunsch	ihrer	Stakeholder	nach,	

in	vergleichbarer	Weise	informiert	zu	werden.288	

Genutzt	wurden	von	den	Unternehmen	insbesondere	die	internationalen	Standards	

der	 Global	 Reporting	 Initiative	 (GRI),	 des	 Sustainability	 Accounting	 Standards	 Boards	

(SASB)	und	auf	nationaler	Ebene	des	Deutschen	Nachhaltigkeitskodex	(DNK).289	

Die	GRI-Standards	sind	internationale	Standards,	die	am	weitesten	für	die	Erstellung	

von	Nachhaltigkeitsberichten	verbreitet	sind.290	Dabei	stellen	sie	ein	System	von	drei	mit-

einander	verbundenen	Gruppen	von	Standards	dar,	der	universellen	Standards	(GRI	1-3),	

der	Branchenstandards	(GRI	11-13)	und	der	Themenstandards.291	Die	Themenstandards	

untergliedern	sich	in	Standards	aus	den	Bereichen	Wirtschaft	in	der	200er-Serie,	Umwelt	

in	der	300er-Serie	und	Soziales	in	der	400er-Serie.292	Die	universellen	Standards	sollen	

dabei	von	jedem	berichtenden	Unternehmen	angewandt	werden,	während	die	themen-

spezi)ischen	Standards	im	Rahmen	einer	individuellen	Wesentlichkeitsbetrachtung	aus-

gewählt	werden.293	

Die	 US-amerikanischen	 SASB-Standards	 sind	 branchenspezi)ische	 Standards	 zur	

Nachhaltigkeitsberichterstattung	für	79	Branchen	und	elf	Wirtschaftssektoren,	die	mate-

riell	ebenfalls	die	ESG-Kriterien	abdecken.294	

Der	DNK	stellt	ein	nationales	Rahmenwerk	zur	Nachhaltigkeitsberichterstattung	dar,	

dass	durch	Leitfäden	Hilfestellungen	für	berichtende	Unternehmen	enthält,	die	ihre	Er-

klärung	durch	ein	Online-Template	abgeben,	in	dem	20	Grundsätze	abgefragt	werden,	die	

denen	des	GRI-Standards	entsprechen.295	

Darüber	hinaus	sieht	Art	2	NFDR	vor,	dass	die	Europäische	Kommission	unverbindli-

che	 Leitlinien	 zur	 Methode	 der	 Berichterstattung	 über	 die	 nicht)inanziellen	

 
 
287	Schnitger/Holle/Kockrow,	Steuern	und	Nachhaltigkeit	–	Berichterstattung	nach	der	Global	Reporting	Ini-
tiative	(Teil	I),	DStR	2020,	1456	(1457)	(beck-online.de).	
288	Lanfermann,	§	11	Verwendung	von	Rahmenwerken	nach	§	289d	HGB	sowie	der	Leitlinien	der	EU-Kom-
mission	in	Nietsch,	Corporate	Social	Responsibility	Compliance,	2021,	Rz	1.	
289	Braun/Senger,	Nachhaltigkeitsreporting	4.0	in	Schwager	(Hrsg),	CSR,	2022,	126	(springer.de).	
290	Braun/Senger,	Nachhaltigkeitsreporting	4.0	in	Schwager	(Hrsg),	CSR,	2022,	126	(springer.de).	
291	GRI,	Konsolidierte	GRI-Standards,	GRI	1:	Grundlagen	2021,	8,	https://www.globalreporting.org/how-to-
use-the-gri-standards/resource-center/?g=1e2a13f2-3b34-47bc-98e3-36c0ef5141e5&id=22121	 (zuletzt	
abgerufen	am	15.7.2024).	
292	Overesch/Werthebach/Boer,	Freiwillige	Berichterstattung	über	Steuern	im	Nachhaltigkeitsbericht	–	An-
wendung	von	GRI	207	in	Deutschland,	OZ sterreich	und	der	Schweiz,	DStR	2023,	847	(849)	(beck-online.de).	
293	Lanfermann,	§	11	in	Nietsch,	Corporate	Social	Responsibility	Compliance,	Rz	9.	
294	Ewelt-Knauer/Schneider/Blaß,	Eine	kritische	und	vergleichende	Analyse	der	Nachhaltigkeitsberichter-
stattung	nach	den	Standards	der	HRI	und	des	SASB,	DB	2018,	1677	(1678)	(wiso-net.de).	
295	Braun/Senger,	Nachhaltigkeitsreporting	4.0	in	Schwager	(Hrsg),	CSR,	128	f.	(springer.de).	
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Informationen	verfasst,	die	die	Kommission	2017	in	einer	Mitteilung296	vorlegte.	Ziel	der	

Leitlinien	war	 es,	 Unternehmen	dabei	 zu	 unterstützen,	 hochwertige,	 relevante,	 zweck-

dienliche	 und	 besser	 vergleichbare	 nicht)inanzielle	 Information	 offenzulegen.297	 Erwä-

gungsgrund	17	der	NFRD	sieht	vor,	dass	die	Leitlinien	bereits	etablierte	Verfahren	und	

internationale	Entwicklungen	berücksichtigen,	sodass	die	Leitlinien	Grundsätze	und	In-

halte	der	gängigsten	Standards	und	Rahmenwerke	enthalten.298	Die	Ausgestaltung	orien-

tiert	sich	dabei	an	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	innerhalb	des	Lageberichts.299	In	

der	Literatur	wurden	die	Leitlinien	jedoch	dahingehend	kritisiert,	dass	sie	viele	entschei-

dende	Fragen	offenlasse	und	erneut	überarbeitet	werden	solle.300	

2. European	Sustainability	Reporting	Standards	(ESRS)	
Keines	der	bestehenden	Standards	und	Rahmenwerken	entspricht	nach	Ansicht	der	

EU	 den	 Bedürfnissen	 im	 Hinblick	 auf	 die	 Nachhaltigkeitsberichterstattung.301	 Deshalb	

enthält	Art	29b	Abs	1	Bilanz-RL	idF	der	CSRD	die	Ermächtigung	der	Kommission,	durch	

delegierte	 Rechtsakte	 Standards	 für	 die	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 festzulegen.	

Zweck	der	einheitlichen	Standards	ist	gemäß	Art	29b	Abs	2	UAbs	1	Bilanz-RL	idF	der	CSRD	

die	Sicherstellung	der	Qualität	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung,	indem	„die	Informa-

tionen	 verständlich,	 relevant,	 überprü)bar	 und	 vergleichbar	 sein	 und	 in	 wahrheitsge-

treuer	Weise	dargestellt	werden	müssen“.	Die	Standards	werden	im	Vorfeld	durch	die	Eu-

ropean	Financial	Reporting	Advisory	Group	(EFRAG)	in	einer	fachlichen	Stellungnahme	

erarbeitet	und	anschließend	von	der	Europäischen	Kommission	als	delegierter	Rechtsakt	

erlassen.302	

Die	Kommission	hat	das	erste	Set	der	ESRS-Standards	 in	der	DelVO	2023/2772303	

herausgegeben.		

 
 
296	Europäische	Kommission,	Mitteilung	der	Kommission,	Leitlinien	für	die	Berichterstattung	über	nicht/i-
nanzielle	 Informationen	 (Methode	 zur	Berichterstattung	 über	 nicht/inanzielle	 Informationen),	 5.7.2017,	
2017/C	215/01.	
297	Europäische	Kommission,	2017/C	215/01,	4.	
298	Europäische	Kommission,	2017/C	215/01,	3.	
299	Lanfermann,	§	11	in	Nietsch,	Corporate	Social	Responsibility	Compliance,	Rz	15.	
300	Sopp/Baumüller,	Die	Leitlinien	der	EU-Kommission	für	die	Berichterstattung	über	nicht/inanzielle	Infor-
mationen:	Orientierungshilfe	ohne	Orientierung,	IRZ	2017,	377	(383)	(beck-online.de);	Scheid/Müller,	Leit-
linien	 der	 Europäischen	 Kommission	 zur	 nicht/inanziellen	 Berichterstattung,	 DStR	 2017,	 2240	 (2246)	
(beck-online.de).	
301	Erwägungsgrund	38	der	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15.	
302	Lanfermann/Kutter/Liepe,	BB	2024	(878)	(juris.de).	
303	Delegierte	Verordnung	(EU)	2023/2772	der	Kommission	vom	31.	Juli	2023	zur	Ergänzung	der	Richtlinie	
2013/34/EU	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	durch	Standards	für	die	Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung,	 ABl.	 L,	 22.12.2023,	 http://data.europa.eu/eli/reg_del/2023/2772/oj	 (zuletzt	 abgerufen	 am:	
15.7.2024).	
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Wie	die	GRI-Standards	lassen	sich	auch	die	ESRS	in	drei	Kategorien,	die	übergreifen-

den	Standards,	die	thematischen	Standards	und	die	branchenspezi)ischen	Standards,	ein-

teilen.304	Die	DelVO	2023/2772	enthält	dabei	in	den	ESRS	1-2	die	übergreifenden	Stan-

dards	und	die	thematischen	Standards	in	den	Bereichen	Umwelt	(ESRS	E	1-5),	Soziales	

(ESRS	S1-4)	und	Wirtschaft	(ESRS	G1).305	

Die	ESRS	1	beinhalten	allgemeinverbindliche	Grundsätze	und	Konzepte	zur	Erstel-

lung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung,	wie	der	 Informationsqualität,	der	doppelten	

Wesentlichkeit,	 der	 Grenzen	 der	 Berichterstattung	 inklusive	 der	Wertschöpfungskette,	

dem	Zeithorizont	und	der	Nachhaltigkeits-Due-Diligence.306	

Die	ESRS	2	enthalten	dagegen	allgemeine	Offenlegungsanforderungen	an	Strategie,	

Unternehmensführung	und	Wesentlichkeitsbewertung.307	

Die	EFRAG	hat	zudem	in	den	neuen	Entwürfen	zu	Listed-SME-Standards	(LSME-Stan-

dards)	und	Voluntary-SME-Standards	(VSME-Standard)	Erleichterungen	für	kapitalmark-

torientierte	bzw	nicht	börsennotierte	KMU	vorgelegt.308	Darüber	hinaus	entwickelt	die	

EFRAG	 bereits	 sechs	 branchenspezi)ischen	 Standards	 sowie	 eines	 Standards	 zur	 Sek-

torklassi)izierung.309	

 	

 
 
304	DelVO	2023/2772,	Anhang	I	ABl.	L,	22.12.2023,	ESRS	1,	Rz	4;	Zwirner/Boecker/Günther	in	Pelka/Peter-
sen,	Beck‘sches	Steuerberater-Handbuch,	D.	Nachhaltigkeitsberichterstattung,	Rz	20	(beck-online.de).	
305	Zwirner/Boecker/Günther	in	Pelka/Petersen,	Beck‘sches	Steuerberater-Handbuch,	D.	Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung,	Rz	21	(beck-online.de).	
306	Zwirner/Boecker/Günther	in	Pelka/Petersen,	Beck‘sches	Steuerberater-Handbuch,	D.	Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung,	Rz	24	(beck-online.de).	
307	Zwirner/Boecker/Günther	in	Pelka/Petersen,	Beck‘sches	Steuerberater-Handbuch,	D.	Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung,	Rz	25	(beck-online.de).	
308	Dickel/Schütte,	Nachhaltigkeitsberichterstattung	 in	KMU:	Einordnung	der	Konsultationsentwürfe	der	
EFRAG,	DStR	2024,	1322	(1325	f.)	(beck-online.de).	
309	EFRAG,	EFRAG	Sector	Speci/ic	ESRS,	https://www.efrag.org/lab5	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
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G. Prüfung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	

Die	Nachhaltigkeitsberichterstattung	mit	den	Angaben	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	

kann	das	Transparenzinteresse	der	verschiedenen	Stakeholdergruppen	nur	dann	befrie-

digen,	wenn	diese	auf	die	Richtigkeit	der	Informationen	vertrauen	können.	Maßgeblich	ist	

daher,	ob	den	Investoren	glaubwürdige	Informationen	vermittelt	werden,310	und	die	In-

formationen	nicht	als	Greenwashing	wahrgenommen	werden311.	Daher	ist	es	erforderlich,	

dass	die	Angaben	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	einer	Prüfung	unterzogen	wer-

den.	

Die	EU-Taxonomie	VO	enthält	 keine	eigenen	Regelungen	 zur	Prüfung	der	Angaben	

nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO,	sodass	für	die	Prüfung	der	taxonomiebezogenen	Angaben	

auf	die	generellen	Regelungen	über	den	Nachhaltigkeitsbericht	abzustellen	ist.312	

I. Nach	NFRD		

Die	NFRD	sieht	in	Art	19	Abs	5	Bilanz-RL	idF	der	NFRD	eine	P)licht	zur	formellen	Prü-

fung	der	nicht)inanziellen	Erklärung	vor.	Dem	nationalen	Gesetzgeber	stand	es	bei	der	

Umsetzung	nach	Art	19	Abs	6	Bilanz-RL	idF	der	NFRD	frei,	die	Prüfung	um	die	materielle	

Komponente	zu	erweitern,	von	der	sowohl	der	deutsche	als	auch	der	österreichische	Ge-

setzgeber	keinen	Gebrauch	gemacht	hat.313	Umgesetzt	wird	die	Prüfp)licht	im	deutschen	

Recht	durch	§	317	Abs	2	S.	4	HGB314	und	im	österreichischen	Recht	durch	§	269	Abs	3	

UGB315.	

1. Prüfung	durch	den	Abschlussprüfer	

Die	formelle	Prüfungsp)licht	beschränkt	sich	im	Sinne	einer	Existenzprüfung,	darauf,	

ob	die	erforderliche	nicht)inanzielle	Berichterstattung	erfolgt	ist.316	

 
 
310	Gerwing/Wolff,	Prüfung	von	Angaben	nach	der	EU-Taxonomie,	WPg	2023,	610.	
311	Quick/Toledano/Toledano,	IRZ	2022,	37	(beck-online.de).	
312	Baumüller/Haring/Merl,	IRZ	2022,	77	(81)	(beck-online.de).	
313	Velte/Stawinoga,	Prüfung	von	Nachhaltigkeitsberichten	nach	der	Corporate	Sustainability	Reporting	Di-
rective	(CSRD),	WPg	2022,	1135	(1136);	Nowotny/Ziskovsky	in	Straube/Ratka/Rauter,	Wiener	Kommentar	
zum	Unternehmensgesetzbuch	II/RLG3	§	243b	Rz	16	(Stand	1.12.2021,	rdb.at).	
314	Dt.	BGBl.	I	2023	Nr	154.	
315	BGBl	I	2017/20.	
316	Brogyányi/Burian	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch,	Rz	9.60;	Velte/Stawinoga,	WPg	2022,	
1135	(1136).	
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Für	den	Abschlussprüfer	ist	die	nicht)inanzielle	Erklärung	eine	sonstige	Information	

i.S.d.	 ISA	 720	 (Revised)317,	 sodass	 der	 Wirtschaftsprüfer	 lediglich	 verp)lichtet	 ist,	 die	

nicht)inanzielle	Berichterstattung	zu	lesen	und	zu	würdigen.318	Eine	Umgehung	der	Prü-

fungsp)licht	ist	nicht	möglich,	da	die	P)licht	unabhängig	von	der	Verortung	der	nicht)inan-

ziellen	Erklärung	im	Lagebericht	oder	in	einem	gesonderten	Bericht	besteht.319	

Im	Prüfungsbericht	sind	die	Ergebnisse	der	Existenzprüfung	zu	vermerken,	anzuge-

ben,	ob	eine	nicht)inanzielle	Erklärung	oder	ein	nicht)inanzieller	Bericht	erstellt	wurde,	

sowie	 darauf	 hinzuweisen,	 welche	 Handlungen	 im	 Rahmen	 der	 Prüfung	 durchgeführt	

wurden.320	

Eine	inhaltliche	Prüfung	der	nicht)inanziellen	Erklärung	erfolgt	nicht.	Der	Abschluss-

prüfer	muss	jedoch	seiner	Redep)licht	aus	§	321	Abs	1	S.	3	HGB321	bzw	§	273	Abs	2	und	3	

UGB322	nachkommen,	soweit	er	beim	kritischen	Lesen	Unrichtigkeiten	feststellt,	die	den	

Adressaten	täuschen	könnten.323	

Den	Unternehmen	steht	es	nach	den	Vorgaben	der	NFRD	frei,	auf	freiwilliger	Basis	

eine	inhaltliche	Prüfung	der	nicht)inanziellen	Erklärung	zu	beauftragen.324	Der	entspre-

chende	Prüfungsvermerk	ist	in	gleicherweise	wie	die	nicht)inanzielle	Erklärung	zu	veröf-

fentlichen.325	 Von	 der	 Literatur	 wird	 nicht	 einheitlich	 beurteilt,	 ob	 die	 Unternehmen	

mehrheitlich	zu	einer	freiwilligen	Prüfung	der	nicht)inanziellen	Berichterstattung	tendie-

ren.326	

 	

 
 
317	International	Auditing	and	Assurance	Standards	Board	(IAASB),	International	Standard	on	Auditing,	ISA	
720	 (Revised),	 The	 Auditor’s	 Responsibilities	 Relating	 to	 Other	 Information	 and	 Related	 Conforming	
Amendments,	April	2015,	https://www.ifac.org/_/lysystem/azure-private/publications//iles/ISA-720-(Re-
vised).pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
318	Disser/Vogl,	Prüfung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	mit	hinreichender	Sicherheit,	WPg	2023,	217	
(218).	
319	Brogyányi/Burian	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch,	Rz	9.60.	
320	Brogyányi/Burian	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch,	Rz	9.61.	
321	Dt.	BGBl.	I	2021,	1534.	
322	BGBl	I	2017/20.	
323	Nowotny/Ziskovsky	in	Straube/Ratka/Rauter,	UGB	II/RLG3	§	243b	Rz	15	(Stand	1.12.2021,	rdb.at);	Velte,	
(Un)geprüfte	 Nachhaltigkeitsinformationen	 im	 (Konzern-)Lagebericht	 nach	 der	 modi/izierten	 EU-Rech-
nungslegungsrichtlinie,	NZG	2014,	1046	(1048)	(beck-online.de).	
324	Orth/Meyer,	Green	and	more:	Künftige	P/licht	zur	Prüfung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	im	La-
gebericht,	WPg	2022,	909.	
325	§	289b	Abs	4	HGB	dt.	BGBl.	I	2017,	802.;	Quick/Toledano/Toledano,	Ist	eine	Prüfungsp/licht,	IRZ	2022,	37	
(39)	(beck-online.de).	
326	Nietsch,	ZIP	2022,	449	(458).	
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2. Prüfung	durch	den	Aufsichtsrat	

Die	nicht)inanzielle	Erklärung	wird	inhaltlich	durch	den	Aufsichtsrat	geprüft.327	Diese	

inhaltliche	Prüfung	muss	dabei	nicht	die	gleiche	Intensität	aufweisen	wie	die	Finanzbe-

richterstattung,	was	aus	der	Entscheidung	des	europäischen	Gesetzgebers	folgt,	keine	ex-

terne	inhaltliche	Prüfp)licht	vorzusehen,	da	die	gleiche	Intensität	der	Prüfung	durch	den	

Aufsichtsrat	 zu	 einem	 faktischen	 Zwang	 einer	 externen	 inhaltlichen	 Prüfung	 führen	

würde.328	

Die	inhaltliche	Prüfung	umfasst	dabei	die	Prüfung	der	Rechtmäßigkeit	und	die	Prü-

fung	der	Wirtschaftlichkeit	und	Zweckmäßigkeit.329	Die	Prüfung	der	Rechtmäßigkeit	be-

inhaltet	ein	checklistenartiges	Vorgehen,	in	dem	der	Aufsichtsrat	die	Erfüllung	der	gesetz-

lichen	Vorgaben,	insbesondere	die	Vollständigkeit	der	angegeben	Informationen	und	die	

Berücksichtigung	der	Grundsätze	ordnungsgemäßer	Berichterstattung,	prüft.330	Die	Prü-

fung	der	Wirtschaftlichkeit	und	Zweckmäßigkeit	stellt	die	UV berprüfung	prozessualer	As-

pekte	und	der	Ermessensentscheidungen	des	Vorstands	dar.331	

II. Nach	CRSD	

Die	CSRD	führt	mit	der	AV nderung	von	Art	34	Bilanz-RL	eine	P)licht	zur	inhaltlichen	

Prüfung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	ein.	Ziel	der	CSRD	ist	es	dabei,	ein	einheit-

liches	System	der	Prüfung	vorzuschreiben332	und	das	Niveau	der	Prüfungssicherheit	der	

)inanziellen	Berichterstattung	und	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	aneinander	an-

zugleichen.333	 Das	 unterschiedliche	 Prüfungsniveau	 zwischen	 Finanz-	 und	 Nachhaltig-

keitsberichterstattung	kann	 langfristig	nicht	gerechtfertigt	werden,334	 sodass	die	CSRD	

das	Niveau	stufenweise	angleichen	will.335	Mit	der	Prüfungsp)licht	soll	die	Glaubwürdig-

keit	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	gefördert	werden.336	

 
 
327	§	171	Abs	1	HGB	dt.	BGBl.	I	2021,	3436;	§	96	AktG	BGBl	I	2017/20.	
328	 Euler/Klein	 in	 Henssler	 (Gesamt	 Hrsg),	 beck-online.GROSSKOMMENTAR,	 AktG	 §	 171	 Rn.	 65	 (Stand	
1.2.2024,	beck-online.de).	
329	Baumüller,	Prüfung	der	nicht/inanziellen	Berichterstattung	durch	den	Aufsichtsrat,	Aufsichtsrat	aktuell	
2018,	Heft	3,	7	(8)	(rdb.at).	
330	Brogyányi/Burian	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch,	Rz	9.67.	
331	Brogyányi/Burian	in	Zahradnik/Richter-Schöller	(Hrsg),	Handbuch,	Rz	9.68.	
332	Orth/Meyer,	WPg	2022,	909	(910).	
333	Erwägungsgrund	60	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15.	
334	Deutsches	Rechnungslegungs	Standards	Committee	e.v.,	CSR-Studie,	Abschlussbericht	zur	vom	BMJV	be-
auftragten	Horizontalstudie	sowie	zu	Handlungsempfehlungen	für	die	UZ berarbeitung	der	CSR-Richtlinie,	
Januar	 2021,	 Rz	 414,	 https://www.drsc.de/app/uploads/2021/06/210128_CSR-Studie_/inal.pdf	 (zuletzt	
abgerufen	am	15.7.2024).	
335	Quick/Toledano/Toledano,	IRZ	2022,	37	(39)	(beck-online.de).	
336	Nietsch,	ZIP	2022,	449	(458).	
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Geprüft	werden	dabei	gemäß	Art	34	Abs	1	UAbs	2	lit	a)	Z	ii)	lit	aa)	Bilanz-RL	idF	der	

CSRD	die	Einhaltung	der	Anforderungen	der	CSRD	zur	Nachhaltigkeitsberichterstattung	

und	der	europäischen	Standards	zur	Nachhaltigkeitsberichterstattung,	sowie	das	vom	Un-

ternehmen	durchgeführte	Verfahren	zu	Ermittlung	der	Informationen,	die	Anforderung	

zur	Auszeichnung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	und	die	Anforderung	an	die	Be-

richterstattung	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO.	

Die	Prüfungsp)licht	knüpft	dabei	an	die	Berichterstattungsp)licht	aus	Art	19a	Bilanz-

RL	idF	der	CSRD	an.337	

1. Prüfer	

Die	CSRD	ermöglicht	es	nach	Art	34	Bilanz-RL	idF	der	CSRD	den	Mitgliedstaaten,	an-

dere	unabhängige	Erbringer	von	Bestätigungsleistungen	für	die	Prüfung	des	Nachhaltig-

keitsberichts	zuzulassen.		

Die	europäische	Kommission	hatte	das	Wahlrecht	in	die	CSRD	aufgenommen,	um	der	

Gefahr	einer	Konzentration	am	Markt	für	Abschlussprüfungen	entgegenzuwirken,	die	zu	

einer	Gefährdung	der	Unabhängigkeit	der	Prüfer	und	einer	Erhöhung	der	Prüfungsgebüh-

ren	führen	könnte.338	

Von	diesem	Wahlrecht	hat	der	deutsche	Gesetzgeber	nach	dem	Referentenentwurf	

keinen	Gebrauch	gemacht	und	verlangt,	dass	die	Prüfung	durch	einen	Wirtschaftsprüfer	

erfolgt.339	Diese	Entscheidung	wurde	in	den	Stellungnahmen	sowohl	begrüßt	mit	der	Ar-

gumentation,	dass	so	eine	hohe	Prüfungsqualität	erreicht	würde	und	dass	andere	Berufs-

stände	nicht	über	die	nötige	qualitätssichernde	Infrastruktur	verfügten,	deren	Au)bau	in	

einer	angemessen	Zeit	und	zu	vertretbaren	Kosten	nicht	erreicht	werden	könne.340	An-

dere	Stellungsnahmen	stehen	dieser	Entscheidung	aber	auch	kritisch	gegenüber,	da	spe-

zialisierte	 Nachhaltigkeitsprüfer	 über	 ein	 umfassendes	 Fachwissen	 und	 die	

 
 
337	Orth/Meyer,	WPg	2022,	909	(910);	Disser/Vogl,	WPg	2023,	217	(218).	
338	Erwägungsgrund	61	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15;	Erwägungsgrund	54	der	COM	(2021)	189	/inal.	
339	Begründung	zu	Nummer	31	RefE-CSRD,	128;	Müller/Reinke,	Umsetzung	der	CSRD	ins	HGB	aus	Sicht	der	
bereits	2024	zu	Nachhaltigkeitsberichterstattung	verp/lichteten	Unternehmen,	PiR	2024,	139	(140)	(wiso-
net.de).	
340	Wirtschaftsprüferkammer,	 Stellungnahme	 zum	Referentenentwurf	 eines	Gesetzes	 zur	Umsetzung	der	
Richtlinie	(EU)2022/2464	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	14.	Dezember	2022	zur	AZ nde-
rung	der	Verordnung	(EU)	Nr	537/2014	und	der	Richtlinien	2004/109/EG,	2006/43/EG	und	2013/34/EU	
hinsichtlich	 der	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 von	 Unternehmen(sog.	 CSRD-UG),	 19.4.2024,	 2,	
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/Stellungnah-
men/2024/0419_CSRD_UmsG_RefE_WPK.pdf?__blob=publicationFile&v=3	 (zuletzt	 abgerufen	 am	
15.7.2024);	IDW,	Stellungnahme,	2,	https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/Stel-
lungnahmen/2024/0419_CSRD	2022/2464	_UmsG_RefE_IDW.pdf?__blob=publicationFile&v=3	(zuletzt	ab-
gerufen	am.	15.7.2024).	
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entsprechende	 Erfahrung	 verfügen.341	 Der	Markt	 für	 Prüfer	 für	 die	Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung	 ist	 bereits	 angespannt	 und	 das	 Prüfungsniveau	 könnte	 durch	 entspre-

chende	Regularien	und	Anforderungen	an	die	Prüfer	gesichert	werden.342	Es	ist	dement-

sprechend	noch	offen,	wie	sich	der	deutsche	Gesetzgeber	diesbezüglich	entscheiden	wird.	

Ferner	stellt	sich	die	Frage,	ob	die	Nachhaltigkeitsberichterstattung	und	der	Finanz-

bericht	durch	denselben	Abschlussprüfer	geprüft	werden	sollte.	 Im	Gesetzgebungspro-

zess	der	CSRD	wurde	durch	den	sogenannten	„Durand-Report“	vorgeschlagen,	die	gleich-

zeitige	Prüfung	von	Finanz-	und	Nachhaltigkeitsinformationen	durch	einen	Abschlussprü-

fer	nicht	zuzulassen,	da	dies	zu	einem	Interessenskon)likt	führen	würde.343	Von	diesem	

Vorschlag	wurde	bei	der	)inalen	Fassung	der	CSRD	abgewichen.	Die	gemeinsame	Prüfung	

von	Finanz-	und	Nachhaltigkeitsbericht	aus	einer	Hand	ermöglicht	es	den	Unternehmen,	

Synergieeffekte	zu	erzielen	und	ist	deswegen	aus	ökonomischer	Sicht	vorzuziehen.344	Art	

34	Abs	3	Bilanz-RL	idF	der	CSRD	beinhaltet	dabei	ein	Wahlrecht	der	Mitgliedstaaten,	von	

der	 Regel,	 dass	 die	Nachhaltigkeitsberichterstattung	 durch	 denselben	 Abschlussprüfer	

geprüft	wird,	abzuweichen,	und	andere	Prüfer	zuzulassen.	Der	deutsche	Referentenent-

wurf	macht	von	diesem	Recht	in	Nummer	21	Gebrauch.345		

2. Prüfungsmaßstab	

Hinsichtlich	des	Prüfungsmaßstabs	unterscheidet	der	europäische	Gesetzgeber	nach	

Erwägungsgrund	60	der	CSRD	zwischen	einer	begrenzten	Prüfungssicherheit	und	einer	

hinreichender	Prüfungssicherheit.	Das	Ergebnis	einer	Prüfung	mit	begrenzter	Sicherheit	

ist	dabei	ein	Negativurteil,	in	dem	die	Aussage	getroffen	wird,	dass	keine	Sachverhalte	be-

kannt	 geworden	 sind,	 die	 die	 Annahme	 veranlassen,	 dass	 der	 Bericht	 in	wesentlichen	

 
 
341	Sustainable	Finance-Beirat	der	Bundesregierung,	Statement	zum	Referentenentwurf	zur	CSRD,	15.4.2024,	
2,	 https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/Stellungnah-
men/2024/0415_CSRD_UmsG_RefE_SFB.pdf?__blob=publicationFile&v=3	 (zuletzt	 abgerufen	 am	
15.7.2024).	
342	Bundesverband	nachhaltige	Wirtschaft	e.V.,	Stellungnahme	des	Bundesverbands	Nachhaltige	Wirtschaft	
e.V.	zur	Umsetzung	der	Richtlinie	(EU)	2022/2464	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	14.	
Dezember	 2022	 (CSRD),	 19.4.2024,	 2f,	 https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzge-
bung/Stellungnahmen/2024/0419_CSRD_UmsG_RefE_BNW.pdf?__blob=publicationFile&v=3	 (zuletzt	 ab-
gerufen	am	15.7.2024).	
343	Rechtsausschuss	des	Europäischen	Parlaments,	Bericht	über	den	Vorschlag	für	eine	Richtlinie	des	Euro-
päischen	 Parlaments	 und	 des	 Rates	 zur	 AZ nderung	 der	 Richtlinien	 2013/34/EU,	 2004/109/EG	 und	
2006/43/EG	und	der	Verordnung	(EU)	Nr	537/2014	hinsichtlich	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	von	
Unternehmen	 (COM(2021)0189	–	C9-0147/2021	–	2021/0104(COD)),	130	 f.,	 https://www.europarl.eu-
ropa.eu/doceo/document/A-9-2022-0059_DE.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
344	Velte/Stawinoga,	WPg	2022,	1135	(1141).	
345	Begründung	des	RefE-CSRD,	125.	
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Belangen	falsche	Darstellungen	enthält.346	Hingegen	wird	bei	einer	Prüfung	mit	hinrei-

chender	Sicherheit	die	positive	Feststellung	getroffen,	dass	der	Nachhaltigkeitsbericht	mit	

den	einschlägigen	Normen	übereinstimmt.347	Die	Prüfung	mit	begrenzter	Prüfungssicher-

heit	ist	dabei	mit	weniger	Arbeitsaufwand	verbunden,	da	weniger	Prüfungshandlungen	

vorgenommen	werden.348	

Die	CSRD	verfolgt	nach	Erwägungsgrund	60	den	Ansatz	einer	progressiven	Erhöhung	

der	verlangten	Prüfungssicherheit,	damit	allmählich	ein	Markt	für	die	Prüfung	von	Nach-

haltigkeitsberichten	entstehen	kann	und	sich	eine	Berichterstattungspraxis	entwickelt.	

Art	34	Abs	1	UAbs	2	lit	a)	Z	 ii)	 lit	aa)	Bilanz-RL	idF	der	CSRD	sieht	daher	zunächst	die	

Erlangung	begrenzter	Prüfungssicherheit	vor.	Bis	1.	Oktober	2028	soll	bewertet	werden,	

ob	der	Prüfungsmaßstab	zu	einer	Prüfung	mit	hinreichender	Sicherheit	geändert	werden	

soll.349	Der	UV bergang	zu	einer	Prüfung	mit	hinreichender	Sicherheit	wird	von	der	Ein-

schätzung	der	europäischen	Kommission	abhängig	sein,	ob	der	höhere	Standard	für	die	

berichtenden	Unternehmen	und	die	Prüfer	erfüllbar	ist.350	

Die	 Diskrepanz	 zwischen	 den	 verschiedenen	 Prüfungsmaßstäben	 kann	 zu	 Erwar-

tungslücken	bei	den	Adressaten	der	Prüfungsvermerke	führen.	Die	Adressaten	verkennen	

oftmals	die	unterschiedlichen	Niveaus	der	Prüfungssicherheit.351	Die	primäre	Verantwor-

tung	 für	 die	 Vermeidung	 und	Aufdeckung	 von	 dolosen	Handlungen	 liegen	 bei	 der	 Ge-

schäftsleitung	und	den	Aufsichtsorganen	der	Unternehmen	 selbst,	währenddessen	der	

Prüfer	eine	stichprobenbasierte	Prüfung	vornimmt,	da	es	ihm	nicht	möglich	ist,	absolute	

Prüfungssicherheit	 zu	 erlangen,	 ohne	den	 Jahresabschluss	bzw	den	Nachhaltigkeitsbe-

richt	 erneut	 zu	erstellen.352	Darüber	hinaus	erfolgt	die	Prüfung	der	Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung	momentan	auf	einem	anderen	Niveau	als	die	Abschlussprüfung	des	Jah-

resberichts.	Diese	Erwartungslücken	können	allerdings	nicht	allein	durch	die	Anpassung	

des	Prüfungsniveaus	an	dasjenige	der	Abschlussprüfung	gelöst	werden,	sondern	könnten	

dadurch	 geschlossen	 werden,	 dass	 dem	 Anwender	 des	 Jahresberichts	 und	 des	

 
 
346	Erwägungsgrund	60	der	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15;	Orth/Meyer,	WPg	2022,	909	(910).	
347	Erwägungsgrund	60	der	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15;	Quick,	Verursacht	die	Prüfungsp/licht	für	Nach-
haltigkeitsberichte	neue	Erwartungslücken?	WPg	2024,	309	(311).	
348	Erwägungsgrund	60	der	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15;	Quick,	WPg	2024,	309	(311);	Quick,	Zur	Ausge-
staltung	der	P/licht	zur	Prüfung	von	Nachhaltigkeitsberichten,	WPg	2024,	463	(467).	
349	Erwägungsgrund	60	der	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15;	Orth/Meyer,	WPg	2022,	909	(910).	
350	Säuberlich/Jordan,	WPg	2024,	528	(535).	
351	Quick/Toledano/Toledano,	IRZ	2022,	37	(42)	(beck-online.de).	
352	Quick,	WPg	2024,	309	(311	f.).	
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Nachhaltigkeitsberichts	aufgezeigt	wird,	was	und	wie	durch	den	Prüfer	im	Rahmen	der	

Abschlussprüfung	geprüft	wird.	

3. Prüfungsvermerk	

Art	28a	Abschlussprüfungs-RL	idF	der	CSRD	schreibt	die	Formalia	des	Prüfungsver-

merks	vor.	Der	Prüfungsvermerk	ist	demnach	schriftlich	abzufassen	und	vom	Prüfer	der	

Nachhaltigkeitsberichterstattung	 gemäß	 Art	 28a	 Abs	 4	 Abschlussprüfungs-RL	 idF	 der	

CSRD	mit	Angabe	des	Datums	zu	unterschreiben.	

Der	schriftliche	Prüfungsvermerk	beinhaltet	nach	Art	28a	Abs	2	Abschlussprüfungs-

RL	idF	der	CSRD	Angaben	zum	geprüften	Unternehmen,	das	Datum	und	den	Zeitraum,	auf	

den	sich	die	Prüfung	bezieht,	sowie	die	für	den	Bericht	verwendeten	Rahmenwerke,	eine	

Beschreibung	des	Umfangs	der	Prüfung	inklusive	der	verwendeten	Standards	der	Bestä-

tigung	und	das	Prüfungsurteil.	Die	Mitgliedstaaten	können	ferner	durch	ein	Mitgliedstaa-

tenwahlrecht	vorsehen,	dass	im	Falle	einer	gemeinsamen	Prüfung	des	Jahresabschlusses	

und	 der	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 der	 Prüfungsvermerk	 als	 gesonderter	 Ab-

schnitt	in	den	Bestätigungsvermerk	aufgenommen	werden	soll.353	Der	deutsche	Gesetz-

geber	sieht	in	seinem	Referentenentwurf	in	§324i	Abs	1	HGB-E	vor,	dass	der	Prüfungsver-

merk	getrennt	von	dem	Bestätigungsvermerk	zum	Jahresabschluss	niedergelegt	werden	

soll.	Dabei	setzt	der	deutsche	Gesetzgeber	bewusst	nicht	das	Wahlrecht	um,	da	durch	die	

Trennung	der	Vermerke	ein	irreführender	Eindruck	zu	den	verschiedenen	Prüfungsurtei-

len	vermieden	soll.354	Der	deutsche	Referentenentwurf	geht	damit	über	die	Vorgaben	der	

CSRD	hinaus,	die	sich	nur	auf	den	Prüfungsvermerk	selbst	bezieht.355	

III. Prüfungsstandards	

Um	 die	 Prüfung	 der	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 zur	 Abschlussprüfung	 ver-

gleichbar	 zu	 machen,	 ist	 eine	 Standardisierung	 des	 Prüfungsvorgehens	 notwendig.356	

Art	26a	Abs	1	Abschlussprüfungs-RL	idF	der	CSRD	sieht	vor,	dass	die	Prüfung	der	Nach-

haltigkeitsberichterstattung	 anhand	 europäischer	 Standards	 erfolgen	 soll.	 Diese	 Stan-

dards	werden	von	der	Kommission	erarbeitet	und	sollen	bis	zum	1.	Oktober	2026	für	die	

Prüfung	 mit	 begrenzter	 Sicherheit	 und	 bis	 zum	 1.	 Oktober	 2028	 für	 die	 Prüfung	 mit	

 
 
353	Art	28a	Abs	5	Abschlussprüfungs-RL	idF	der	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15.	
354	Begründung	zu	Nummer	29	RefE-CSRD,	127.	
355	Säuberlich/Jordan,	WPg	2024,	528	(535).	
356	Orth/Meyer,	WPg	2022,	909	(910).	
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hinreichender	Sicherheit	in	delegierten	Rechtsakten	erlassen	werden.357	Bis	dahin	)inden	

gemäß	Art	26a	Abs	2	Abschlussprüfungs-RL	idF	der	CSRD	nationale	Prüfungsstandards	

Anwendung.	

Die	Prüfung	der	nicht)inanziellen	Berichterstattung	stellt	eine	„sonstige	Prüfung“	im	

Sinne	der	International	Standard	on	Assurance	Engagements	ISAE	3000	(Revised)358	dar,	

nach	der	die	Berichterstattung	als	Ist-Objekt	hinsichtlich	ihrer	UV bereinstimmung	mit	ei-

nem	Referenzmodell	als	Soll-Objekt	überprüft	wird.359	

Die	österreichische	Kammer	der	Steuerberater	und	Wirtschaftsprüfer	(KSW)	hat	be-

reits	im	September	2018	die	Stellungnahme	KFS/PE	28	veröffentlicht,	die	Hilfestellungen	

zur	 Prüfung	 der	 nicht)inanziellen	 Berichterstattung	 betreffend	 Umfang,	 Durchführung	

und	Berichterstattung	enthält.	360	Die	KFS/PE	28	enthält	dabei	Maßgaben	für	die	Prüfung	

mit	hinreichender	und	mit	begrenzter	Sicherheit.361	

Das	IDW	hat	ebenfalls	bereits	für	die	freiwillige	inhaltliche	Prüfung	der	nicht)inanzi-

ellen	Erklärung	nach	der	NFDR	 im	 Jahre	2022	drei	Entwürfe	 für	Prüfungsstandards	 in	

Deutschland	entwickelt.362	Der	IDW	EPS	352	behandelt	dabei	die	inhaltliche	Prüfung	ei-

ner	 im	Lagebericht	enthaltenen	nicht)inanziellen	Erklärung	 im	Rahmen	der	Abschluss-

prüfung,	während	der	 IDW	EPS	990	und	der	 IDW	EPS	991	die	 inhaltliche	Prüfung	der	

nicht)inanziellen	Berichterstattung	außerhalb	der	Abschlussprüfung	mit	hinreichender	

(IDW	EPS	990)	bzw	begrenzter	(IDW	EPS	991)Prüfungssicherheit	zum	Inhalt	haben.363	

Diese	Prüfungsstandards	sind	im	Zusammenhang	mit	den	Anforderung	nach	dem	inter-

nationalen	 Prüfungsstandard	 ISAE	 3000	 (Revised)	 zu	 sehen,364	 auf	 den	 die	 Entwürfe	

 
 
357	Art	26a	Abs	3	Abschlussprüfungs-RL	idF	der	CSRD	2022/2464	ABl	L	322/15.	
358	 IAASB,	 International	 Standard	 on	 Assurance	 Engagements	 3000	 (Revised),	 Assurance	 Engagements	
Other	 Than	 Audits	 or	 Reviews	 of	 Historical	 Financial	 Information,	 Dezember	 2013,	
https://www.ifac.org/_/lysystem/azure-private/publications//iles/ISAE%203000%20Revised%20-
%20for%20IAASB.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
359	Baumüller/Follert,	Neue	Leitlinien	für	die	Prüfung	der	nicht/inanziellen	Berichterstattung	in	OZ sterreich	
–	(k)ein	Vorbild	für	Deutschland?	IRZ	2018,	549	(551)	(beck-online.de).	
360	KSW,	Stellungnahme	KFS/PE	28,	Zu	ausgewählten	Fragen	bei	der	gesonderten	Prüfung	von	nicht/inanzi-
ellen	Erklärungen	und	nicht/inanziellen	Berichten	gemäß	§	243b	und	§	267a	UGB	sowie	von	Nachhaltig-
keitsberichten,	 September	 2018,	 Rz	 5,	 https://old.ksw.or.at/PortalData/1/Resources/fachgutach-
ten/KFSPE28_27092018_RF.PDF	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
361	 KSW,	 Stellungnahme	 KFS/PE	 28,	 Rz	 27,	 https://old.ksw.or.at/PortalData/1/Resources/fachgutach-
ten/KFSPE28_27092018_RF.PDF	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
362	Vgl	Disser/Vogl,	WPg	2023,	217	(218).	
363	IDW,	Entwurf	eines	IDW-Prüfungsstandards:	Inhaltliche	Prüfung	mit	begrenzter	Sicherheit	der	nicht/i-
nanziellen	 (Konzern-)Berichterstattung	 außerhalb	 der	 Abschlussprüfung	 (IDW	 EPS	 991(11.2022)),	
24.11.2022,	1,	https://www.idw.de/IDW/EPS-991-11-2022.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
364	Disser/Vogl,	WPg	2023,	217	(218).	
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au)bauen.365	Der	ISAE	3000	(Revised)	ist	dabei	ein	prinzipienorientierter	Standard,	der	

beide	Prüfungsniveaus	abdeckt.366	

Es	ist	bei	der	Prüfung	innerhalb	der	Abschlussprüfung	nach	dem	IDW	EPS	352	nicht	

möglich,	Teile	der	nicht)inanziellen	Erklärung	von	der	Prüfung	auszunehmen.367	Außer-

halb	der	Abschlussprüfung	 ist	es	möglich,	einen	Teil	der	Angaben	aus	dem	Nachhaltig-

keitsbericht	von	der	Prüfung	auszunehmen,	sofern	die	Nichteinbeziehung	nicht	zu	irre-

führenden	 Informationen	 führt.368	Diese	Unterscheidung	verliert	durch	die	Einführung	

der	Prüfungsp)licht	durch	die	CSRD,	die	keine	Ausnahmen	von	der	P)licht	vorsieht,	an	Be-

deutung.	

 	

 
 
365	IDW,	IDW	EPS	991(11.2022),	1,	https://www.idw.de/IDW/EPS-991-11-2022.pdf	(zuletzt	abgerufen	am	
15.7.2024).	
366	Orth/Meyer,	WPg	2022,	909	(910).	
367	IDW,	Entwurf	eines	IDW-Prüfungsstandards:	Inhaltliche	Prüfung	der	nicht/inanziellen	(Konzern-)Erklä-
rung	 im	 Rahmen	 der	 Abschlussprüfung	 (IDW	 EPS	 352(08.2022)),	 17.08.2022,	 Rz	 20,	
https://www.idw.de/IDW/IDW-Verlautbarungen/IDW-PS/IDW-EPS-352-08-2022.pdf	 (zuletzt	 abgerufen	
am	15.7.2024).	
368	IDW,	IDW	EPS	991(11.2022),	24.11.2022,	Rz	21,	https://www.idw.de/IDW/EPS-991-11-2022.pdf	(zu-
letzt	abgerufen	am	15.7.2024).	
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H. Zusammenfassung	und	Ausblick	

I. Zusammenfassung	

In	dieser	Arbeit	wurde	die	P)licht	zur	Nachhaltigkeitsberichterstattung	nach	Art	8	EU-

Taxonomie	VO	untersucht.	

Hintergrund	der	EU-Taxonomie	VO	ist	der	Sustainable	Finance	Action	Plan	und	der	

European	Green	Deal	der	EU.	Ziel	ist	es,	Investitionen	in	nachhaltige	Wirtschaftstätigkei-

ten	zu	lenken.	Daher	etabliert	die	EU-Taxonomie	VO	ein	einheitliches	Klassi)izierungssys-

tem	zur	Einordnung	ökologisch	nachhaltiger	Wirtschaftstätigkeiten.	

Die	 EU-Taxonomie	 VO	 entscheidet	 dabei	 in	 binärer	 Form	 darüber,	 ob	 eine	 Wirt-

schaftstätigkeit	als	ökologisch	nachhaltig	gilt.	Die	Unternehmen	haben	infolgedessen	nach	

Art	8	EU-Taxonomie	VO	zu	prüfen,	ob	eine	Wirtschaftstätigkeit	taxonomiefähig	und	taxo-

nomiekonform	ist.	Taxonomiefähig	ist	eine	Wirtschaftstätigkeit,	wenn	sie	durch	die	tech-

nischen	Bewertungskriterien	der	delegierten	Verordnungen	umfasst	ist.	Taxonomiekon-

formität	ergibt	sich	aus	der	Prüfung	der	Kriterien	des	Art	3	EU-Taxonomie	VO,	nach	dem	

die	Wirtschaftstätigkeit	einen	wesentlichen	Beitrag	zu	einem	Umweltziel	leisten	muss,	die	

anderen	Umweltziele	nicht	wesentlich	beeinträchtigen	darf,	einen	sozialen	Mindestschutz	

verwirklichen	muss	 und	 durch	wissenschaftlich	 fundierte	 Kriterien	 bewertbar	 ist.	 Die	

Umweltziele	sind	dabei	nach	Art.	9	EU-Taxonomie	VO	der	Klimaschutz,	die	Anpassung	an	

den	Klimawandel,	die	nachhaltige	Nutzung	und	der	Schutz	von	Wasser-	und	Meeresres-

sourcen,	der	UV bergang	zu	einer	Kreislaufwirtschaft,	die	Vermeidung	und	Verminderung	

der	Umweltverschmutzung	und	der	Schutz	und	die	Wiederherstellung	der	Biodiversität	

und	OV kosysteme.	

Unternehmen	müssen	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	die	Nachhaltigkeitskennzahlen	

der	umsatzbasierten	KPI,	CapEx	KPI	und	OpEx	KPI	im	Nachhaltigkeitsbericht	veröffentli-

chen.	Diese	Angaben	sind	in	Meldebögen	der	DelVO	2021/2178	zu	publizieren.	Die	Nach-

haltigkeitskennzahlen	sind	dabei	in	die	nicht)inanzielle	Erklärung	nach	der	NFRD	bzw	ab	

dem	Geschäftsjahr	2024	in	den	Nachhaltigkeitsbericht	der	CSRD	aufzunehmen.	Der	Nach-

haltigkeitsbericht	erfährt	durch	die	CSRD	eine	Ausweitung	in	seinem	Anwendungsbereich	

und	in	den	Inhalten.	Zudem	sieht	die	CSRD	eine	Standardisierung	der	Form	und	der	Dar-

stellung	des	Inhalts	des	Nachhaltigkeitsberichts	vor.	

Die	Nachhaltigkeitsberichterstattung	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	unterliegt	als	Teil	

des	Nachhaltigkeitsberichts	dessen	Prüfungsvorschriften.	Die	NFDR	sah	bisher	eine	 in-

haltliche	Prüfung	durch	den	Aufsichtsrat	und	lediglich	eine	formelle	externe	Prüfung	vor.	
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Die	 inhaltliche	externe	Prüfung	des	Nachhaltigkeitsberichts	wurde	erstmalig	durch	die	

CSRD	durch	die	Neufassung	des	Art.	34	Bilanz-RL	eingeführt,	wobei	den	Mitgliedstaaten	

gestattet	wurde,	andere	Prüfer	als	nur	den	Berufsstand	der	Wirtschaftsprüfer	zur	Prüfung	

des	Nachhaltigkeitsberichts	zuzulassen.	Der	bisherige	deutsche	Referentenentwurf	macht	

von	diesem	Recht	keinen	Gebrauch.	Dies	wird	angesichts	der	möglichen	Expertise	anderer	

Berufsgruppen	zurecht	kritisiert.	

Die	Prüfung	des	Nachhaltigkeitsberichts	erfolgt	zunächst	als	Prüfung	mit	begrenzter	

Prüfsicherheit	mit	einem	negativen	Prüfungsurteil.	Dies	 öffnet	zwar	Erwartungslücken,	

ist	aber	angesichts	des	Umfangs	der	Prüfung	und	der	neuen	Berichtspraxis	erforderlich.	

Zur	Erleichterung	der	Prüfung	werden	von	der	Europäischen	Kommission	Prüfungsstan-

dards	für	die	Prüfer	erarbeitet.	Diese	werden	allerdings	erst	im	Jahr	2026	und	2028	er-

wartet,	sodass	zum	Zeitpunkt	der	Bearbeitung	dieser	Arbeit	noch	kein	Entwurf	vorliegt	

und	abzuwarten	bleibt,	wie	dieser	Standard	ausgestaltet	wird.	

II. Fazit		

Die	 EU-Taxonomie	 VO	 mit	 ihrer	 P)licht	 zur	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 nach	

Art	8	EU-Taxonomie	VO	ist	ein	Baustein	im	größeren	Gebilde	der	Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung	selbst.	Sie	beinhaltet	neue	Herausforderungen	für	berichtende	Unternehmen,	

bietet	aber	auch	durch	die	Vergleichbarkeit	der	Kennzahlen	Chancen	für	Stakeholder	und	

die	Finanzindustrie.	 Insbesondere	 trägt	sie	zu	der	Entwicklung	bei,	dass	Unternehmen	

nicht	mehr	nur	 aufgrund	 ihrer	 )inanziellen	Performance,	 sondern	auch	aufgrund	 ihrer	

Auswirkungen	auf	 ihre	Umwelt	beurteilt	werden.	Durch	die	Veröffentlichung	konkreter	

Zahlen	können	sowohl	Stakeholder	als	auch	Verbraucher	Einsicht	in	die	Gestaltung	der	

Prozesse	eines	Unternehmens	bekommen	und	die	Angaben	der	Unternehmen	aufgrund	

der	Standardisierung	auch	vergleichen.	

Damit	gewinnt	das	Thema	der	Nachhaltigkeit	für	Unternehmen	und	Stakeholder	an	

Bedeutung,	gerade	da	Unternehmen	mit	einem	hohen	Anteil	an	ökologisch	nachhaltigen	

Wirtschaftstätigkeiten	bei	der	Vergabe	von	Förderungen	und	Investitionen	bevorzugt	von	

Finanzunternehmen	 berücksichtigt	 werden	 könnten.	 Finanzunternehmen	 streben	 auf-

grund	ihrer	Offenlegungsp)lichten	aus	Art	5	-	7	EU-Taxonomie	VO	darauf	hin,	eine	mög-

lichst	hohe	Quote	an	Investitionen	 in	 ökologisch	nachhaltigen	Wirtschaftstätigkeiten	 in	

ihrem	 Portfolio	 zu	 haben.	 Somit	 kann	 die	 P)licht	 zur	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	

nach	Art	8	EU-Taxonomie	dazu	beitragen,	Investitionen	in	ökologisch	nachhaltige	Wirt-

schaftstätigkeiten	zu	fördern	und	folglich	ihren	Teil	zur	Verwirklichung	der	vorgegebenen	
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Ziele	des	Europäischen	Green	Deals	und	der	Sustainable	Development	Goals	der	Vereinten	

Nationen	beitragen.	

Jedoch	stellen	sich	für	die	berichtenden	Unternehmen	in	der	Anwendung	der	EU-Ta-

xonomie	VO	diverse	Schwierigkeiten.	Insbesondere	verursachen	die	verschiedenen	unbe-

stimmten	Rechtsbegriffe,	wie	der	Begriff	der	erheblichen	Beeinträchtigung	aus	Art	17	EU-

Taxonomie	 VO,	 eine	 erhebliche	 Rechtsunsicherheit.	 Daneben	 erfolgt	 ein	 Großteil	 der	

Rechtssetzung	durch	sehr	detailreiche	delegierte	Verordnungen,	die	scheinbar	auf	jeden	

Einzelfall	Bezug	nehmen	möchten.	

III. Ausblick	

Die	Thematik	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	 ist	 sehr	neu.	Dementsprechend	

bleibt	abzuwarten,	wie	sich	die	Gesetzgebung	in	diesem	Fall,	insbesondere	die	verschie-

denen	nationalen	Umsetzungsgesetze	zur	CSRD,	entwickeln.	

Während	die	Unternehmen	bereits	erste	Erfahrungen	mit	der	Publikation	der	Nach-

haltigkeitskennzahlen	nach	Art	8	EU	Taxonomie	VO	sammeln	durften,	werden	sie	im	Ge-

schäftsjahr	2024	erstmals	mit	den	erweiterten	Nachhaltigkeitsangaben	nach	der	CSRD	

konfrontiert.	Darüber	hinaus	stellt	sich	für	viele	Unternehmen	nach	der	Ausweitung	des	

Anwendungsbereichs	 erstmalig	 die	 Notwendigkeit	 einer	 Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung.	Es	bleibt	abzuwarten,	welche	Schwierigkeiten	sich	 in	der	direkten	Anwendung	in	

der	Praxis	herausstellen.	

Der	Berufstand	der	Wirtschaftsprüfer	muss	sich	ebenfalls	im	dem	Geschäftsjahr	2024	

zum	1.1.2025	mit	der	Prüfung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	auseinandersetzen.	

Dies	erfordert	eine	besondere	Expertise	der	Prüfer,	weshalb	sich	diese	bereits	jetzt	mit	

einer	entsprechen	Aus-	und	Weiterbildung	für	die	kommenden	Herausforderungen	vor-

bereiten	sollten.	

IV. Schlussbemerkung	

Die	P)licht	zur	Nachhaltigkeitsberichterstattung	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	sowie	

die	Neuerungen	der	CSRD	sind	ein	komplexes	Thema,	das	Unternehmen,	ihre	Berater	und	

Prüfer	sowie	andere	Beteiligte	noch	eine	Weile	beschäftigen	wird.	Sobald	eine	gewisse	

Zeit	vergangen	ist,	in	der	sich	die	neue	Berichterstattung	etabliert	hat,	wird	diese	aller-

dings	einen	großen	Beitrag	zur	Bewertung	von	Unternehmen	und	in	der	weiteren	Folge	

zur	nachhaltigen	Entwicklung	der	Wirtschaft	bringen.	
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Abstract	

Zur	Bekämpfung	von	Greenwashing	und	zur	Schaffung	von	mehr	Transparenz	hat	die	

Europäische	Union	mit	der	EU-Taxonomie	VO	und	der	Corporate	Sustainability	Reporting	

Directive	(CSRD)	einen	neuen	Rechtsrahmen	für	die	Nachhaltigkeitsberichterstattung	von	

Unternehmen	geschaffen.	Dabei	beinhaltet	die	EU-Taxonomie	VO	ein	Klassi)izierungssys-

tem	 für	 ökologisch	nachhaltige	Wirtschaftstätigkeiten	und	 fordert	die	Veröffentlichung	

von	der	Nachhaltigkeitskennzahlen	im	Nachhaltigkeitsbericht.	Die	CSRD	weitet	den	An-

wendungsbereich	und	die	Inhalte	des	Nachhaltigkeitsbericht	weiter	aus	und	etabliert	eine	

erstmalig	eine	externe	inhaltliche	Prüfungsp)licht	des	Nachhaltigkeitsberichts.	

Ziel	der	Arbeit	ist	es,	eine	Analyse	der	Rechtsgrundlagen	der	neuen	Nachhaltigkeits-

berichterstattung	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO	für	Unternehmen	durchzuführen.	Dazu	er-

folgt	eine	Auseinandersetzung	mit	den	einschlägigen	Rechtsakten	der	EU	durch	die	Aus-

legung	der	maßgeblichen	Vorschriften	und	eine	Erörterung	der	bisherigen	Literatur.	Da-

bei	geht	die	Arbeit	insbesondere	auf	die	Prüfp)licht	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO,	die	In-

halte	und	Form	der	Veröffentlichung	des	Nachhaltigkeitsberichts	und	die	Frage	der	exter-

nen	Prüfung	ein.	

Die	Arbeit	zeigt	die	umfassenden	Anforderungen	und	erheblichen	Herausforderun-

gen	auf,	die	sich	für	Unternehmen	im	Rahmen	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	stel-

len.	Sie	richtet	sich	an	Unternehmen,	die	von	den	Neuerungen	der	Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung	betroffen	sind,	sowie	an	Wissenschaftler	und	Praktiker	in	diesem	Bereich.	

Zunächst	wird	auf	den	Begriff	der	Nachhaltigkeit	(B.)	eingegangen,	um	den	Kontext	

der	Berichterstattung	erfassen	zu	können.	Anschließend	erfolgt	eine	historische	Einord-

nung	 der	 Nachhaltigkeitsberichterstattung	 (C.),	 bevor	 die	 EU-Taxonomie	 VO	mit	 ihren	

Hintergründen	und	Regelungsgegenständen	vorgestellt	wird	(D.).	Anschließend	wird	auf	

die	Prüfp)licht	der	Unternehmen	nach	Art	8	EU-Taxonomie	VO,	einschließlich	des	Anwen-

dungsbereichs,	 (E.)	genauer	eingegangen	und	die	 Inhalte	der	Nachhaltigkeitsberichter-

stattung	nach	der	EU-Taxonomie	VO,	der	Non-Financial	Reporting	Directive	(NFRD)	und	

der	CSRD	(F.)	vorgestellt.	Abschließend	wird	in	einem	letzten	Kapitel	die	Frage	der	Prü-

fung	der	Nachhaltigkeitsberichterstattung	(G.)	genauer	beleuchtet	und	dabei	auf	die	Neu-

erungen	durch	die	CSRD	eingegangen.	

	


